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VORWORT
„Was ist unsere künftige Aufgabe?“, so die Frage des EU-Außenbeauftragten Javier Solana, die 

von ihm zugleich folgendermaßen beantwortet wird: „Die EU zu einer globalen Macht zu ma-
chen.“ Noch deutlicher äußerte sich der britische EU-Abgeordnete Andrew Duff: „Die EU sollte 
nicht zögern, eine Supermacht zu werden.“ Um dieses Ziel zu erreichen, rüstet die Europäische 
Union seit mehreren Jahren auf breiter Front auf. Die Militarisierung der EU schreite „mit Licht-
geschwindigkeit“ voran, stellte Solana schon vor längerer Zeit befriedigt fest.

Und tatsächlich: Immer häufiger wird inzwischen Militär zur Durchsetzung europäischer Inter-
essen entsandt. Mittlerweile fanden bereits 27 Einsätze im Rahmen der Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (ESVP) statt. Die vorliegende Broschüre will einen umfassenden – wenn 
auch beileibe nicht vollständigen – Überblick über den Stand und das Ausmaß der Militarisierung 
der Europäischen Union geben. Dies ist allein schon deshalb notwendig, weil die Europäische 
Union weit davon entfernt ist, sich auf ihren „Lorbeeren“ auszuruhen. Im Gegenteil, es wird be-
absichtigt, den Militarisierungsprozess in den kommenden Jahren weiter zu intensivieren. Ende 
2008 wurde der sog. „Capability Development Plan“ verabschiedet, mit dem die EU verbleibenden 
„Fähigkeitslücken“ schließen, sprich künftig effektiver Krieg führen will. Dazu gehören zahlreiche 
Rüstungsprojekte, die unter Führung der EU-Rüstungsagentur in Gang gesetzt wurden. Die Ziel-
setzung ist überaus ambitioniert: bis zu 19 zivile und militärische Operationen will man in Zukunft 
gleichzeitig durchführen können, wie auf dem Abschlussgipfel der französischen Ratspräsident-
schaft am 11./12. Dezember 2008 beschlossen wurde.

So beängstigend diese Aussichten auch sind, sie dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass es an 
zahlreichen Stellen gelang, Sand in die EU-Militärmaschinerie zu streuen. Die erfolgreiche Kam-
pagne gegen die EU-Verfassung und anschließend den Vertrag von Lissabon zeigt dabei eindrück-
lich, dass Widerstand gegen den EU-Militarisierungsprozess nicht nur nötig, sondern auch möglich 
ist. Die vorliegende Broschüre soll dazu beitragen, diesen Widerstand inhaltlich zu unterfüttern.
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Die Europäische Union ist derzeit dabei, sich grundle-
gend zu verändern. Beleg hierfür sind etwa die Aussagen 
von EU-Erweiterungskommissar Olli Rehn, der die Union 
als ein „gutmütiges Imperium“1 bezeichnet oder von Kom-
missionschef José Manuel Barroso, der in ihr ebenfalls „eine 
Art Imperium“ sieht.2 Die Zeit falscher Bescheidenheit ist 
vorbei, offensiv formulieren die Verantwortlichen in der EU 
und den Mitgliedsstaaten inzwischen den Anspruch, in den 
Kreis der Großmächte aufsteigen zu wollen. Die im Jahr 
2000 veröffentlichte Lissabon-Strategie mit ihrer Zielvor-
gabe, innerhalb von zehn Jahren zur Weltwirtschaftsmacht 
Nummer eins aufzusteigen, stellt in diesem Zusammenhang 
die wirtschaftliche Komponente der „Supermacht EU“ dar. 
Erreicht werden soll dieses ehrgeizige Ziel einerseits durch 
einen neoliberalen Umbau innerhalb der Mitgliedstaaten 
– in Deutschland etwa mit der Agenda 2010 und dem da-
mit einhergehenden massivem Sozialabbau – sowie durch 
die Durchsetzung der eigenen Liberalisierungsagenda nach 
Außen.

Nicht von ungefähr wurde nahezu parallel mit einem um-
fassenden Programm zur Militarisierung der Europäischen 
Union begonnen, um dem ökonomischen Weltmachtan-
spruch ein militärisches Fundament zu verschaffen. Dieser 
Beitrag zeichnet die wichtigsten Stationen, Dokumente 
und Komponenten dieser Entwicklung nach und analysiert 
sie im Kontext einer Europäischen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (ESVP), die immer offener auf die Durch-
setzung eigener Machtansprüche abzielt. Im Kern geht es 
dabei inhaltlich um drei Dinge: Einfluss im Weltmaßstab 
– auch gegen die USA; Rohstoffkontrolle; und die militä-
rische Absicherung der neoliberalen Weltwirtschaftsord-
nung.

1. Stationen und Komponenten der Militarisierung 
Europas
Obwohl die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 

(GASP) bereits Anfang der 1990er mit dem Vertrag von 
Maastricht als eine der drei zentralen Säulen der Europä-
ischen Union eingeführt wurde, führte sie lange Jahre eher 
ein Schattendasein. Erst das französisch-britische Treffen in 
St. Malo Ende 1998 ebnete grundsätzlich den Weg für eine 
Militarisierung der Europäischen Union. Schon im Juni des 
darauf folgenden Jahres beschlossen die Staats- und Regie-
rungschefs, eine EU-Eingreiftruppe aufzustellen. Mit der 
Verabschiedung des „European Headline Goal“ durch Be-
schluss des Europäischen Rates nach Art. 13 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 23 Abs. 1 EUV im Dezember 19993 wurde der Umfang 
dieser Truppe auf 60.000 Soldaten festgelegt, von denen 

Deutschland ca. ein Drittel stellt. Berücksichtigt man die 
für ein solches Kontingent notwendige Rotation, müssen je 
nach Schätzung 150.000 bis 180.000 Soldaten vorgehalten 
werden. Interessant ist der Aktionsradius, der inzwischen 
für einsatzbereit erklärten Truppe. Er wurde zunächst auf 
4.000 Kilometer rund um Brüssel festgelegt, was in seiner 
weltumspannenden Reichweite bereits indiziert, dass es hier 
um die Etablierung einer global agierenden Interventions-
armee zur Durchsetzung europäischer Interessen geht.

Auf der Tagung des Europäischen Rates im Dezember 
2000 in Nizza wurden auf der Grundlage der Art. 11 ff. 
EUV mit dem Beschluss zur Einsetzung eines Militäraus-
schusses (EUMC), eines Militärstabes (EUMS) und eines 
ständigen Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees 
(PSK) auch die organisatorischen Rahmenbedingungen 
für offensiv ausgerichtete EU-Truppen geschaffen. Derart 
aufgestellt wurde das neue militärische Selbstverständnis 
rasch Praxis: Die ersten ESVP-Einsätze, „Concordia“ in 
Mazedonien und „Artemis“ im Kongo, fanden bereits im 
Jahr 2003 statt. Letzterer ist aus zwei Gründen interessant: 
Einmal liegt das Einsatzgebiet deutlich weiter als 4.000 Ki-
lometer von Brüssel entfernt, womit auch diese räumlich 
ohnehin schon sehr weit gefasste Einschränkung endgül-
tig ad acta gelegt wurde. Zudem agierte die EU im Kongo 
erstmalig ohne Rückgriff auf NATO-Strukturen und damit 
unabhängig von den USA, indem Frankreich die operati-
ve Führung übernahm. Im Dezember 2004 übernahm die 
Europäische Union die NATO-Mission in Bosnien-Herze-
gowina. Dieser „Althea“ genannte Einsatz umfasst 7.000 
Soldaten, bereits diese Zahl manifestiert, die zunehmende 
Bedeutung der EU-Streitkräfte. Seither kommen immer 
häufiger weitere Einsätze hinzu, mittlerweile fanden über 
20 Missionen im Rahmen der Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik statt.4

Im Juni 2004 wurde darüber hinaus eine neue militäri-
sche Zielvorgabe, das „Headline Goal 2010“, vom Euro-
päischen Rat beschlossen, die u.a. den Aufbau von EU-
Kampftruppen (sog. Battlegroups) vorsieht. Diese 1.500 
Soldaten umfassenden, hochflexiblen Kampfeinheiten sol-
len innerhalb von 5 bis 30 Tagen vor Ort stationiert werden 
können. Seit Januar 2007 stehen die ersten der insgesamt 
22 bislang geplanten Kampfeinheiten zur Verfügung, die 
im Übrigen auch explizit ohne UN-Mandat eingesetzt wer-
den können.5

Ebenfalls seit 2007 verfügt die EU auch über eine so ge-
nannte Zivil-militärische Zelle zur Planung und Durchfüh-
rung von Einsätzen im Umfang von bis zu 2.000 Soldaten 
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(zuvor war man entweder auf nationale Kapazitäten oder auf 
die NATO und damit auf die USA angewiesen). Sie bildet 
den Nukleus für ein voll funktionsfähiges Hauptquartier, 
mit dem sich die Europäische Union künftig weiter von 
den USA emanzipieren, also unabhängiger machen will.

2. Globalmacht Europa
Einen „Meilenstein“ (so Fraser Cameron, ehemaliger Be-

rater der Europäischen Kommission und derzeit Direktor 
des EU-Russia Centre in Brüssel) für die Fortentwicklung 
der europäischen Militärkomponente stellte die im Dezem-
ber 2003 verabschiedete Europäische Sicherheitsstrategie 
(ESS) dar. Mit ihr erhebt die Europäische Union unmis-
sverständlich den Anspruch, im Konzert der Supermäch-
te eine führende Rolle zu spielen: „Als Zusammenschluss 
von 25 Staaten mit über 450 Millionen Einwohnern, die 
ein Viertel des Bruttosozialprodukts (BSP) weltweit erwirt-
schaften, ist die Europäische Union [...] zwangsläufig ein 
globaler Akteur. [...] Europa muss daher bereit sein, Ver-
antwortung für die globale Sicherheit und für eine bessere 
Welt mit zu tragen.“6

Gleichzeitig identifiziert die EU-Sicherheitsstrategie eine 
Reihe von Bedrohungen, gegen die frühzeitig militärisch 
vorgegangen werden müsse: „Die erste Verteidigungslinie 
wird oftmals im Ausland liegen. [...] Wir müssen eine Stra-
tegiekultur entwickeln, die ein frühzeitiges, rasches und 
wenn nötig robustes Eingreifen fördert.“7 Damit über-
nimmt die ESS indirekt die US-amerikanische Präventiv-
kriegsstrategie, wobei sie als eine wesentliche Bedrohung 
u.a. die zunehmende Abhängigkeit von Rohstoffimporten 
benennt.

Schon dieser kurze Überblick zeigt, wie weit die Militari-
sierung Europas bereits fortgeschritten ist. Mit dem Lissa-
bonner Vertrag soll sie jedoch entscheidend weiter vorange-
trieben werden.

3. Militarisierung per Vertrag
Ursprünglich, d.h. vor der Ablehnung im irischen Re-

ferendum, sollte der „Lissabonner Vertrag“ bis spätestens 
Sommer 2009 als neue Rechtsgrundlage der Union in Kraft 
treten.8 Obwohl bereits sein Vorgänger, der EU-Verfas-
sungsvertrag, bei Referenden in Frankreich und den Nie-
derlanden im Jahr 2005 abgelehnt wurde, gelang es den 
EU-Regierungen, alle wesentlichen Punkte in den Vertrag 
von Lissabon hinüberzuretten, wie eine Presseerklärung 
der Bundesregierung unumwunden einräumt: „Der Begriff 
‚Verfassung für Europa‘ war nach der Ablehnung bei den 
Volksabstimmungen in Frankreich und den Niederlanden 
nicht mehr haltbar. Das erklärte Ziel der deutschen Rats-
präsidentschaft war es aber, die Substanz der Verfassung zu 
erhalten. Dies konnte erreicht werden.“9 Diese Substanz be-
steht neben dem schon in den Gründungsverträgen festge-
schriebenen neoliberalen Wirtschaftsmodell insbesondere 
in den neuen Regelungen im Militärbereich. So wird mit 
dem Lissabonner Vertrag das mögliche Aufgabenspektrum 
für EU-Kampfeinsätze substanziell erweitert. In Artikel 43 
(1) werden hierfür u.a. „die Unterstützung für Drittländer 

bei der Bekämpfung des Terrorismus in ihrem Hoheitsge-
biet“, „Kampfeinsätze im Rahmen der Krisenbewältigung“, 
„Operationen zur Stabilisierung der Lage“, also Besatzungs-
missionen wie in Afghanistan und sogar „gemeinsame Ab-
rüstungsmaßnahmen“ benannt, eine Formulierung, die 
verdächtig an die US-amerikanische Begründung für den 
Angriffskrieg gegen den Irak erinnert. Extrem weit reichend 
ist auch die so genannte „Solidaritätsklausel“ in Artikel 222 
(1a), mit dem der Lissabonner Vertrag festschreibt, dass die 
EU „„alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel, einschließ-
lich der ihr von den Mitgliedstaaten bereitgestellten militä-
rischen Mittel““ mobilisiert, um „„terroristische Bedrohun-
gen im Hoheitsgebiet von Mitgliedstaaten abzuwenden.““ 
Mit diesem Artikel wird die Europäische Union nicht nur 
zu einem Militärbündnis, er eröffnet zudem auch noch die 
Option zum Einsatz von EU-Militär im Inneren. Dies ist 
überaus problematisch, da die EU-Justizminister bereits im 
Dezember 2001 eine Rahmenerklärung verabschiedeten, in 
der es heißt, Terrorismus beinhalte auch Aktivitäten, die in 
der Absicht erfolgen, „öffentliche Körperschaften oder eine 
internationale Organisation unangemessenem Zwang aus-
zusetzen, damit sie bestimmte Handlungen unternehmen 
oder unterlassen.“10 Interessant in diesem Kontext, dass die 
viel gerühmte Grundrechtecharta offensichtlich die gezielte 
Tötung zur Aufstandsbekämpfung legitimiert: „Eine Tö-
tung wird nicht als Verletzung dieses Artikels [Art. 2. Abs. 
1: Recht auf Leben, T.P.] betrachtet, wenn sie durch eine 
Gewaltanwendung verursacht wird, die unbedingt erfor-
derlich ist, um [...] einen Aufruhr oder Aufstand rechtmä-
ßig niederzuschlagen.“11

Des Weiteren wird der Lissabonner Vertrag einen regel-
rechten Rüstungsschub ermöglichen. Denn mit Artikel 
41 wird erstmals die Möglichkeit zur Aufstellung eines 
EU-Rüstungshaushalts, euphemistisch „„Anschubfonds““ 
genannt, eröffnet, was bislang durch den noch gültigen 
Vertrag von Nizza untersagt ist. Darüber hinaus schreibt 
Artikel 42 (3) den Mitgliedsstaaten in bislang einzigartiger 
Weise vor, militärisch aufzurüsten: „Die Mitgliedstaaten 
verpflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittwei-
se zu verbessern“ Um die Einhaltung dieser Verpflichtung 
zu kontrollieren, wurde bereits im Juni 2004 die „Europä-
ischen Verteidigungsagentur“ ins Leben gerufen. Dass dieses 
Organ in einem frühen Entwurf der EU-Verfassung noch 
explizit als „Europäisches Amt für Rüstung, Forschung und 
militärische Fähigkeiten“ bezeichnet wurde, macht ihre ei-
gentliche Zielsetzung ebenso deutlich, wie frühe Versuche, 
in die Aufrüstungsverpflichtung eine bindende Zielgröße 
von 2% des Bruttoinlandsprodukts für Rüstungsausgaben 
aufzunehmen. Dies hätte für Deutschland eine Steigerung 
um etwa 30% zur Folge gehabt.

Besonders besorgniserregend ist, dass hinsichtlich der 
Entsendung von EU-Kampftruppen die Gewaltenteilung 
auf EU-Ebene faktisch außer Kraft gesetzt ist. So spricht 
Artikel 275 dem Europäischen Gerichtshof keinerlei Kon-
trollbefugnisse bzgl. der EU-Militärpolitik zu. Auch das 
Europäische Parlament ist nicht zuständig, es wird gemäß 
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Artikel 36 lediglich regelmäßig darüber „„unterrichtet““, 
was die Exekutive in diesem Bereich unternimmt. Das Par-
lament darf zwar „Anfragen oder Empfehlungen an den 
Rat und den Hohen Vertreter richten, zu entscheiden hat 
es aber nichts. Ohnehin stellt sich die Frage, wie die kur-
ze Einsatzzeit der Battle Groups (5 bis 30 Tage) mit dem 
deutschen Parlamentsvorbehalt12 zu vereinbaren ist. Die da-
malige britische Ratspräsidentschaft antwortete dem Autor 
auf diese Frage im Unterausschuss Sicherheit und Verteidi-
gung des Europäischen Parlaments, die deutschen Kollegen 
hätten angemerkt, dass eine Zustimmung des Bundestages 
unter Umständen auch im Nachhinein möglich sei. In 
dieses Bild passt, dass der parlamentarische Staatssekretär 
im Verteidigungsministerium Christian Schmidt (CSU) 
Vorratsbeschlüsse für EU Battle Groups und NATO Re-
sponse Force fordert.13 Genau dies hat die im Mai 2008 
veröffentlichte „Sicherheitsstrategie für Deutschland“ der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion nun auch offiziell vorge-
schlagen.14 Diese drastische Einschränkung demokratischer 
Kontrollmöglichkeiten bei einer solch entscheidenden 
Frage ist nicht hinnehmbar, da sie zur Folge hat, dass die 
Exekutive das EU-Militär nahezu beliebig einsetzen kann. 
Nachdem bereits das Europäische Parlament über keinerlei 
Mitentscheidungsrechte hinsichtlich der Frage von EU-Mi-
litäreinsätzen verfügt, soll mit der „Sicherheitsstrategie für 
Deutschland“ nun auch die Hoheit des Deutschen Bundes-
tages ausgehebelt und somit die formale Gewaltenteilung 
in der entscheidenden Frage von Krieg und Frieden de facto 
aufgehoben werden.

4. Kerneuropakonzept konkret
Neben der forcierten Militarisierung soll der Lissabon-

ner Vertrag vor allem eine massive Machtverschiebung zu-
gunsten der mächtigen, bevölkerungsreichen EU-Länder 
bewerkstelligen. Hierfür sind zwei Elemente entscheidend. 
Einmal ermöglicht Artikel 46 die Einführung einer „Stän-
digen Strukturierten Zusammenarbeit“, mit der einzelne 
Mitgliedsstaaten ganz im Sinne des Kerneuropa-Prinzips 
Exklusivgruppen im militärischen Bereich bilden können. 
Da sich dabei das Einstimmigkeitsprinzip „allein auf die 
Stimmen der Vertreter der an der Zusammenarbeit teilneh-
menden Mitgliedstaaten“ bezieht, wird hierdurch die bis-
lang geltende Konsenspflicht im Militärbereich ausgehebelt. 
Zudem regelt Protokoll 10, dass nur die Mitgliedsländer an 
der „Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit“ teilneh-
men dürfen, die sich an den wichtigsten EU-Rüstungspro-
jekten beteiligen und Battle Groups bereitstellen.

Schließlich wird mit dem Vertrag von Lissabon die 
Stimmverteilung im wichtigsten EU-Gremium, dem Rat 
der Staats- und Regierungschefs, massiv zugunsten der 
Großmächte verschoben. Von der neuen Regelung profitie-
ren vor allem die bevölkerungsreichsten Staaten, allen voran 
Deutschland, das hierdurch seinen Stimmanteil von 8,4% 
auf 16,73% nahezu verdoppelt. Aber auch Frankreich, 
Großbritannien und Italien zählen zu den Gewinnern. Die 
Tragweite dieser Machtverschiebung nach in Kraft treten 

des Lissabonner Vertrags ist kaum zu überschätzen: „Die 
Union [wird] danach eine andere werden. Die Mitglied-
staaten verlieren weiter an Souveränität, die großen Länder 
werden auf Kosten der kleinen gestärkt und die Zentrali-
sierung ihrer Entscheidungsstrukturen wird die EU noch 
undemokratischer machen. Sie droht ihren Charakter als 
Aushandlungsgemeinschaft zu verlieren und eine feste He-
gemonialordnung von Metropole und Peripherie zu wer-
den.“15 Dies bedeutet nichts anderes als das alt-bekannte 
Kerneuropakonzept, nur diesmal konkret umgesetzt.

5. Militärische Rohstoffsicherung
Aufgrund der schwindenden Weltölvorkommen bei 

gleichzeitig rapide wachsender Nachfrage, rückt die mili-
tärische Energiesicherung nicht nur in den USA, sondern 
auch innerhalb der Europäischen Union immer stärker in 
den Mittelpunkt der Strategieplanung. Im European De-
fence Paper, dem Entwurf für ein EU-Militär-Weißbuch, 
werden Rohstoffkriege bereits unverblümt ins Auge gefasst: 
„Künftige regionale Kriege könnten europäische Interessen 
tangieren [...], indem Sicherheit und Wohlstand direkt be-
droht werden. Z.B. durch die Unterbrechung der Ölversor-
gung und/ oder einer massiven Erhöhung der Energieko-
sten, [oder] der Störung der Handels- und Warenströme.“ 
Konkret wird daraufhin folgendes Szenario beschrieben: 
„In einem Land x, das an den indischen Ozean grenzt, ha-
ben anti-westliche Kräfte die Macht erlangt und benutzen 
Öl als Waffe, vertreiben Westler und greifen westliche Inter-
essen an.“ Ziel sei es in diesem Fall, „das besetzte Gebiet zu 
befreien und die Kontrolle über einige der Ölinstallationen, 
Pipelines und Häfen des Landes x zu erhalten.“16

6. Die Militärische Absicherung der Globalisierung
Obwohl die kapitalistische Globalisierung und die sie 

begleitenden Politiken zu einer dramatischen Verarmung 
weiter Teile der Weltbevölkerung geführt hat, versucht die 
Europäische Union seit einigen Jahren immer aggressiver, 
ihre Liberalisierungsagenda im europäischen Großraum 
und, das stellt die außenpolitische Entsprechung der Lis-
sabon-Strategie dar, auch darüber hinaus durchzusetzen. In 
diesem Zusammenhang ist es mehr als zynisch, wenn der 
Lissabonner Vertrag in Artikel 21 (2) angibt, die Europä-
ische Union bekenne sich zu dem „vorrangigen Ziel, die 
Armut zu beseitigen“, nur um im nächsten Satz als zentrale 
Maßnahme hierfür folgendes zu benennen: „„die Integrati-
on aller Länder in die Weltwirtschaft zu fördern, unter an-
derem auch durch den schrittweisen Abbau internationaler 
Handelshemmnisse.“

Hierbei kommt dem Militär die Aufgabe zu, die dem 
neoliberalen Weltwirtschaftsmodell inhärenten Hierar-
chie- und Ausbeutungsverhältnisse abzusichern und welt-
weit durchzusetzen. Selbst die Weltbank räumt inzwischen 
ein, dass Armut, nicht etwa religiöse, ethnische oder son-
stige Faktoren wie zumeist suggeriert wird, der bei weitem 
einflussreichste Faktor für die gewaltsame Eskalation von 
Konflikten in der Dritten Welt darstellt.17 Während also die 
Globalisierung einerseits den westlichen Großkonzernen 
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neue Profitmöglichkeiten eröffnete, müssen auf der ande-
ren Seite die permanent produzierten Konflikte „befriedet“ 
werden, um die Stabilität der globalen Ordnung zu garan-
tieren.

Darüber hinaus gilt es, die erzielten „Fortschritte“ in die-
sem Bereich irreversibel zu gestalten, wie ein Beitrag in der 
Zeitschrift „griephan global security“, die gegenwärtig ver-
sucht, sich als Zentralorgan an der Schnittstelle zwischen Si-
cherheitspolitik und Wirtschaft zu etablieren, verdeutlicht: 
„Zur Zeit ist eines der größten Risiken, dass die gegenwär-
tig Ausgeschlossenen irgendwann Gehör finden und ihren 
Einfluss dann auf nationaler Ebene wieder geltend machen. 
Daraus entsteht sowohl für globale Unternehmen als auch 
für Investoren eine Herausforderung: Wie schützt man glo-
bale Unternehmensstrukturen in einer Zeit, wo sich das 
‚Länderrisiko‘ im weitesten Sinne verschärft? Unternehmen 
müssen [sich] gegen politische und soziale Unruhen in den 
Nationalstaaten sichern.“18

7. Die Imperiale Ordnung des Robert Cooper
Sollte diese wirtschaftliche Expansionsstrategie jedoch 

auf Widerstände stoßen, entweder in Form von sozialen 
Unruhen, Armutskonflikten, die sich in gewaltsame Kon-
flikte niederschlagen oder renitenten Regierungen, die 
sich dem EU-Liberalisierungsprojekt widersetzen, ist die 
Union zunehmend bereit, ihr Militär zur Aufrechterhal-
tung der imperialen Ordnung einzusetzen. Dies legen etwa 
die Aussagen Robert Coopers, seines Zeichens Büroleiter 
Javier Solanas und Hauptautor der Europäischen Sicher-
heitsstrategie, nahe: „Der postmoderne Imperialismus hat 
zwei Komponenten. Die erste ist der freiwillige Imperialis-
mus der globalen Ökonomie. Er wird normalerweise von 
einem internationalen Konsortium durch internationale 
Finanzinstitutionen wie IWF und Weltbank ausgeübt […] 
Die zweite Dimension des postmodernen Imperialismus 
könnte der Imperialismus des Nachbarn genannt werden. 
Instabilität in der Nachbarschaft stellt eine Gefahr dar, die 
kein Staat ignorieren kann. Politische Misswirtschaft, eth-
nische Gewalt und Kriminalität auf dem Balkan stellen eine 
Gefahr für Europa dar. Die Antwort hierauf war, eine Art 
freiwilliges UN-Protektorat im Kosovo und in Bosnien zu 
schaffen.“19 Damit redet der EU-Spitzenpolitiker einer de 
facto Re-Kolonisierung der Peripherie das Wort, die keines-
wegs freiwillig erfolgt.

Darüber hinaus geht es Cooper nicht nur darum, die im-
periale Ordnung im europäischen Großraum abzusichern, 
sondern sie auch gegenüber dem Rest der Welt durchzuset-
zen: „Die Herausforderung der postmodernen Welt ist es, 
mit der Idee doppelter Standards klarzukommen. Unter uns 
gehen wir auf der Basis von Gesetzen und offener koopera-
tiver Sicherheit um. Aber wenn es um traditionellere Staa-
ten außerhalb des postmodernen Kontinents Europa geht, 
müssen wir auf die raueren Methoden einer vergangenen 
Ära zurückgreifen – Gewalt, präventive Angriffe, Irrefüh-
rung, was auch immer nötig ist, um mit denen klarzukom-
men, die immer noch im 19. Jahrhundert leben, in dem 

jeder Staat für sich selber stand. Unter uns halten wir uns an 
das Gesetz, aber wenn wir im Dschungel operieren, müssen 
wir ebenfalls das Gesetz des Dschungels anwenden.“20

Vor diesem Hintergrund häufen sich nassforsche Plädoy-
ers wie etwa vom Chefkolumnisten der Welt am Sonntag, 
die Europäische Union müsse das „Imperium der Zukunft“ 
werden und künftig z.B. als „imperiale Stabilisierungs-
macht“ in Afrika agieren.21 Auf eine perfide Weise ist dies 
nur konsequent. Denn solange keine Bereitschaft zur Ver-
änderung der herrschenden Hierarchie- und Ausbeutungs-
verhältnisse besteht, wird wenig anderes übrig bleiben, als 
diese imperiale Ordnung militärisch gegen die „Verdamm-
ten dieser Erde“22 abzusichern.
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Einleitung
Das NEIN der irischen Bevölkerung zum Vertrag von 

Lissabon beim Referendum am 12. Juni hat den EU-Mili-
taristen einen schweren Schlag versetzt. Ziel des Vertrages 
war es schließlich explizit zur Stärkung der Europäischen 
Außen- und Sicherheitspolitik (ESVP) beizutragen und 
damit die Militarisierung der Europäischen Union mas-
siv voranzutreiben - nun fehlt zahlreichen der geplanten 
Militarisierungsinitiativen schlicht die Rechtsgrundlage. 
Weder kann nach gegenwärtigem Stand erstmals ein EU-
Rüstungshaushalt aufgestellt werden noch ist es (vorläufig) 
möglich, EU-Militär innerhalb der Union einzusetzen, um 
nur zwei Beispiele zu nennen. 

Ein besonderes Ärgernis stellt für die EU-Eliten die Tat-
sache dar, dass ohne den Vertrag von Lissabon die - in ih-
rer Tragweite häufig unterschätzte - „Ständige Strukturierte 
Zusammenarbeit“ wieder in der Versenkung zu verschwin-
den droht. Denn mit diesem Mechanismus würde erstmals 
die Bildung eines Kerneuropas im Militärbereich möglich 
- die kleinen und mittleren EU-Länder könnten dadurch 
von wesentlichen außen- und sicherheitspolitischen Ent-
scheidungsprozessen ausgeschlossen werden. Deshalb setzt 
man derzeit alles daran, den Vertrag doch noch verabschie-
det zu bekommen, indem die Iren massiv unter Druck 
gesetzt werden.1 Da aber ein endgül-
tiges Scheitern des Vertrages durch-
aus im Bereich des Möglichen liegt, 
werden gegenwärtig auch fieberhaft 
Alternativen ausgearbeitet.

In diesem Zusammenhang sicher-
te sich der neu gegründete Europe-
an Council on Foreign Relations 
(ECFR) die Dienste eines echten 
Hochkaräters. Er verpflichtete als lei-
tenden Wissenschaftler für Politikbe-
ratung den Briten Nick Witney, bis 
2007 noch Chef der Europäischen 
Verteidigungsagentur. Dieser legte 
Ende Juli 2008 einen 52seitigen For-
derungskatalog zur „Revitalisierung 
der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ vor, der aus 
zwei Gründen von großer Relevanz 
ist: Einerseits, weil damit der Euro-
pean Council on Foreign Relations 

seinem erklärten Anspruch gerecht zu werden droht, sich 
zur zentralen Schaltstelle für die Forcierung der EU-Milita-
risierung aufzuschwingen. Auf der anderen Seite handelt es 
sich bei der Studie um die bis dato detailliertesten Überle-
gungen, wie ein Kernbereich des Lisabonner Vertrages, die 
besagte „Ständige Strukturierte Zusammenarbeit“, im Falle 
seines endgültigen Scheiterns dennoch implementiert wer-
den könnte. Witneys Vorschläge sind von höchster Brisanz, 
will der Brite doch mit einem dreistufigen Selektionspro-
zess die militärpolitische Spreu vom Weizen trennen und 
damit letztlich den Weg zur Bildung eines Militärdirektori-
ums bestehend aus den mächtigsten EU-Staaten ebnen. Vor 
diesem Hintergrund ist es wenig verwunderlich, dass diese 
Initiative in den großen Mitgliedsländern wohlwollend auf-
gegriffen wurde.

Da alle kleinen und mittleren EU-Länder sich damit 
künftig mit dem Platz am militärpolitischen Katzentisch 
zufrieden geben müssten, ist die entscheidende Schwach-
stelle des Witney-Konzepts die Tatsache, dass die hierdurch 
massiv benachteiligten Länder nach gegebener Rechtslage 
zuvor ihrer eigenen Marginalisierung auch noch zustimmen 
müssten. Deshalb ist es notwendig, seine Vorschläge als das 
zu entlarven, was sie sind: der Versuch einen Kernbereich 
der EU-Politik in den Händen einiger weniger Staaten zu 

konzentrieren.
 Bevor in dieser Studie nun die Ur-

sprünge des Kerneuropa-Konzepts, 
dessen Verankerung im Vertrag von 
Lissabon und die neuen Versuche, 
das EU-Militärdirektorium durch 
die Hintertür umzusetzen, näher be-
schrieben werden, soll zunächst noch 
auf den European Council on Fo-
reign Relations eingegangen werden, 
der Witneys Vorschläge publizierte.

ECFR: EUropas Militärelite formiert 
sich

In den letzten Jahren hat sich eine 
wachsende Anzahl von Think Tanks 
um die immer aggressiver werdende 
EU-Militärpolitik “verdient” ge-
macht.2 Allerdings wird dennoch 
häufig darüber geklagt, es fehle an 
einem hinreichend profilierten Sam-

Lissabon-Vertrag hin oder her - 
das militärische Kerneuropa soll kommen! 
Der European Council on Foreign Relations fordert ein Militärdirektorium - 
auch ohne neuen EU-Vertrag  
von Jürgen Wagner
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melbecken, das Elitendiskussionen zusammenführt und die 
dort vereinbarten Forderungskataloge anschließend effek-
tiv in die Debatte einspeist. Und in der Tat, ein wirkliches 
Flaggschiff - ähnlich dem US-amerikanischen Council on 
Foreign Relation mit seinem publizistischen Aushänge-
schild “Foreign Affairs” - fehlt bislang.

Genau diese Lücke soll der im Oktober 2007 gegründete 
privat finanzierte Europen Council on Foreign Relations 
(ECFR) schließen. Zahlreiche Beobachter bescheinigen 
dem ECFR, er habe durchaus das Potenzial, innerhalb 
kürzester Zeit zum relevantesten EU-Think Tank aufzu-
steigen. So bescheinigt der Finne Martti Ahtisaari, ECFR-
Gründungsmitglied und als UN-Sondergesandter für das 
Kosovo maßgeblich an der endgültigen Zerschlagung Ju-
goslawiens beteiligt, dem Think Tank eine glänzende Zu-
kunft: „Der European Council on Foreign Relations ist von 
zentraler Bedeutung dafür, Kanäle für eine offene Debatte 
in Europa zu schaffen. Der ECFR setzt sich für die Not-
wendigkeit ein, dass Europa ein wichtiger, einheitlicher, 
couragierter, innovativer und kohärenter Akteur wird. Ich 
erachte den ECFR als entscheidend für die Förderung die-
ser Vision in einer sich globalisierenden Welt.“3 Ganz ähn-
lich äußerte sich der deutsche Ex-Außenminister Joschka 
Fischer: „Das internationale System benötigt im 21. Jahr-
hundert eine starke und vereinte Europäische Union und 
das ECFR wird hierfür einen wichtigen Beitrag leisten.“4 
Betrachtet man die Liste der 50 Gründungsmitglieder, 
scheinen solche Einschätzungen alles andere als abwegig, 
umfasst sie doch das Who-is-Who der außenpolitischen 
EU-Elite (siehe Kasten).

Interessant ist dabei auch - und das könnte die tatsäch-
liche Relevanz des ECFR ausmachen -, dass die Liste der 
Gründungsmitglieder Vertreter aus den zwei rivalisierenden 
Lagern vereint. Sie vereint sowohl Transatlantiker, die für 
eine enge Kooperation mit den USA plädieren als auch 
Eurochauvinisten, die explizit den US-Vormachtstatus in 
Frage stellen. Dem ECFR kommt in diesem Kontext die 
Funktion zu, gegensätzliche Vorstellungen zusammenzu-
führen, Gegensätze einzuebnen und so zu verhindern, dass 
die Formierung eines aggressiven EU-Militärblocks von 
taktisch-strategischen Differenzen innerhalb der Eliten be-
hindert wird. Denn der Aufbau eines EU-Militärapparats 
zur aggressiven Durchsetzung eigener Interessen stellt un-
geachtet aller Differenzen das einigende Band dar. Kurz: 
die Aufgabe des ECFR ist es laut Eigenbeschreibung, dafür 
zu sorgen, dass die Europäische Union „mit einer Stimme 
spricht“, um die „Weltordnung zu gestalten.“5

Die ECFR-Selbstdarstellung, der alle 50 Gründungsmit-
glieder zugestimmt haben, ist nichts anderes als ein Mani-
fest für eine offensiv ausgerichtete EU-Außen- und Mili-
tärpolitik: „Wir rufen die europäischen Regierungen dazu 
auf, eine kohärentere und entschlossenere Außenpolitik zu 
entwickeln, die sich nach unseren gemeinsamen Werten 
richtet, unseren gemeinsamen europäischen Interessen ver-
pflichtet ist und von europäischer Macht gestützt wird. [...] 
Die EU-Außenpolitik sollte von Europas kompletter öko-

nomischer, politischer, kultureller und - als letztem Mittel 
- militärischer Macht unterstützt werden.“6

In der Selbstdarstellung findet sich sogar der vom ECFR-
Geschäftsführer Mark Leonard geprägte Begriff von Europa 
als „transformativer Macht“. Dies ist eine Anspielung auf 
die Absicht, ein imperiales Großeuropa zu schaffen, in dem 
EUropa seine Machtposition für die Durchsetzung neolibe-
raler Reformen und eine periphere Anbindung der Nach-
barschaftsländer an das EU-Zentrum nutzt. Laut Leonard, 
der diesen imperialen Großraum als „Eurosphere“ bezeich-
net, sollen insgesamt 80 Staaten in dieses Projekt einbe-
zogen werden.7 Dies deckt sich exakt mit den Präferenzen 
des ECFR-Hauptfinanziers, des Multimilliardärs George 
Soros bzw. seines Open Society Institutes, das bereits bei 
den pro-westlichen Umstürzen auf dem Balkan und bei den 
„bunten“ Revolutionen in Osteuropa eine tragende Rolle 
gespielt hat.8

Vor dem Hintergrund dieser Agenda ist es nicht weiter 
verwunderlich, dass sämtliche ECFR-Mitglieder für die 
Fortsetzung - ja Intensivierung - der EU-Militarisierungsa-
genda plädieren. Aus diesem Grund will man sich von dem 
drohenden Scheitern des Vertrags von Lissabon auf keinen 
Fall die Suppe versalzen lassen. Deshalb veröffentlichte der 
ECFR kurz nach der irischen Ablehnung eine Presseerklä-
rung, in der er unmissverständlich untermauerte, dass trotz 
allem Kurs gehalten werden müsse: „Die EU kann es sich 
nicht leisten, zum Symbol für Schwäche und Niedergang 
zu werden.“9 

Gesagt, getan. Angesichts einer vom Scheitern des Ver-
trages möglicherweise ausgelösten „Paralyse“ der EU-Mi-
litarisierung geht das ECFR nun in die Offensive und ver-
sucht die Pläne für ein militärisches Kerneuropa, das schon 
seit Langem weit oben auf der Wunschliste der EU-Groß-
mächte steht, zu retten.

Die Anfänge des Kerneuropa-Prinzips
Hintergrund für die Idee eines Kerneuropas war die Sor-

ge der mächtigsten EU-Staaten, angesichts der kontinuier-
lichen Erweiterung der Europäischen Union um immer 
mehr kleine und mittelgroße Länder, sukzessive an Macht 
einzubüßen.10 Charles Grant vom Centre for European Re-
form, fasste diese Überlegung folgendermaßen zusammen: 
“Nun, da die EU größer wird, müssen sich die kleinen Staa-
ten damit abfinden, dass es schwieriger werden wird, die 
großen Mitglieder davon zu überzeugen, dass sie innerhalb 
des EU-Rahmens agieren sollen, anstatt in kleinen, infor-
mellen Gruppen.”11 Mit anderen Worten, “die Regierun-
gen der großen Staaten [...] sind der Auffassung, dass ihnen 
eine größere Rolle bei der Steuerung der Union zukommen 
sollte.”12 

Es waren vor allem deutsche Politiker und Intellektuelle, 
die sich besonders dabei hervortaten, die Schaffung eines 
Kerneuropas voranzutreiben. Konzeptionelle Vordenker 
waren in diesem Zusammenhang die CDU-Politiker Wolf-
gang Schäuble und Karl Lamers. Sie plädierten bereits im 
Jahr 1994 in einem gemeinsamen Papier für die “Heraus-
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Der European Council on Foreign Rela-
tions wurde im Oktober 2007 gegründet und 
unterhält seither Büros in sieben europäischen 
Großstädten – Berlin, London, Madrid, Paris, 
Rom, Sofia und Warschau. Die Liste der 50 
Gründungsmitglieder umfasst das Who-is-
Who der außenpolitischen EU-Eliten, darun-
ter zahlreiche Hardliner. Hier eine Auswahl 
davon:

Mark Leonard (Großbritannien): Ge-
schäftsführer des European Council on Fo-
reign Relations. Ehemals Berater Tony Blairs 
und vormals Chef des Foreign Policy Centre. 
Propagandist eines von ihm als „Europsphere“ 
bezeichneten imperialen EU-Großraums. 

Robert Cooper (Großbritannien): Gene-
raldirektor für Außenwirtschaftsbeziehungen 
und politisch-militärische Fragen im General-
sekretariat des Rates der EU. Wichtigster Be-
rater des EU-Außenbeauftragten Javier Solana 
und führender Kopf einer von ihm selbst als 
„liberaler Imperialismus“ bezeichneten euro-
päischen Außenpolitik. Hauptautor der Euro-
päischen Sicherheitsstrategie.

Lionel Jospin (Frankreich): Ehemaliger 
Premierminister Frankreichs.

Karl-Theodor zu Guttenberg (Deutsch-
land): Obmann der CDU/CSU-Fraktion im 
Auswärtigen Ausschuß des Bundestages.

Ruprecht Polenz (Deutschland): Vorsitzen-

der des Auswärtigen Ausschusses des Bundes-
tages. 

Joschka Fischer (Deutschland): Wolf im 
Schafspelz. Ehemaliger grüner Außenminister 
und treibende Kraft hinter der deutschen Be-
teiligung am Angriffskrieg gegen Jugoslawien.

Mary Kaldor (Großbritannien): Neben 
Herfried Münkler wichtigste Vertreterin der 
„Theorie“ der Neuen Kriege, das den EU-In-
terventionismus pseudoakademisch unterfüt-
tert bzw. legitimiert. 

Martti Ahtisaari (Finnland): Ehemaliger 
UN-Sondergesandter für das Kosovo. Verant-
wortlich für den Ahtisaari-Plan zur völker-
rechtswidrigen Abspaltung des Kosovos von 
Jugoslawien. Präsident der Crisis Management 
Initiative.

Wolfgang Ischinger (Deutschland): Füh-
render deutsche Balkan-„Diplomat“. Neuer 
Chef der Münchner Sicherheitskonferenz, 
dem alljährlichen Treffen der westlichen 
Kriegselite. 

George Soros (Ungarn): Selbsternannter 
Philanthrop. Hauptfinanzier des ECFR. Sein 
Open Society Institute war maßgeblich in die 
pro-westlichen Umstürze in Südost- und Ost-
europa involviert.

George Robertson (Großbritannien): Ehe-
maliger NATO-Generalsekretär.

Chris Patten (Großbritannien): Ehemaliger 

EU-Außenkommissar.
Giuliano Amato (Italien): Italienischer In-

nenminister.
Dominique Strauss-Kahn (Frankreich): 

Ehemaliger französischer Finanzminister. 
Heute Generaldirektor des Internationalen 
Währungsfonds.

Pascal Lamy (Frankreich): Ehemaliger EU-
Handelskommissar.

Caio Koch-Weser (Deutschland): Früher 
Vizepräsident und Managing Director der 
Weltbank, heute Vizepräsident der Deutschen 
Bank Gruppe und Mitglied im Kuratorium 
von Bertelsmann.

Renato Ruggiero (Italien): Ehemaliger ita-
lienischer Außenminister und früherer Gene-
ralsekretär der WTO.

Timothy Garton Ash (United Kingdom): 
Professor für Europäische Studien an der Uni-
versität von Oxford. Wichtiger Europaideolo-
ge.

Gruselkabinett: Die ECFR-Gründungsmitglieder

bildung eines Kerneuropas.”13 Einen weiteren wichtigen 
Impuls in diese Richtung gab Joschka Fischer in seiner 
Rede an der Humboldt-Universität sechs Jahre später, als er 
vorschlug, dass “eine kleinere Gruppe von Mitgliedstaaten 
als Avantgarde diesen Weg vorausgehen, d.h. ein Gravita-
tionszentrum aus einigen Staaten bilden.”14 Aber auch in 
Frankreich hat sich diese Idee mittlerweile durchgesetzt, 
so sprach Ministerpräsident Jacques Chirac schon im Jahr 
2000 von “Pioniergruppen”15 und auch sein Nachfolger 
Nicolas Sarkozy vertritt die Idee, einzelne Staaten müssten 
zum “Motor des neuen Europa” werden.16 

An Begriffen für die hiermit einhergehende Hierarchisie-
rung EUropas mangelt es nicht, es herrscht diesbezüglich 
eine geradezu babylonische Sprachvielfalt: „differenzierte 
Integration“; „flexible Integration“; „asymmetrische Inte-
gration“; „engere Kooperation“; „Europa der verschiedenen 
Geschwindigkeiten“; „variable Geometrie“; „à la carte Eur-
opa“. Am treffendsten ist wohl aber das Bild vom „Europa 
der konzentrischen Kreise“, denn im Kern laufen all diese 
Bezeichnungen auf dasselbe Ergebnis hinaus. Mit dem Ar-
gument, man wolle lediglich die „Entscheidungsfähigkeit“ 
der Union sicherstellen, soll den kleinen und mittelgroßen 
Mitgliedern dauerhaft der Platz am politischen Katzentisch 
der Union zugewiesen werden.17

Erste Umsetzungen im Wirtschaftsbereich
Einen ersten Teilerfolg erlangte das Kerneuropa-Konzept 

mit dem im Jahr 1997 unterzeichneten Vertrag von Ams-
terdam, der die so genannte „enge Zusammenarbeit“ ein-

führte. Sie ermöglicht es in Fragen, über die keine Einigung 
erzielt werden konnte, „voranzuschreiten“, indem sich ein-
zelne Mitgliedsstaaten zu einer umsetzungswilligen Gruppe 
formieren, in der das Konsensprinzip nicht gilt. Allerdings 
wurde damals noch der komplette Bereich der Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) ausgeklam-
mert und es mussten mindestens 50% der Mitgliedsstaaten 
Interesse an einer solchen Zusammenarbeit bekunden.18 

Mit dem Vertrag von Nizza, den die Staats- und Regie-
rungschefs im Jahr 2000 unterzeichneten, wurde das Li-
mit auf acht Staaten herabgesetzt, womit die Bildung ei-
ner solchen nun „verstärkte Zusammenarbeit“ genannten 
Avantgarde-Gruppe erheblich vereinfacht wurde. Denn im 
EUropa der 27 müssen sich somit weniger als 30% der Mit-
glieder (statt wie im Amsterdamer-Vertrag noch die Hälfte) 
für eine solche Zusammenarbeit bereit erklären. Darüber 
hinaus wurde das Instrument zudem noch für den Bereich 
der GASP geöffnet, militärrelevante Fragen - also der Be-
reich der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspo-
litik - blieben allerdings weiterhin explizit ausgenommen. 
Hiermit hatten sich die großen Mitglieder dennoch ein 
mächtiges Instrument verschafft, um bei Bedarf den Wider-
stand renitenter Staaten aushebeln zu können. „Eine Reihe 
von Studien haben die abschreckende Natur der verstärkten 
Zusammenarbeit herausgearbeitet. Die Drohung, sie zu be-
nutzen, diente als Verhandlungsmittel, um die widerspens-
tigsten Mitgliedsstaaten zum Einlenken zu bewegen.“19
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Kerneuropa im Vertrag von Lissabon

Bereits im Jahr 2003 forderten Jürgen Habermas und 
andere europäische Intellektuelle in ihrer einflussreichen 
Initiative zur „Wiedergeburt Europas“, die „verstärkte Zu-
sammenarbeit“ auf militärrelevante Bereiche auszuweiten: 
„Wenn Europa nicht auseinanderfallen soll, müssen diese 
Länder jetzt von dem in Nizza beschlossenen Mechanismus 
der ‚verstärkten Zusammenarbeit‘ Gebrauch machen, um 
in einem ‚Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten‘ 
mit einer gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik den Anfang zu machen. [...] Das avantgardi-
stische Kerneuropa darf sich nicht zu einem Kleineuropa 
verfestigen; es muß - wie so oft - die Lokomotive sein.“20

Nahezu parallel flossen diese Überlegungen sowohl in 
den EU-Verfassungsvertrag als auch in seinen Nachfolger, 
den Vertrag von Lissabon (auch: EU-Reformvertrag) ein.21 
Die im Vertrag von Lissabon schließlich anvisierte „Stän-
dige Strukturierte Zusammenarbeit“ (SSZ) würde erstmals 
die Bildung von Kerngruppen im Militärbereich erlauben. 
Darüber hinaus würde hierfür nicht einmal mehr eine Kon-
sensentscheidung benötigt, der Rat kann mit qualifizierter 
Mehrheit eine SSZ beschließen. So schreibt der wissen-
schaftliche Dienst des Bundestages: „Nach dem [Vertrag 
von Lissabon] ist für die Einrichtung einer SSZ einschließ-
lich der Liste der daran teilnehmenden Mitgliedstaaten ein 
Beschluss des Rates mit qualifizierter Mehrheit erforderlich. 
Innerhalb der SSZ gilt [...] das Prinzip der Einstimmigkeit 
- allerdings sind nur die sich an der SSZ beteiligenden Mit-
gliedstaaten stimmberechtigt.“22

Dies ist umso problematischer, da für die SSZ keine 
Mindestteilnehmerzahl gilt, ja sogar Teilnehmer im Nach-
hinein wieder hinausgeworfen werden können - wiederum 
ohne dass sämtliche Beteiligten dem zustimmen müssten: 
„Sofern ein Mitgliedstaat nicht länger die Kriterien oder 
Verpflichtungen erfüllt, können die an der SSZ beteiligten 
Mitgliedstaaten diesen mit qualifizierter Mehrheitsentschei-
dung ausschließen [...]. Über die Aufnahme neuer Mit-
gliedstaaten entscheiden ebenfalls lediglich die an der SSZ 
beteiligten Mitgliedstaaten mit qualifizierter Mehrheit.“23 
Berücksichtigt man zudem die Tatsache, dass mit dem Ver-
trag von Lissabon die Stimmgewichtung im Rat, die ja ent-
scheidend für das Erreichen einer qualifizierten Mehrheit 
ist, ebenfalls stark zugunsten der Großmächte verschoben 
würde, gäbe es kaum Möglichkeiten, eine Ständige Struktu-
rierte Zusammenarbeit zu verhindern, falls sich einige der 
großen EU-Staaten diesbezüglich einig sein sollten. Dies ist 
für die kleinen und mittleren EU-Länder extrem Besorgnis 
erregend: zwar wird allenthalben betont, jedes Unionsmit-
glied dürfe sich beteiligen, niemand beabsichtige, irgend-
jemanden damit auszuschließen. Gleichzeitig wurde die 
Messlatte für die Beteiligung an einer Ständigen Struktu-
rierten Zusammenarbeit in Form diverser Eintrittskriterien 
so hoch angelegt wird, dass ein Großteil der kleineren EU-
Länder daran scheitern wird, wie aus dem - verbindlichen24 
- Protokoll Nr. 10 des Reformvertrags ersichtlich wird:  

„An der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit nach 
Artikel 28a Absatz 6 des Vertrags über die Europäische Uni-
on kann jeder Mitgliedstaat teilnehmen, der sich ab dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon ver-
pflichtet,

a) seine Verteidigungsfähigkeiten durch Ausbau seiner 
nationalen Beiträge und gegebenenfalls durch Beteiligung 
an multinationalen Streitkräften, an den wichtigsten euro-
päischen Ausrüstungsprogrammen und an der Tätigkeit der 
Agentur für die Bereiche Entwicklung der Verteidigungsfä-
higkeiten, Forschung, Beschaffung und Rüstung (Europä-
ische Verteidigungsagentur) intensiver zu entwickeln und

b) spätestens 2010 über die Fähigkeit zu verfügen, ent-
weder als nationales Kontingent oder als Teil von multina-
tionalen Truppenverbänden bewaffnete Einheiten bereitzu-
stellen.“ (Protokoll Nr. 10, Artikel 1)

Im Klartext sollen laut Vertrag von Lissabon nur die Staa-
ten, die sich an den zentralen Rüstungsprojekten beteili-
gen und Battlegroups bereitstellen, künftig überhaupt die 
Chance eingeräumt bekommen, in zentralen sicherheitspo-
litischen Fragen mitreden zu dürfen. Diese Pläne bleiben 
schon jetzt nicht ohne Wirkung: Interne EU-Studien be-
legen, dass die Sorge, ggf. den Zugang zu diversen mili-
tärischen Exklusivgruppen verweigert zu bekommen, viele 
kleinere Länder zur Aufstellung von - kostspieligen - Batt-
legroups veranlasst hat.25 

Das Ziel: Ein „Direktorium“ für die EU-Außenpolitik
Die SSZ soll einerseits die Mitgliedsländer dazu ver-

anlassen, mehr Geld in den Rüstungssektor zu pumpen, 
andererseits aber gleichzeitig auch exklusiv wirken.26 Dies 
zeigen bspws. die Vorschläge von Pierre Lellouche, dem au-
ßenpolitischen Sprecher der Sarkozy-Partei UMP. Er sprach 
sich dafür aus, dass die sechs größten Mitgliedsstaaten eine 
Ständige Strukturierte Zusammenarbeit bilden („Verteidi-
gungs-G6“), wobei er aber als Teilnahmebedingung u.a. 
Rüstungsausgaben von 2% des BIP und die Aufstellung 
von Battlegroups im Umfang von 10.000, statt wie bisher 
von 1.500 Soldaten benennt.27 

Sarkozy selbst schlug noch im März 2008 vor, die Stän-
dige Strukturierte Zusammenarbeit dafür zu nutzen, ein 
„Direktorium“ für den Bereich der Militärpolitik beste-
hend aus Frankreich, Großbritannien, Deutschland, Ita-
lien, Spanien und Polen zu bilden.28 Nahezu identische 
Überlegungen stellte auch die einflussreiche Bertelsmann-
Stiftung mit ihrer Forderung nach einem EU-Sicherheitsrat 
an: „Mit der Bildung einer Sicherheits- und Verteidigungs-
Gruppe unter der Kontrolle des Europäischen Rates sollte 
ein neuer strategischer Sicherheitsrahmen errichtet werden, 
um sicherzustellen, dass Führungsfunktionen innerhalb 
und nicht außerhalb des institutionellen Rahmens der 
EU wahrgenommen werden. [...] Eine Möglichkeit wäre, 
dass sich solch eine Führungsgruppe aus Großbritannien, 
Frankreich, Deutschland, Italien, den Niederlanden, Polen 
und Spanien zusammensetzt.“29
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ECFR-Plädoyer für ein EU-Militärdirektorium - auch 
ohne Vertrag von Lissabon
Nick Witney fasst das Ziel des Lissabonner Vertrages fol-

gendermaßen zusammen: „Es scheint, als ob der Vertrag 
mit der Idee entworfen wurde, eine Art Verteidigungseuro-
zone mit einem harten Kern von sechs bis acht Staaten zu 
schaffen, die in Verteidigungsfragen schneller und weiter als 
die anderen voranschreiten.“30 Nun, nachdem der Vertrag 
zu scheitern droht, macht sich Witney auf, das militärische 
Kerneuropa auf anderem Wege einzuführen.

Denn gleich zu Beginn seiner Studie lässt der Brite kei-
ne Zweifel daran aufkommen, dass die machtpolitischen 
Vorteile der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit zu 
verlockend sind, als dass man sich vom Scheitern des Ver-
trages in dieser Frage beirren lassen dürfte: „Ein besonderes 
Element des Lisabonner Vertrages, die Bestimmungen über 
die ‚Ständige Strukturierte Zusammenarbeit‘ im Verteidi-
gungsbereich, wäre besonders hilfreich. Im Kern geht es 
dabei darum, einen ‚Pioniergruppenansatz‘ zu implemen-
tieren. [...] Sollte sich die Verabschiedung des Vertrages 
stark verzögern - oder noch schlimmeres passieren -, dann 
sollte das Model dennoch geschaffen werden, sodass soviel 
als möglich davon in die ESVP-Arbeit, wie sie gegenwärtig 
funktioniert, integriert werden kann. Die ESVP benötigt 
dringend Pioniergruppen und die Grundlage dafür, um 
dieses Konzept zu implementieren, existiert bereits mit der 
Europäischen Verteidigungsagentur.“31 

Selbstredend betont Witney auch, dass Staaten, die sei-
ne Kriterien nicht erfüllen können oder wollen, keinerlei 
Einfluss auf die Ausgestaltung der Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit erhalten sollen: „Außen stehende dürfen 
keinen Platz am Tisch beanspruchen, damit sie nicht das 
ganze Unterfangen auf die Geschwindigkeit des Langsams-
ten herunterbremsen.“32 Nachdem er dies klargestellt hat, 
schlägt Witney einen dreistufigen Aussiebungsprozess vor, 
mit dem das militärische Kerneuropa Gestalt annehmen 
und die Spreu vom Weizen getrennt werden soll: 

1. Vorsortierung durch Basiskriterien: Rüsten und Krieg 
führen
Eine erste Hürde stellt der ehemalige Chef der Verteidi-

gungsagentur auf, indem er einige Minimalanforderungen 
benennt, ohne deren Erfüllung eine Teilnahme von vorne-
herein ausgeschlossen ist. Konkret wird die Richtgröße von 
Rüstungsausgaben in Höhe von mindestens 1% des BIP 
benannt. Um diese Hürde zu nehmen, soll es ebenfalls not-
wendig sein, mindestens ein Prozent der Gesamtheit der 
EU-Soldaten zu stellen.33 

2. Die Spreu vom Weizen trennen: Spezialisierte Pio-
niergruppen 
Nachdem durch die Basiskriterien „vorsortiert“ wurde, 

soll in einem zweiten Schritt weiter ausgesiebt werden: „Spe-
zielle Pioniergruppen sollten für die wichtigsten Bereiche 
für die Ankurbelung der Europäischen Verteidigungska-
pazitäten gegründet werden - militärische Kapazitätenent-

wicklung, Forschung und Entwicklung, Rüstung, etc. Jede 
dieser Gruppen würde ihre eigenen Qualifikationskriterien 
entwickeln.“34 Auch wenn die konkreten Anforderungen 
hier völlig im Dunkeln bleiben, so dürfte die Messlatte für 
die Beteiligung an den spezialisierten Pioniergruppen deut-
lich höher liegen als die zuvor definierten Basiskriterien. 

3. Who pays plays: Im Kern nur die Mächtigen
Der letzte Schritt dient schließlich offenbar dem Zweck, 

das sich hierdurch herauskristallisierende Kerneuropa mög-
lichst klein zu halten: „Aus den spezialisierten Gruppen 
könnte eine Kerngruppe gebildet werden, die sich aus den 
Staaten zusammensetzt, die am meisten zu den meisten 
Aktivitätsbereichen beitragen.“35 Zwar macht Witney auch 
hier keine genauen Angaben, wie der finale Selektionspro-
zess im Detail ablaufen soll. Da aber der „Einfluss propor-
tional zu den Beiträgen jedes Landes“ sein soll36, werden 
hiermit per Definition lediglich die reichsten und größten 
EU-Mitgliedsländer in die Lage versetzt, das anvisierte „Mi-
litärdirektorat“ zu bilden. 

Schon die Basiskriterien schließen eine ganze Reihe von 
Ländern von vorneherein aus - nach gegenwärtigem Stand 
Österreich, Irland, Luxemburg, Malta, Bulgarien, Zypern 
und Griechenland. Welche Länder im zweiten Schritt auf 
der Strecke bleiben und wer schlussendlich das militärische 
Kerneuropa bilden wird, lässt sich gegenwärtig noch nicht 
sicher sagen. Einen Blick in die Kristallkugel, wie sich Wit-
ney das Ganze schlussendlich vorstellt, versteckt er in seiner 
Studie aber dennoch in einer Fußnote. Dort befürwortet 
er die Überlegungen Lellouches für ein Sechserdirektorat, 
gibt aber zu bedenken, dass Schweden noch dazugehören 
sollte.37

Es verwundert nicht weiter, dass von Medien und Politik 
der großen Mitgliedsstaaten Witneys Vorschläge wohlwol-
lend aufgenommen wurden. Exemplarisch erklärte Ex-Au-
ßenminister Joschka Fischer kurz nach Veröffentlichung 
der Studie: „Wir müssen die Realität eines Europas der 
verschiedenen Geschwindigkeiten bei der Verteidigung an-
erkennen.“38 Ob allerdings die Begeisterung für Witneys 
Pläne in den Hauptstädten der kleinen und mittleren EU-
Länder ähnlich groß ist, darf bezweifelt werden.

Irland, Österreich, etc. - die Marginalisierung ablehnen!
Einen besonderen Leckerbissen hält Witney für alle Län-

der bereit, die an der einen oder anderen seiner Hürden 
ausgesondert werden. Denn der EU-Stratege schlägt vor, 
das „costs lie where they fall“-Prinzip abzuschaffen.39 Es be-
sagt, dass die Länder, die sich an bestimmten Maßnahmen 
beteiligen, auch die jeweiligen Kosten übernehmen müssen. 
Stattdessen will Witney, dass solche Kosten künftig auf alle 
Länder - auch auf die, die nicht mitmachen wollen, dürfen 
oder können - verteilt werden. Dadurch könnte die para-
doxe Situation entstehen, dass Länder zwar in bestimmten 
ESVP-Bereichen keinerlei Mitspracherechte eingeräumt 
bekommen, aber dennoch für die entstehenden Kosten mit 
aufkommen sollen.

GRUNDLAGEN & STRATEGIEN
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Einen Schönheitsfehler hat Witneys Konzept jedoch. 

Ohne neuen EU-Vertrag kann es nur umgesetzt werden, 
wenn ihm zuvor sämtliche Mitgliedsstaaten zustimmen (mit 
verabschiedeten Vertrag von Lissabon wäre nur eine quali-
fizierte Mehrheit erforderlich). Die kleinen und mittleren 
EU-Länder müssten also in ihre Marginalisierung formal 
einwilligen. Da beispielsweise Irland seinen Rüstungshaus-
halt nahezu verdoppeln müsste, um allein die Basiskriterien 
zu erfüllen (Österreich müsste immerhin noch 20% drauf-
satteln), ist es schwer vorstellbar, dass Witneys Vorschläge 
dort auf allzu große Gegenliebe stoßen werden. 

Aus diesem Grund richtet Witney auch vorsorglich un-
verhohlene Drohungen an die Adresse möglicher Queru-
lanten: „Die Implementierung dieser Schritte würde die 
Unterstützung oder Billigung sämtlicher Mitgliedsstaaten 
erfordern, einschließlich derjenigen, die zu wenig beitragen 
- aber unter den gegenwärtigen Umständen wäre es außer-
ordentlich unerhört, eine solche Entwicklung mit einem 
Veto zu blockieren.“40 Dennoch steht zu hoffen, dass sich 
die kleinen und mittleren EU-Länder von solchen Dro-
hungen nicht einschüchtern lassen und dem militärischen 
Kerneuropa eine Absage erteilen.
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Der als erster „außenpolitischer Aufschlag“ der neuen 
US-Regierung angekündigte Auftritt von Vizepräsident 
Joseph Biden bei der Münchner „Sicherheitskonferenz“ 
Anfang Februar 2009 hatte es in sich. In seiner Grundsatz-
rede schlug er nicht weniger als eine Runderneuerung der 
Beziehungen innerhalb der NATO zwischen den USA und 
den EU-Staaten vor. Bei der demonstrativ zur Schau ge-
stellten transatlantischen Aufbruchsstimmung handelte es 
sich jedoch keineswegs um ein reines Wohlfühlprogramm, 
sondern um knallharte Interessenpolitik. Denn angesichts 
ihrer schweren wirtschaftlichen Probleme sind die USA be-
strebt, die Kosten der Weltordnungskriege stärker auf die 
EU-Staaten abzuwälzen. Im Austausch hierfür bietet die 
US-Regierung an, künftig EU-Interessen in deutlich grö-
ßerem Umfang als in den Jahren unter George W. Bush zu 
berücksichtigen. Im Kern lautet der „Transatlantische New 
Deal“ folgendermaßen: Wenn die Europäer künftig adä-
quat mitkämpfen, dürfen sie auch substantiell mitreden.

Auch für die EU-Seite ist dieses Angebot überaus attrak-
tiv, verspricht sie sich hiervon doch eine lange angestrebte 
machtpolitische Aufwertung. Vieles deutet deshalb gegen-
wärtig darauf hin, daß dieser Kurswechsel, dessen Tragweite 
kaum unterschätzt werden kann, in die Praxis umgesetzt 
wird: Die NATO-EU-Kooperation soll so massiv intensi-
viert werden, daß zwischen beide Organisationen künftig 
kaum mehr ein Blatt Papier passen dürfte. Ferner wird nicht 
nur eine deutliche Stärkung der NATO anvisiert, auch eine 
weitere Forcierung der EU-Militarisierung wird angestrebt. 
Am deutlichsten zeigt sich jedoch die grundlegende Wen-
de in den transatlantischen Beziehungen hinsichtlich der 
konkreten Einsatzpraxis. Sowohl was Afghanistan, den 
Irak, aber auch Kosovo anbelangt, signalisieren die EU-
Staaten ihre Bereitschaft, den USA künftig deutlich stärker 
als bisher unter die Arme zu greifen. Die oft hervorgeho-
bene verbale Abgrenzung der Europäischen Union von der 
militaristischen US- und NATO-Politik erweist sich somit 
zunehmend als Farce.

Mehr mitkämpfen, mehr mitreden
Die Phase uneingeschränkter US-amerikanischer Vor-

herrschaft ist vorüber. Der Versuch der Neokonservativen 
in den acht Jahren unter George W. Bush, diese nicht nur 
gegenüber Rußland und China, sondern auch gegen die 
Europäische Union militärisch zu zementieren, ist gran-
dios gescheitert. Im Ergebnis sind die Vereinigten Staaten 
gegenwärtig finanziell, politisch und militärisch erheblich 

geschwächt. Neue Akteure oder: „Rivalen“, vor allem Ruß-
land und China, verzeichnen deutliche Positionsgewinne, 
während die USA gleichzeitig nicht mehr in der Lage sind, 
die (militärische) Aufrechterhaltung der neoliberalen Welt-
wirtschaftsordnung im Alleingang zu gewährleisten. Auch 
den US-Eliten ist vor diesem Hintergrund klar, daß ein 
Kurswechsel zwingend erforderlich ist – nicht zuletzt hierin 
dürfte ein wichtiger Grund dafür liegen, daß maßgebliche 
Akteure Barack Obama im Wahlkampf unterstützten, der 
diesen Neuanfang glaubhaft verkörpern kann.

Ein Begriff zieht sich durch nahezu sämtliche Dokumen-
te aus dem Umfeld der neuen US-Administration: „Burden 
sharing“ (Lastenteilung). Es geht also darum, die Kosten 
für die Aufrechterhaltung der westlichen Weltordnung auf 
mehr Schultern zu verteilen, wofür die EU-Staaten der na-
heliegendste Adressat sind. Denn auch sie haben ein großes 
Interesse daran, die Ausbeutungs- und Hierarchiestruktu-
ren des vorherrschenden globalen kapitalistischen Wirt-
schaftssystems zu erhalten. Damit es jedoch gelingt, die 
EU-Verbündeten wieder stärker ins Boot zu holen, müssen 
die Ursachen für die transatlantischen Konflikte aus dem 
Weg geräumt werden. Im Kern drehten sich die Auseinan-
dersetzungen darum, daß die EU-Staaten eine Partnerschaft 
auf Augenhöhe einforderten, während die US-Regierung 
teils recht rüde auf ihrer Dominanz innerhalb der NATO 
beharrte. Insbesondere, als die USA nach dem Amtsantritt 
von George W. Bush zunehmend unilateral und teils sogar 
offen antieuropäisch agierten, spitzten sich die transatlan-
tischen Konflikte zwischenzeitlich derart zu, daß der Fort-
bestand der NATO ernsthaft in Frage stand.

Genau diese Partnerschaft auf Augenhöhe ist das Lo-
ckangebot, mit dem die US-Regierung nun eine größere 
militärische Unterstützung durch die EU-Staaten erreichen 
will. Mit blumigen Worten reichte Joseph Biden auf der 
Münchner „Sicherheitskonferenz“ den EU-Verbündeten 
die Hand. Die neue US-Regierung stehe für ein „neues 
Zeitalter“, sie sei „entschlossen, einen neuen Ton anzuschla-
gen“, so Biden, um anschließend die Bedingungen für den 
transatlantischen New Deal zu konkretisieren: „Die USA 
werden mehr tun, aber die USA werden auch mehr von 
ihren Partnern verlangen. (...) Wir bitten unsere Verbün-
deten, ihre eigenen Ansätze zu überdenken – einschließlich 
ihrer Bereitschaft, Gewalt anzuwenden, wenn alles andere 
fehlschlägt.“

Noch präziser äußerte sich NATO-Generalsekretär Jaap 
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de Hoop Scheffer, indem auch er eine größere Lastentei-
lung im Bündnis einforderte. Wenn die USA zu mehr En-
gagement bereit seien, die EU-Verbündeten jedoch nicht, 
mache „das die Aufforderung, daß die Europäer mehr 
gehört werden wollen in Washington, doch etwas hohl“. 
Wer mehr mitreden will, der muß auch mitkämpfen, so 
der NATO-Generalsekretär, schließlich sei die NATO eine 
„Zweibahnstraße“.

Dieser Ball wurde von den EU-Staaten bereitwillig auf-
gegriffen – nicht ohne jedoch klar die Bedingungen für das 
Zustandekommen des transatlantischen New Deals zu be-
nennen. Was hier derzeit geschieht, ist also im Grunde ein 
im öffentlichen Raum ausgehandelter mündlicher Vertrag 
über die Zukunft der transatlantischen Macht- und Ar-
beitsteilung.

EU stellt Bedingungen
Für die EU-Staaten ist eine Erneuerung des Bündnisses 

mit den USA kaum weniger zwingend als für die USA. 
Auch ihre Machtposition ist in den letzten Jahren erheb-
lich erodiert, wie ein im September 2008 veröffentlichter 
Bericht des einflußreichen Think-tanks „European Coun-
cil on Foreign Relations“ (ECFR) alarmiert feststellte.1 Die 
jetzige Annäherung an die Vereinigten Staaten basiert des-
halb auf einem nüchternen Interessenkalkül, das der neo-
konservative US-Publizist Robert Kagan folgendermaßen 
beschreibt: „Auch in Europa besteht ein unverkennbarer 
Trend zu engeren strategischen Beziehungen mit den USA. 
(...) Dies geschieht allerdings nicht aus neu erwachter Zu-
neigung zu den Vereinigten Staaten, sondern wegen der 
sich ändernden internationalen Lage und der Lehren aus 
der Vergangenheit. Die amerikafreundlichere Außenpolitik 
von Nicolas Sarkozy und Angela Merkel hat nicht nur mit 
ihren jeweiligen Persönlichkeiten zu tun, sondern verdankt 
sich einer Neubewertung der französischen, deutschen und 
europäischen Interessen. Enge (...) Beziehungen zu den 
USA, so ihrer beider Überzeugung, verleihen der Macht 
und dem weltweiten Einfluß Europas einen Auftrieb, den 
Europa aus eigener Kraft nicht zustande brächte.“2

Allerdings wird die Erneuerung der Partnerschaft mit 
den USA unmißverständlich an folgende von Angela Mer-
kel auf der „Sicherheitskonferenz“ formulierte Bedingung 
geknüpft: „Konflikte sind von keinem Land mehr allein 
zu lösen, sondern wir brauchen einander (…). Das heißt, 
der kooperative Ansatz muß die Grundlage unseres Han-
delns sein.“ In klares Deutsch übersetzte Spiegel online 
(7.2.2009) Merkels Botschaft mit folgenden Worten: „Die 
Kanzlerin fordert von Washington, künftig nie mehr Al-
leingänge bei internationalen Konflikten zu unternehmen 
– die NATO sei dafür das zentrale Instrument.“ Das ist die 
konkrete Ansage, künftig gemeinsam Kriege zu führen.

Hemmschuh Zypern
Nachdem die Obama-Administration mehr als deutlich 

ihre Bereitschaft signalisiert hat, die machtpolitische Auf-
wertung der EU-Staaten zu befürworten, steht einer Inten-
sivierung der NATO-EU-Zusammenarbeit nichts mehr im 
Wege.

Die tschechische Regierung, die bis Mitte 2009 die EU-
Ratspräsidentschaft innehat, kündigte bereits an, daß die 
Verbesserung der Kooperation mit der NATO eines ihrer 
Hauptanliegen darstelle. Das Europäische Parlament ver-
abschiedete vergangene Woche – wenn auch knapp mit 
293 zu 283 Stimmen – einen Bericht des Konservativen, in 
Frankreich zum EU-Abgeordneten gewählten Finnen Ari 
Vatanen „über die Rolle der NATO im Rahmen der Sicher-
heitsarchitektur der EU“.3 Kern des Berichtes ist die Forde-
rung, „daß die Beziehungen zwischen der EU und den Ver-
einigten Staaten gestärkt werden sollten“. Hierfür soll „die 
Synergie zwischen der EU und der NATO in bestimmten 
militärischen Bereichen durch gemeinsame Pilotvorhaben 
gestärkt werden“.

Besonders delikat ist, daß und wie der Bericht versucht, 
ein großes Hindernis für die Intensivierung der NATO-
EU-Zusammenarbeit aus dem Weg zu räumen. Für den 
Austausch sensibler Informationen bei strategischen Tref-
fen ist die Teilnahme am NATO-Programm „Partnerschaft 
für den Frieden“ (PfP) die Mindestanforderung. Da Zy-

pern als einziges EU-Land weder 
NATO-Mitglied ist noch an PfP 
teilnimmt, wird dem Land der 
Zutritt zu diesen Treffen verwei-
gert. Hinzu kommt noch, daß der 
Vatanen-Bericht darauf insistiert, 
daß die „Berlin-Plus-Vereinba-
rungen (...) verbessert werden 
müssen“. Dabei handelt es sich 
um ein im März 2003 verab-
schiedetes Abkommen, mit dem 
geregelt wurde, daß die Europä-
ische Union für Militäreinsätze 
auf Kapazitäten der NATO zu-
rückgreifen kann, wie dies etwa in 
Bosnien geschieht. Aufgrund der 
Nichtteilnahme Zyperns an PfP 
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muß bislang die gesamte östliche Ägäis aus Berlin-Plus aus-
geklammert bleiben. Auch deshalb legt der Vatanen-Bericht 
„Zypern als einem EU-Mitgliedstaat nahe, seine politische 
Haltung zu seiner Mitgliedschaft in der Partnerschaft für 
den Frieden zu überdenken“. Generell ist man bestrebt, das 
Abkommen auf breiter Front auszubauen, u. a. indem ein 
umgekehrtes Verfahren etabliert wird, bei dem die NATO 
für ihre Kriege künftig grundsätzlich Zugriff auf zivile Fä-
higkeiten der EU erhalten soll („Berlin-Plus-Reverse“).

Schließlich fordert der Vatanen-Bericht noch, man solle 
bei der „Erarbeitung der neuen europäischen Sicherheits-
strategie und des neuen strategischen Konzepts der NATO“ 
Hand in Hand arbeiten und spricht sich dabei sowohl für 
eine Stärkung der NATO als auch für eine weitere Militari-
sierung der Europäischen Union aus.

Runderneuerung und Stärkung
Ein wesentlicher Teil des neuen transatlantischen Schul-

terschlusses ist die symbolträchtige Ankündigung Frank-
reichs, sich nach mehr als 40 Jahren wieder vollständig in 
die NATO-Militärstrukturen einzugliedern: „Daß Frank-
reich nun rechtzeitig vor dem historischen Gipfel im April 
in die NATO-Strukturen zurückkehrt, ist ein Beleg dafür, 
daß der Westen sich zusammenreißen will. Die französisch-
amerikanischen Eifersüchteleien kann er sich angesichts der 
weltweiten Herausforderungen ebensowenig leisten wie das 
ewige Hickhack zwischen der Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik und der NATO.“ (Die Welt on-
line, 8.2.2008).

Umgekehrt scheint die US-Regierung nun bereit zu sein, 
diesen Schritt angemessen zu honorieren und Einfluß im 
Bündnis abzugeben. So scheinen die USA gewillt zu sein, 
Frankreich den Oberbefehl über das „Allied Command 
Transformation“ (ACT) im englischen Norfolk zu über-
lassen, eines der beiden strategischen NATO-Kommandos, 
das bislang stets von einem US-Amerikaner geleitet wurde. 
Eine solche Abgabe von Macht seitens der Vereinigten Staa-
ten wäre bis vor kurzem noch undenkbar gewesen – nun ist 
sie Bestandteil des Verhandlungspakets. Gleichzeitig wittert 
die der Bundesregierung zuarbeitende „Stiftung Wissen-
schaft und Politik“ hierin eine große Chance, Deutschlands 
Position innerhalb der NATO massiv zu verbessern: „Die 
Bundesregierung (sollte) das Gewicht, über das Frankreich 
nach seiner Rückkehr in die integrierten Bündnisstruktu-
ren verfügen wird, nutzen, um die bestehenden Kräftever-
hältnisse in der NATO zugunsten beider Länder zu korri-
gieren.“4

Außerdem soll bis spätestens 2010 das Strategische Kon-
zept der NATO überarbeitet werden. Barack Obamas neuer 
Sicherheitsberater James Jones gab die Richtung vor, als er 
in einem Interview forderte, die NATO müsse eine „beweg-
liche Allianz“ werden, die auf die neuen Bedrohungen in 
der Welt „proaktiv“ reagiert, „um Konflikte vor ihrer Ent-
stehung zu stoppen“. (Zeit online, 7.2.2009) Um hierfür 
die NATO künftig schlagkräftiger zu machen, kristallisiert 
sich allmählich heraus, auf welche Weise die bündnisinter-

nen Strukturen und Entscheidungsprozesse „reformiert“ 
werden sollen. Sowohl ein einflußreiches Papier fünf ehe-
maliger NATO-Generäle als auch Aussagen von Jones und 
eine gemeinsame Studie von vier der wichtigsten amerika-
nischen Denkfabriken nennen unisono folgende Punkte: 
Abschaffung des Konsensprinzips (zumindest auf allen 
Ebenen unterhalb des NATO-Rats); Abschaffung der so-
genannten caveats (engl., Einschränkungen, Vorbehalte), 
mit denen NATO-Länder ihren Truppen Vorgaben für ihr 
Verhalten bei Einsätzen der NATO machen können (z. B. 
indem Deutschland seinen Truppen – noch – verbietet, im 
Süden Afghanistan zu kämpfen); keine Mitspracherechte 
an NATO-Kriegen für jene Mitgliedsländer, die sich nicht 
an ihnen beteiligen; Übernahme der Einsatzkosten durch 
sämtliche NATO-Staaten und nicht nur durch diejenigen, 
die sich an einem Krieg beteiligen; Aufbau zivil-militä-
rischer „Stabilisierungstruppen“ zur Effektivierung künf-
tiger Besatzungseinsätze.5

Forcierte EU-Aufrüstung
Bei ihrer Rede auf der Münchner „Sicherheitskonferenz“ 

zeigte sich Kanzlerin Angela Merkel begeistert von der „ra-
santen Entwicklung“ der EU-Militarisierung, mahnte zu-
gleich aber deren weitere Forcierung an – hierfür sei die 
Verabschiedung des Vertrags von Lissabon eine wesentliche 
Bedingung, so Merkel. Beispielhaft fordert auch der Va-
tanen-Bericht, daß „die militärische Kapazität der EU sich 
zu einer glaubwürdigen Kraft entwickeln wird“. Hierfür 
wird vorgeschlagen, „ein operationelles EU-Hauptquartier 
(...) zu schaffen“. Außerdem wird gefordert, „daß auch auf 
der Ebene der Mitgliedstaaten unbedingt mehr in die Ver-
teidigung investiert werden muß“.

In diesem Zusammenhang wird von der US-Regierung 
klar und deutlich erwartet, daß sie ihre bisherige Blockade-
haltung gegenüber eigenen EU-Militärkapazitäten beendet 
– auch das ist Teil des neuen Handels. Schon unter Clinton 
und noch mehr unter Bush wurde die EU-Militärpolitik 
auch als Bedrohung empfunden und nach Kräften torpe-
diert. Noch vor wenigen Jahren hatte Bush-Intimus John 
Bolton die EU-Militarisierung als „Dolch in den Rücken 
der NATO“ bezeichnet. Seither hat sich einiges verändert, 
wie Joseph Bidens jüngste Aussagen in München verdeut-
lichen: „Wir unterstützen ebenfalls die Stärkung der euro-
päischen Verteidigungskapazitäten, eine größere Rolle der 
Europäischen Union hinsichtlich des Erhalts von Frieden 
und Sicherheit (sowie) eine substantiell stärkere NATO-
EU-Partnerschaft.“

So zeichnet sich der allgemeine Rahmen der neuen 
transatlantischen Partnerschaft ab: mehr von allem, mehr 
NATO, mehr EU-Militarisierung und vor allem: mehr 
Kriege!

Irak, Kosovo, Afghanistan
Entgegen der weit verbreiteten Annahme, Obama beab-

sichtige einen Abzug aus dem Irak, hat dieser stets betont, 
eine Kerntruppe („residual force“) dauerhaft im Land zu 
belassen. Nachdem der alte und neue Verteidigungsminis-
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ter Robert Gates in einem Interview präzisierte, 40000 US-
Soldaten könnten noch „für Jahrzehnte“ dort verbleiben 
(Washington Post, 11.12.2008), ist klar, daß die Besatzung 
noch sehr lange andauern wird. Umso gravierender ist des-
halb, daß der Europäische Rat nicht einmal eine Woche 
nach Obamas Wahl beschlossen hat, daß die EU-Ausbil-
dungsmission EUJUST LEX für Richter, Polizisten und 
wahrscheinlich auch Militärs ab Mitte 2009 erstmals auch 
innerhalb des Irak tätig werden und damit den USA bei der 
Besatzung direkter unter die Arme greifen soll. Nach den 
schweren Konflikten um die direkte Beteiligung am Irak-
Krieg ist dies ein Schritt mit erheblicher Symbolwirkung 
– sowohl gegenüber den USA als auch gegenüber dem Rest 
der Welt. Eine ähnliche Entscheidung fällte der Nordatlan-
tikrat im Dezember 2008. Danach soll die „NATO Trai-
ning Mission in Iraq“ künftig innerhalb des Landes agieren, 
um die „Absicherung der Grenzen“, eine „Verteidigungs-
reform“ und den Aufbau von „Verteidigungsinstitutionen“ 
zu unterstützen.

Auch im Kosovo arbeiten NATO und EU bei der Absi-
cherung der völkerrechtswidrigen Abspaltung von Serbien 
Hand in Hand. Schon im Herbst 2008 haben die USA und 
die EU ein Abkommen geschlossen, mit dem sich die USA 
an der EU-Mission EULEX im Kosovo beteiligt. Dieses 
Abkommen ist bisher einmalig, in seiner Tendenz aber 
richtungsweisend: Erstmals nehmen die Vereinigten Staa-
ten an einer „zivilen“ EU-Mission der teil. Im Januar 2009 
haben darüber hinaus die NATO-Truppe KFOR und die 
EU-Mission EULEX ihr erstes gemeinsames Manöver zur 
Aufstandsbekämpfung im Kosovo abgehalten.

Der eigentliche Knackpunkt wird jedoch der Krieg in Af-
ghanistan sein, denn nicht nur für Kanzlerin Merkel ist er 
der „Lackmustest für ein erfolgreiches Krisenmanagement 
und für eine handlungsfähige NATO“.6 Schon bei seiner 
Rede in Berlin im Sommer 2008 hatte Barack Obama eine 
massive Aufstockung der US-Truppen angekündigt und 
gleichzeitig unterstrichen, er wolle „diese Verpflichtung dazu 
nutzen, um von den NATO-Verbündeten größere Beiträge 
– mit weniger Einschränkungen (caveats) – einzufordern.“ 
(New York Times, 15.7.2008) So kam die US-Entschei-
dung im Vorfeld des Treffens der NATO-Verteidigungsmi-
nister in Krakow am 19./20. Februar wenig überraschend, 
17000 zusätzliche Soldaten nach Afghanistan zu entsenden 
(weitere 13000 sollen wohl noch folgen).

Italien, Frankreich und Deutschland erhöhten ihre Kon-
tingente kurz darauf ebenfalls. Von deutscher Seite wurden 
600 weitere Bundeswehrsoldaten zugesagt. 400 von ihnen 
sind für die Schnelle Eingreiftruppe (Quick Reaction Force) 
vorgesehen, die im Norden Afghanistans für die Aufstands-
bekämpfung zuständig ist. Die zentrale Debatte dürfte je-
doch – nach der Bundestagswahl – darum gehen, ob der 
wichtigsten US-Forderung, daß Bundeswehrsoldaten auch 
im heftig umkämpften Süden eingesetzt werden, nachge-
kommen wird. Leider steht genau dies zu befürchten, denn 
auf keinen Fall möchte man das Zustandekommen des 
transatlantischen New Deals an einem mangelnden Kriegs-

willen in Afghanistan scheitern lassen – dafür ist die An-
gelegenheit zu wichtig. So betont der „European Council 
on Foreign Relations“: „Die Frage wird wohl in Washing-
ton als Lackmustest angesehen werden, ob die Europäer als 
strategische Partner ernst genommen werden sollten. So-
mit dürfte die europäische Reaktion die transatlantischen 
Sicherheitsbeziehungen auf lange Sicht, also die nächsten 
vier oder acht Jahre, beeinflussen.“7

Im selben Boot
Letztlich wähnen sich die USA und die Europäische Uni-

on im selben Boot. Das beiderseitige Interesse am Erhalt 
und der Absicherung bestehender Ausbeutungsstrukturen 
sorgt dafür, daß die – zweifellos vorhandenen – Interessen-
konflikte zumindest vorläufig in den Hintergrund treten 
und die transatlantischen Reihen wieder geschlossen wer-
den. Exemplarisch für diese neue Sichtweise ist das bereits 
erwähnte Dokument der fünf ehemaligen NATO-Gene-
räle, die ihre militaristische Wunschliste folgendermaßen 
begründen: „Womit sich die westlichen Verbündeten kon-
frontiert sehen, ist eine langanhaltende, proaktive Vertei-
digung ihrer Gesellschaften und ihrer Lebensart. Hierfür 
müssen sie die Risiken auf Distanz halten und gleichzeitig 
ihr Heimatland (homeland) beschützen.“8
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Let them eat batons!
Selten ist die Situation so eindeutig, wie in Haiti. Hunger 

ist dort, im so genannten „Armenhaus“ Amerikas, nicht un-
bekannt. Nachdem die Nahrungsmittelvorräte Ende 2007 
weltweit abnahmen und die Preise weiter stiegen, mussten 
Teile der haitianischen Bevölkerung dazu übergehen, Salz 
und die letzten Reserven an Essbarem mit Lehm zu verba-
cken. Während die Bevölkerung Erde aß und internationale 
Organisationen mehr Nahrungsmittelhilfe für Haiti forder-
ten, führte eine immens teure UN-Militärmission (MINU-
STAH) Razzien in den Slums durch. Anfang 2008 kam 
es dann zu Demonstrationen, die in Gewalt umschlugen. 
Die UN-Soldaten schützten den Präsidentenpalast, lösten 
Demonstrationen mit Tränengas auf und erschossen einige 
Demonstrierende. Dennoch mussten der Premierminister 
und mit ihm sein Kabinett zurücktreten. Während einer 
schwierigen Neubildung der Regierung fegten Wirbelstür-
me über die Insel, töteten viele Menschen und zerstörten 
wichtige zivile Infrastruktur. Wenig später veröffentlichte 
die International Crisis Group einen Bericht mit Empfeh-
lungen, wie die internationale Gemeinschaft in dem von 
ihr besetzten Land nun verfahren solle. Die Reform des Si-
cherheitssektors müsste schneller vorangebracht werden, so 
ihre Forderung. Es solle mehr Polizei aufgebaut und diese 
besser ausgerüstet und ausgebildet werden - insbesondere 
in „Riot Control“. Auch die Justiz müsste unter internati-
onaler Kontrolle ausgebaut werden und deren Polizei solle 
mehr Präsenz in den Armenvierteln zeigen. Außerdem soll-
ten neue Gefängnisse gebaut und der Grenzschutz verbes-
sert werden. All dies unter anderem, damit nie wieder eine 
Regierung dem Druck von der Strasse weichen muss.1

Äußerer und Innerer Kolonialismus
Sicherheitssektorreformen stellen eigentlich nur einen 

Teil des anspruchsvollen Anspruchs von Nation/State-Buil-
ding dar, mit dem vermeintlich „gescheiterte“ Staaten, die 
implizit als Bedrohung ihrer unfreiwilligen europäischen 
Vorbilder und damit der Welt an sich angesehen werden, 
wieder unter Kontrolle gebracht werden sollen. Doch wie 
auch in diesen Vorbildern erweist sich Nation-Building in 
den europäischen Experimentierfeldern auf dem Balkan 
und in Afrika als zäher Prozess. Weitere Schwierigkeiten 
kommen hinzu: Die Staatswerdung erfolgt nicht einmal in 
ihrer Selbstdarstellung aus der Mitte der Gesellschaft her-
aus oder auch nur durch deren Eliten, sondern wird durch 
„Hohe Repräsentanten“ und internationale Polizeisoldaten 
erzwungen. Die neuen Staaten haben weder eine außenpo-
litische Handlungsfähigkeit - NATO- und EU-Anbindung 

sind alternativlos - noch wirtschafts- oder sozialpolitisch, 
denn der Neoliberalismus wird in die internationale „Auf-
bauarbeit“ und die Verfassungen der neuen Staaten einge-
schrieben. Dabei ist es nur ein unschöner und symbolischer 
Fehler, wenn beispielsweise in Bosnien und Herzegowina 
(das ist ein neuer Staat, der aus zwei „Entitäten“ besteht) 
keine und keiner aus der internationalen Gemeinschaft auf 
die Idee kam, die als Anhang zum Dayton-Vertrag formu-
lierte Verfassung in eine der Landessprachen zu übersetzen, 
während mittlerweile eine grob geschätzte halbe Millionen 
NATO- und EU-Soldaten das Land besucht und patrouil-
liert haben. Unter diesen Bedingungen, die beispielsweise 
im Kosovo noch immer keine funktionierende Stromver-
sorgung, dafür aber eine Jugendarbeitslosigkeit von 75% 
hervorgebracht haben, eine Identifikation der Bewohner 
mit dem neuen Staat, seinen Gesetzen und Institutionen zu 
erwarten, ist freilich vermessen. Die Bevölkerung, im Koso-
vo zu 37% in offizieller Armut lebend, sucht sich eher alter-
native Einkommens- und Partizipationsmöglichkeiten, die 
von den internationalen Staatenbauern wiederum als Kor-
ruption oder Organisierte Kriminalität kriminalisiert und 
bekämpft werden. Überhaupt wird die Schuld am Schei-
tern des überhasteten und millionenschweren Staatsaufbaus 
stets der Bevölkerung, ihrer „Demokratieunfähigkeit“ und 
ihrer „Ethnizität“ zugeschrieben. Doch die internationale 
Gemeinschaft, allen voran die EU, lässt sich davon nicht 
aus der Ruhe bringen. Sie redet nun weniger von Nation-
Building, als von Sicherheitssektorreformen. Gemeint ist 
dasselbe. Sicherheitssektorreformen umfassen nach Defi-
nition der EU2 neben den „zentralen Sicherheitsakteuren“, 
Militär, Polizei, Gendarmerien, Paramilitärs, Präsidenten-
garden, militärischen und zivilen Geheimdiensten, Küsten-
wache und Zoll auch den gesamten Justizsektor inklusive 
entsprechender Polizei, Gerichten und Gefängnissen und 
- zumindest konzeptionell - auch sämtliche politischen Ins-
titutionen (Ministerien, Nationale Sicherheitsräte, etc.) die 
mit der Koordination und Steuerung der genannten Kern-
akteure beschäftigt sind, sowie die politischen und zivilge-
sellschaftlichen Akteure, welche diese „kontrollieren“ sollen 
(Parlamente, Menschenrechtsgruppen). Letztere fallen in 
der Praxis meist unter den Tisch. NATO und EU formulie-
ren die Sicherheitsdoktrinen (Risikoanalysen), ordnen den 
Rüstungssektor, bilden Polizisten und Soldaten aus, formu-
lieren die Strafgesetze und die Gesetze für die Geheimdiens-
te und lassen ihre Polizeisoldaten mit den neu geschaffenen 
Grenzschutzeinheiten patrouillieren.

„Früher nannte man das Kolonialismus“, mag sich da so 
Manche(r) denken. Weniger offensichtlich von „Außen“, 

Frontex: Im Netz des EU-Sicherheitssektors 
von Christoph Marischka
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aber zunehmend spürbar von Oben, findet gegenwärtig 
eine ähnliche Neustrukturierung des EU-europäischen 
Sicherheitssektors statt. Durch sie soll auch die EU - un-
geachtet aller internen Verwerfungen und des fehlenden 
„Staatsvolks“ - mehr zu einer Art Staat werden.

Staatswerdung durch Frontex?
Die europäische Verfassung wurde zwar in alle Sprachen 

übersetzt, blieb allerdings unleserlich und wurde abgelehnt. 
Um sie als Lissabon-Vertrag aus der Versenkung zu holen, 
formulierte die deutschen Ratspräsidentschaft eine „Berli-
ner Erklärung“, die neben den vermeintlichen Werten der 
EU auch deren erklärte Feinde aufzählt: „Wir werden den 
Terrorismus, die organisierte Kriminalität und die illegale 
Einwanderung gemeinsam bekämpfen“. Zu diesem Zweck, 
ergänzte Angela Merkel seinerzeit gegenüber der Bild-Zei-
tung, „müssen wir einer gemeinsamen europäischen Armee 
näher kommen“. Ein „Europäischer Sicherheitssektor“ ent-
steht gegenwärtig durch die Vernetzung der nationalstaat-
lichen Sicherheitsbehörden und die Schaffung von neuen 
Institutionen auf der suprastaatlichen Ebene der Europä-
ischen Union. Diese „vernetzte Sicherheit“ soll bisherige 
Grenzen zwischen Polizei, Militär und Geheimdiensten auf-
heben und damit auch die zwischen Kriegsrecht und zivilen 
Rechtsordnungen und sie soll in enger Abstimmung mit 
der Wirtschaft - die ja zugleich Anbieter und Nachfrager 
von Sicherheit und Sicherheitstechnologien ist - erfolgen. 
Um dem „Leitbild vernetzte Sicherheit“ gerecht zu werden, 
erfordere es „Managementsysteme ... der wirkungsorien-
tierten Verwaltung“, die „für den gesamten Sicherheitssek-
tor übergreifende Prozesse ... definieren, die in einem Pro-
zessmodell zusammengefasst werden“ sowie den „Aufbau 
eines managment-orientierten Vernetzungsgremiums für 
den Sicherheitssektor, um diese Arbeiten zu koordinieren“. 
„Die Forderung nach konsequenter Prozessorientierung 
und der Übergang zur integrierten Strategiedefinition ha-
ben zur Folge, dass auch die Planung im vernetzten Sicher-
heheitssektor verstärkt integriert werden muss.“3

Eben diese Vernetzung der europäischen - nationalen, 
intergouvermentalen und suprastaatlichen - Behörden so-
wie deren integrierte, zentralisierte Aufgabendefinition und 
Strategieplanug ist die Aufgabe der Europäischen Agentur 
für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen 
mit dem martialisch anmutenden Namen Frontex. Frontex 
ist dabei nur eine von mehreren Einrichtungen mit einer 
solchen Aufgabe. Während beispielsweise die Europäische 
Verteidigungsagentur mit der Vernetzung und Abstim-
mung aller rüstungs- und militärrelevanten nationalen 
Entscheidungen und Entscheidungsträger beauftragt ist 
und damit die Bedingungen für eine tatsächlich EU-euro-
päische Militärpolitik schaffen soll, ist Frontex mit der Ko-
ordination aller Behördern und Einrichtungen beschäftigt, 
die nach Auffassung der Agentur eine Rolle beim „Schutz 
der Außengrenzen“ spielen und will dadurch ein „Integra-
ted Border Management“ ermöglichen. Frontex soll damit 
unter anderem den Weg ebnen für eine EU-europäische 

Grenzpolizei, eine EU-europäische Küstenwache und ei-
nen EU-europäischen Zoll, die dem Leitbild der vernetzten 
Sicherheit entsprechend keine Unterscheidung mehr ken-
nen zwischen Innen- und Außenpolitik, zwischen Polizei, 
Geheimdienst und Militär, zwischen Krieg und Frieden. 
Diese europäischen Sicherheitsbehörden sollen nicht durch 
parlamentarisch-deliberative Prozesse behindert werden, 
sondern den Exekutiven - der Brüssler Bürokratie und 
notgedrungen zunächst noch den nationalen Ministerien 
- unterstehen und nach Möglichkeit, der EU-europäischen 
„Integrationslogik“ folgend, eine entfesselte Eigendynamik 
in enger Abstimmung mit der Wirtschaft entwickeln.

Vernetzung
Der Aufbau der Agentur für die operative Zusammen-

arbeit an den Außengrenzen wurde im Oktober 2004 per 
Verordnung des Rates der Innen- und Justizminister be-
schlossen.4 Im Mai des folgenden Jahres nahm die Agen-
tur offiziell ihre Arbeit auf und ihr Verwaltungsrat trat ein 
erstes Mal Zusammen. Die Arbeit der Agentur 2005 war 
noch weitgehend auf den internen Aufbau konzentriert: 
Im Laufe des Jahres wurden 45 Mitarbeiter eingestellt. 
Erst im Oktober konnte die Agentur ihr Hauptquartier in 
Warschau beziehen. Darüber hinaus stellte die Agentur den 
Kontakt mit den Mitgliedsstaaten her, die jeweils eine „Na-
tionale Kontaktstelle“ benennen sollten und Frontex regte 
an, dass an einigen kritischen Grenzübergängen „Focal 
Point Offices“ eingerichtet wurden, in denen neben dem 
jeweiligen Grenzschutz auch Beamte aus anderen Ländern 
Dienst verrichten. Frontex nahm in Konferenzen und in-
formellen Treffen auch Kontakt mit anderen Behörden auf, 
wie etwa der quasi-geheimdienstlichen Europäischen Poli-
zeibehörde Europol, an deren Bericht zur Bedrohungslage 
im Bereich der organisierten Kriminalität sich die Agentur 
beteiligte. Sie begleitete eine Delegation der Kommission 
in die spanischen Exklaven in Marokko, erstellte eine erste 
allgemeine Risikoanalyse über die illegale Einwanderung 
in EU-Mitgliedstaaten und begann, ein EU-weites Kern-
programm für die Ausbildung von Grenzschutzkräften zu 
erarbeiten. Im Herbst verabschiedete der Verwaltungsrat 
der Agentur ein Arbeitsprogramm für das Jahr 2006. Einen 
wichtigen Schwerpunkt in diesem Programm nimmt die 
Erstellung von „Risikoanalysen“ und die Fortentwicklung 
des „gemeinsamen integrierte Risikoanalysemodells“ (CIR-
AM) ein, das von der Agentur als „Herz“ ihrer „nachrich-
tendienstlich gesteuerten Tätigkeit“ bezeichnet wird.5

Im November übermittelte dann die Kommission an den 
Rat eine Mitteilung, in der das Arbeitsprogramm bestätigt 
und die Agentur aufgefordert wurde, „unverzüglich“ erste 
gemeinsame und operative Maßnahmen im Mittelmeer-
raum aufzunehmen, eine „Risikoanalyse“ zur Migration aus 
Afrika zu erarbeiten sowie die Möglichkeiten zu evaluieren, 
wie im Mittelmeer ein Küstenpatrouillennetz aller angren-
zenden Anrainerstaaten eingerichtet und deren jeweilige 
Überwachungstechnologien aufeinander abgestimmt und 
vernetzt werden könnten. Ferner wurde Frontex aufge-
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fordert, die Zusammenarbeit zwischen den Verbindungs-
beamten, welche von den Mitgliedsstaaten in Drittländer 
entsandt wurden, um Informationen über Migrationswege 
zu sammeln und illegale Grenzübertritte bereits in den 
Herkunfts- und Transitstaaten zu unterbinden, zu beför-
dern. Zuletzt sollte die Agentur Vorschläge erarbeiten, wie 
Staaten, „welche sich einem außergewöhnlich hohen Mig-
rationsdruck oder Massenzuströmen von Migranten gegen-
übersehen, unverzüglich technische und operative Unter-
stützung“ gewährleistet werden könne.

Ungeachtet der von der Kommission geforderten Fokus-
sierung auf die südlichen Außengrenzen am Mittelmeer 
fanden die ersten operativen Einsätze inmitten der EU 
statt. Bei einem ersten Einsatz wurden Weihnachten 2005 
illegalisierte ArbeiterInnen aus Osteuropa bei der Ausrei-
se aus dem Schengen-Raum an der deutsch-tschechischen 
und deutsch-polnischen Grenze kontrolliert und ihnen im 
neuen Jahr die Einreise verweigert. Andere Einsätze fanden 
an europäischen Häfen und Seehäfen statt und bezogen 
sich vornehmlich auf Menschen aus China und Pakistan, 
in anderen Fällen auf Menschen, die an sich ohne Visum 
aus Lateinamerika einreisen dürfen, denen aber unterstellt 
wurde, sie wollten ihren Aufenthalt über die erlaubten drei 
Monate hinaus ausdehnen. Diese Einsätze basierten oft auf 
nachrichtendienstlich gewonnen Informationen und wur-
den teilweise auch von Europol begleitet. Die Frontex-Ein-
sätze auf See, die in den Medien ungleich mehr Beachtung 
fanden, begannen erst im Sommer 2006 mit der Mission 
Hera zwischen Westafrika und den Kanaren und der Ope-
ration Nautilus zwischen Nordafrika und Italien bzw. Mal-
ta. Für die Einsätze auf See mussten zunächst noch not-
wendige Vorbedingungen geschaffen werden, denn Frontex 
selbst verfügt über keine Boote oder Helikopter und auch 
kaum über Einsatzkräfte. Alles musste von den Mitglieds-
staaten bereitgestellt werden und unterstand dort teilweise 
militärischen oder polizeilichen oder hybriden Einheiten, 
unter denen ein funktionierender Informationsaustausch 
und eine klare Kommandokette schwer herzustellen sind. 
Um in Zukunft besser und schneller Material und Perso-
nal für gemeinsame Einsätze zusammenstellen zu können, 
entwickelte Frontex eine Datenbank, in der das potentiell 
bereitstehende Equipment jeweils mit Ansprechpartner 
verzeichnet ist. Diese „Toolbox“ mit dem Namen CRATE 
ging Anfang 2007 offiziell in Betrieb.

Ein anderes Problem ergab sich auf hoher See weniger, als 
bei den Einsätzen im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten: 
die Frage nach den exekutiven Befugnissen der eingesetzten 
Beamten aus Drittstaaten. Bei den Einsätzen an Flughäfen 
und Binnengrenzen waren die ausländischen Beamten da-
mals noch lediglich in einer Art „Beraterfunktion“ beteiligt. 
Sie konnten bei der Analyse von Dokumenten und auch 
bei Befragungen helfen, jedoch nicht selbst operativ tätig 
werden. Auf Hoher See hingegen verletzt es nicht zwingend 
Hoheitsrechte, wenn ein deutscher Beamter auf einem spa-
nischen Schiff in italienischen Gewässern Flüchtlinge zu-
rückweist. Dennoch lag das Oberkommando meist bei den 

Beamten aus dem Einsatzland.
Das heikle Problem der exekutiven Befugnisse wurde von 

der Agentur im Jahre 2007 mit Hilfe der EU-europäischen 
Gesetzgeber gelöst. Diese schufen die rechtlichen Rahmen-
bedingungen für Schnelle Einsatzkräfte für den Grenz-
schutz (RABITs), welche von Frontex aufgestellt wurden. 
Auch die RABITs rekrutieren sich aus dem Personal der 
Mitgliedsstaaten, doch als Mitglied eines RABITs dürfen 
die Beamten „gemäß dem nationalen Recht des Einsatzmit-
gliedstaats Gewalt anwenden, einschließlich des Einsatzes 
von Dienstwaffen, Munition und Ausrüstung“, so die Ver-
ordnung. „Zum Zwecke der Notwehr und der Nothilfe 
für abgestellte Beamte oder andere Personen“ dürfen sie 
ihre Waffen und sonstige Ausrüstungsgegenstände jedoch 
auch unter anderen Umständen einsetzen. Da einige Mit-
gliedsstaaten der Idee einer EU-Polizei, d.h. ausländischen 
Polizeibeamten, die nicht der nationalen Regierung unter-
stehen, aber exekutive Befugnisse haben, äußerst kritisch 
gegenüberstehen und eine solche Staatsgewalt ohne Staat 
nicht kontrollierbar ist, wurde der Einsatz von RABITs for-
mal auf „einen begrenzten Zeitraum ... in Ausnahme- und 
Notsituationen“ beschränkt: „Derartige Situationen wür-
den entstehen, wenn ein Mitgliedstaat sich einem massiven 
Zustrom von Drittstaatsangehörigen gegenübersieht, die 
versuchen, illegal in sein Hoheitsgebiet einzureisen, was un-
verzügliches Handeln erfordert.“ Tatsächlich hat die Agen-
tur  mittlerweile mehrfach RABITs eingesetzt, bei denen 
die Beamten auch ihre erweiterten Befugnisse nutzen konn-
ten, die „Ausnahme und Notsituation“ jedoch lediglich auf 
einem fiktiven Szenario beruhte.

Der Forderung nach der Planung eines Europäischen Pa-
trouillennetzes kam Frontex bereits am 14. Juli 2006 nach, 
indem die Agentur eine Machbarkeitsstudie (MEDSEA) 
vorlegte, welche empfahl, insgesamt 16 Ministerien und 24 
Behörden Frankreichs, Griechenlands, Italiens und Spani-
ens - darunter auch die Verteidigungsministerien - zu ver-
netzen, damit kostengünstig eine möglichst hohe Kontroll-
dichte auf dem Mittelmeer realisiert werden könne. Hierzu 
sollten die zivilen und die militärischen Stellen in Echtzeit 
über nationale Koordinationszentren (NCC) kommunizie-
ren. Die Studie wurde mittlerweile weitgehend im Euro-
päischen Patrouillennetz (EPN) umgesetzt. Die nationalen 
Koordinationszentren sollen darüber hinaus, falls Frontex 
einen Einsatz in der Region durchführt, als dessen Haupt-
quartier dienen und stellen der Agentur somit dauerhafte 
Strukturen zur Verfügung, mit denen sie kurzfristig auf alle 
Informationen der beteiligten Behörden zurückgreifen und 
diese koordinieren kann. 

Eine effiziente multilaterale Zusammenarbeit setzt die 
Zentralisierung der Entscheidungs- und Informations-
strukturen voraus. Ähnlich wirken die gemeinsamen Ein-
sätze bspw. zwischen den Kanaren und Westafrika: Im 
Vorfeld der Mission HERA wurde ein CCRC (Centro de 
Coordinacion Regional de Canarias, CCRC) bei der Gu-
ardia Civil eingerichtet. Dort sind zwanzig Mitarbeiter aus 
den verschiedenen Behörden untergebracht, die mit dem 
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„Kampf gegen die illegale Migration“ zu tun haben. Auf-
gabe des Zentrums ist es, „Informationen zu zentralisieren 
und zu verteilen [...] Unter den vielen Einrichtungen, die 
es zu koordinieren gilt, sind Polizeikräfte im auswärtigen 
Dienst, Flugzeuge der Armee und von Frontex, nationale 
Polizeieinheiten, der Zoll und eine große Bandbreite an 
Einrichtungen für die Aufnahme von Immigranten, ma-
ritime Rettungsdienste und das Rote Kreuz sowie andere 
Organisationen, die humanitäre Hilfe leisten.“6 

„Sicherheitsforschung“
Eine weitere Machbarkeitsstudie der Agentur, BORTEC, 

zielte auf die Schaffung eines Europäischen Grenzüberwa-
chungssystems (EUROSUR) ab. Die BORTEC-Studie ist 
unveröffentlicht, lag aber offensichtlich dem Rüstungsunter-
nehmen Thales vor, das sich mit einem Projekt SEASAME 
beim EU-Forschungsrahmenprogramm 7 (FRP7) beworben 
hat. Dieses Projekt soll mit den Ergebnissen der BORTEC-
Studie „völlig übereinstimmen“ und sieht vor, die natio-
nalen Überwachungstechnologien in drei Phasen zu erfas-
sen, aufzurüsten und kompatibel zu machen und die dort 
gesammelten Daten zuletzt zu einem „permanenten und 
umfassenden Lagebild“ zusammenzufassen. Ähnliche Stu-
dien hat Frontex gemeinsam mit dem Joint Research Center 
(JRC) der Europäischen Kommission erstellt, die u.a. einen 
Überblick über biometrische Verfahren beim Grenzschutz 
und den möglichen Einsatz unbemannter Flugzeuge und 
U-Boote geben.7  Um entsprechende Projekte realisieren zu 
können, betreibt das JRC ein Projekt, mit dem die Euro-
päischen Rüstungsfirmen und ihre jeweiligen Fähigkeiten 
erfasst werden (MEDI, Mapping of the European Defence 
Industry). Am 13.2.2008 veröffentlichte die Kommission 
Vorschläge zur Ausgestaltung von EUROSUR, das in drei 
Phasen umgesetzt werden solle. Die genannten Phasen ent-
sprechen denen des SEASAME-Programms. Das Kommis-
sionspapier spricht sich explizit dafür aus, das FRP7 inten-
siv zu nutzen, „um die Leistungsfähigkeit und den Einsatz 
von Überwachungsinstrumenten zu verbessern, damit das 
erfasste Gebiet ausgeweitet werden kann, mehr verdächtige 
Aktivitäten aufgedeckt, potenziell verdächtige Zielobjekte 
leichter identifiziert werden können und der Zugriff auf 
Daten hochauflösender Beobachtungssatelliten erleichtert 
wird.“8 Das Forschungsrahmenprogramm entpuppt sich 
bei näherem Hinsehen als heimlicher EU-Rüstungsetat (ei-
nen solchen offiziell zu unterhalten ist nach dem Vertrag 
von Nizza nicht möglich). Dafür spricht u.a. die Tatsache, 
dass der Förderschwerpunkt „Sicherheit“ auf die Beratung 

von Rüstungsunternehmen zurückgeht und es explizites 
Ziel der Förderung ist, den „Europäischen Sicherheitssektor 
zu (re)strukturieren ... und gleichzeitig die globale Wettbe-
werbsfähigkeit der europäischen industriellen Basis zu stär-
ken.“9 Neben zahlreichen Beratungs- und Rüstungsfirmen 
sind im Gutachterkreis für die beantragten Projekte des-
halb neben einem Vertreter von Frontex auch vier Vertre-
ter der Europäischen Verteidigungsagentur vertreten.10 Für 
die Weiterentwicklung der Sicherheitsforschung wurde von 
der Kommission ein „Europäisches Forum für Sicherheits-
forschung und Innovation“ (ESRIF) eingerichtet und mit 
Personal und Räumlichkeiten ausgestattet. Dabei handelt 
es sich um „eine informelle, beratende Plattform, an der 
die Interessengruppen aus dem öffentlichen und dem pri-
vaten Sektor auf freiwilliger Basis teilnehmen. Diese Inter-
essengruppen sind die Industrie, Forschungseinrichtungen, 
öffentliche und private Endnutzer, Organisationen der Zi-
vilgesellschaft, EU-Institutionen (insbesondere das Europä-
ische Parlament) und europäische Organisationen.“11 Den 
Vorsitz führt der ehemalige EU-Koordinator für Terroris-
musbekämpfung, Gijs de Vries, stellvertretende Vorsitzende 
sind BKA-Vizepräsident Jürgen Stock und Giancarlo Gras-
so von der italienischen Rüstungsfirma Finmeccanica. Das 
ESRIF ist in elf Arbeitsgruppen unterteilt, wovon sich eine 
mit der Grenzsicherung beschäftigt. Dieser Arbeitsgruppe 
sitzt Erik Berglund als Vertreter von Frontex vor, sein Stell-
vertreter („Rapporteur“)  ist Giovanni Barontini, ebenfalls 
von der Firma Finmeccanica. Diese Aufteilung zieht sich 
durch alle Arbeitsgruppen: Vorsitzender („Leader“) ist ein 
Vertreter einer EU-europäischen oder nationalstaatlichen 
Behörde, die Stellvertreter stammen aus der Sicherheitsin-
dustrie – oder, wie im Falle der Arbeitsgruppe zu Biometrie, 
deren Lobbyverbänden (European Biometrics Forum).

Spill-Over zum Krieg
Die Ergebnisse der Forschungen zur Grenzsicherheit kön-

nen allesamt als Dual-Use Technologien bezeichnet werden, 
da sie zugleich den Anforderungen des Militärs in gegenwär-
tigen Kampf- und Besatzungseinsätzen entsprechen. Dies 
gilt beispielsweise für die Entwicklung und Erprobung von 
Sensoren und Bildgebern („Wände penetrierende Radarge-
räte“) wie sie von Frontex begleitet wird und gleichzeitig 
u.a. von der Stiftung Wissenschaft und Politik auch für die 
Ausrüstung der Bundeswehr in zukünftig vermeintlich un-
vermeidbar bevorstehenden Häuserkampfoperationen als 
nützlich erachtet wird.12 Gleiches gilt für die von Frontex 
beförderte Forschung an unbemannten Flugkörpern, die 
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nicht nur in mehreren Ländern (darunter auch Deutsch-
land) von der Polizei eingesetzt werden, sondern auch im 
Pentagon als Speerspitze bei der Kriegsführung in Irak und 
Afghanistan angesehen werden.13 In der Rüstungsplanung 
der Europäischen Verteidigungsagentur nehmen Drohnen 
ebenfalls eine der prominentesten Stellen ein. Auch die bio-
metrische Erfassung und biometrisch gestützte Entry-/und 
Exit-Systeme stellen bereits einen Teil der Kriegsführung 
dar, etwa in Bagdad, wo die Augeniris der männliche Be-
völkerung gescannt wird oder in der DR Kongo, wo im 
Rahmen einer EU-Mission zur Sicherheitssektorreform die 
gesamte Armee biometrisch erfasst werden soll. Frontex ist 
auch in den „Krieg gegen den Terror“ eingebunden, da die 
Agentur im „EU Action Plan on combating terrorism“ dazu 
aufgefordert wird, gemeinsam mit Europol und dem EU-
Auslandsgeheimdienst SITCEN Risikoanalysen zu erstel-
len und die Möglichkeiten zu verbessern, „die Bewegung 
von Terrorverdächtigen über unsere internen und externen 
Grenzen zu beobachten und, wenn nötig, zu verhindern“.14 
Die Agentur beteiligt sich auch in ungeklärter Weise an zwei 
Programmen des GMES/Kopernikus-Programms, welches 
die Kommission gemeinsam mit der Europäischen Welt-
raumagentur ins Leben gerufen hat und deren Bedeutung 
„sowohl für die Außen- als auch für die Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der Europäischen Union“ das Europä-
ische Parlament im Juli 2008 ausdrücklich betonte.15 Bei 
den GMES-Projekten LIMES und MARISS geht es bereits 
konzeptionell um die „zivile“ und militärische Nutzung 
von europäischen Satellitendaten für den Grenzschutz, die 
Überwachung der See und von Handelsrouten auf See, den 
Schutz vor Terrorismus und der Proliferation von Massen-
vernichtungswaffen sowie die Organisation und Verteilung 
humanitärer Hilfe in Konfliktgebieten. Wie es aus Kreisen 
der EU-Sicherheitspolitik heißt, wurde das System zunächst 
von Frontex in den Gewässern um Malta und von der fran-
zösischen Marine bei der Drogenbekämpfung in der Kari-
bik getestet, dann für die Identifizierung von Opiumanbau-
flächen in Afghanistan genutzt und im Mai 2008, um den 
EU-Lateinamerikagipfel in Lima zu überwachen. Zuletzt 
wurde das System im Juni und Juli 2008 auch im Tschad 
getestet, wo die EUFOR-Einsatzkräfte zuvor mehrfach 
von Rebellenangriffen in ihrer unmittelbaren Umgebung 
überrascht worden waren. Auf einer Konferenz in Lille am 
16.9.2008 gab Alda Silveira Reis vom Generalsekretriat des 
Rates bekannt, Polizeispezialisten wollten das System zu-
künftig auch zur „Erkennung verdächtigen Verhaltens“, zur 
„Crowd Control“, zur Bewachung kritischer Infrastruktu-
ren und zur Begleitung von VIPs im Inneren verwenden. 
Obwohl es sich beim GMES formal um ein ziviles Projekt 
handelt, ist es eng mit dem EU-Satellitenzentrum (EUSC) 
in Torrejon verflochten. Dessen Auftrag besteht darin, 
durch Satellitenaufklärung „Unterstützung bei der Ent-
scheidungsfindung der Union im Rahmen der GASP und 
insbesondere der ESVP“ zu leisten. Dementsprechend ist es 
in die Struktur der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik (GASP) eingebettet, die politische Aufsicht obliegt, 

wie auch bei militärischen Auslandseinsätzen, dem „Poli-
tischen und Sicherheitspolitischen Komitee“ (PSC), der 
EU-Außenbeauftragte sitzt dem Verwaltungsrat des EUSC 
vor.16 Dennoch hat sich auch das EUSC in den Dienst von 
Frontex gestellt. Bereits 2006 hat es, laut Arbeitsbericht, im 
Auftrag der Agentur die westafrikanische Küste überwacht 
„um mögliche Einrichtungen für den Bau von Schiffen zu 
erfassen sowie alle weiteren Objekte, die mit der Bewegung 
illegaler Migranten in Verbindung stehen könnten“.17 

Wie in den USA so werden auch in Europa und insbeson-
dere in Deutschland gegenwärtig die Stimmen lauter, man 
sollte die Marine zu einer „Expeditionary Navy“ umbauen, 
um weltweit auf den Seemeeren die Sicherheit der Han-
delswege zu garantieren und Terrorismus und Piraterie zu 
bekämpfen. Zwei hochrangige Marinesoldaten der Bundes-
wehr schrieben in der Zeitschrift „Sicherheit und Frieden“ 
Anfang 2008: „Die Hohe See ist ein hoheitsfreier Raum, 
in dem nationalstaatliche Rechtsregime nicht gelten. Die 
Hohe See ist ´Brücke zwischen den Kontinenten´ und 
erlaubt es der Politik, militärisches Handeln über See zu 
entfalten und politischen Willen deutlich zu machen, wo 
dies zur Wahrung eigener Interessen geboten ist.“ Dass dies 
für Deutschland jedoch nur im internationalen Verbund - 
etwa mit der NATO - möglich sei, wird dabei stets betont. 
„Einem solchen Handeln müssen aber einzel- und inner-
staatliche Anstrengungen vorausgehen, um die notwen-
digen Voraussetzungen einer umfassenden Kooperation zu 
schaffen. Behördliche Zuständigkeiten, Strukturen, Kom-
petenzen und Verfahren erweisen sich als überkommen und 
wenig zweckdienlich. Der Notwendigkeit von Reformen 
stehen rechtliche und grundgesetzliche Bestimmungen, 
föderale Strukturen, aber auch Partikularinteressen der je-
weiligen staatlichen Akteure entgegen, die um Einfluss und 
Kompetenzen fürchten.“ Unter den internationalen Initia-
tiven, die eine solche Vernetzung voranbringen, wird von 
den Autoren im Folgenden auch Frontex genannt.18

Zentralisierte Entscheidungsstrukturen ohne (men-
schen-)rechtliche Kontrolle
Vernetzung, wie sie von Frontex betrieben wird, stärkt die 

exekutiven Organe und deren informelle Zirkel. So kann 
der deutsche Innenminister unmittelbar Beamte der Bun-
despolizei, nicht aber der Länderpolizeien Frontex unterstel-
len. Einsätze der Agentur erfordern zwar die Zustimmung 
der jeweiligen Regierung (d.h. des Innenministeriums), 
nicht aber des jeweiligen Parlaments. Von welcher Seite je-
weils die Initiativen für solche Einsätze ausgehen, lässt sich 
nicht nachprüfen. Die wenigen Einschränkungen, welche 
den gemeinsamen Grenzschutzteams vom EU-Parlament 
auferlegt wurden, werden dadurch umgangen, dass die Ein-
sätze, bei denen real Personen festgenommen und zurück-
gewiesen und Reisedokumente beschlagnahmt werden, als 
Übungen, basierend auf fiktiven Szenarien, deklariert wer-
den. Welche Rechte ein Beamter mit Frontex-Armbinde 
besitzt, ist den Betroffenen einer Kontrolle nicht ersichtlich 
und es ist rechtlich ungeklärt, wie Betroffene überhaupt 
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feststellen können, ob die Beamten Rechte verletzt haben. 
Überhaupt können die Exekutivorgane innerhalb der EU 
immer wieder neue Spielräume nutzen, da sich die recht-
lichen Grundlagen ihres Handelns – ja selbst die jeweilige 
Zuständigkeit von Gerichten – oft schneller ändert, als dass 
die Rechtslage überhaupt durch erste Rechtssprechungen 
geklärt ist. 

An einer Klärung der Rechtslage ist Frontex nicht inter-
essiert. So kann der Exekutivdirektor der Agentur, Ilkka 
Laitinen, weiter behaupten, das internationale Flüchtlings-
recht gelte nicht auf Hoher See und deshalb könnten sei-
ne Beamten dort „leider“ keine Asylanträge entgegenneh-
men.19 Auch an einer Information des EU-Parlaments und 
Transparenz der Behörde ist deren Leitung nicht gelegen. 
Einer Einladung des Innenausschusses zu einer Anhörung 
über die „Tragödie der MigrantInnen auf See“ ist Laitinen 
ohne Entschuldigung ferngeblieben.20 Klar rechtswidrig ist 
die Praxis, bereits in den Hoheitsgewässern der westafrika-
nischen Staaten potentielle MigrantInnen von der Ausreise 
aus dem Senegal und Mauretanien abzuhalten - doch diese 
Handlung wird formal von einzelnen Beamten des jewei-
ligen afrikanischen Küstenstaates vorgenommen, der auf 
EU-europäischen Booten von EU-europäischen Beamten 
an die Stellen gebracht wird, wo die EU-europäischen Auf-
klärungsinstrumente potentielle MigrantInnen vermuten. 
Aufgrund der Effektivierung der Kontrolle gerade im Mit-
telmeer werden gefährlichere Routen gewählt und sterben 
Menschen. Frontex organisiert Abschiebungen, verhandelt 
Rücknahmeabkommen und übt Druck auf Drittstaaten 
aus, ihre Grenzen zu schließen und „Schlepper“ festzu-
nehmen. Eine wesentliche Entrechtung der MigrantInnen 
vollzieht sich bereits im präventiv-nachrichtendienstlichen 
Vorfeld, wenn Frontex Informationen an die Transitstaaten 
weitergibt, die dort zu Razzien in Flüchtlingslagern und 
zur Festnahmen von „Schleusern“ führen oder wenn die 
Agentur Informationen von Verbindungsbeamten oder 
aus (anderen) Geheimdienstquellen über vermeintlich ge-
fälschte Dokumente, die in gewissen Regionen kursieren, 
in die Datenbanken der mitgliedsstaatlichen Polizei- und 
Ausländerbehörden einspeisen und so Menschen illegalisie-
ren. Oder wenn Frontex-Beamte an europäischen Flughä-
fen Menschen, die legal einreisen, aufgrund ihrer Herkunft 
aussortieren und stundenlang befragen, weil sie Erkennt-
nisse haben, dass diese Personen ihren Aufenthalt unerlaubt 
verlängern könnten. All dies sind nur die ersten Auswir-
kungen der operativen Zusammenarbeit im europäischen 
Sicherheitssektor, die wie immer an denen sichtbar werden, 
die ohnehin weniger Zugang zum Recht haben: „Auslän-
der“. Spätestens wenn die Pläne des EU-Innenkommissars 
Frattini zu einem EU-weiten Entry/Exit-System umgesetzt 
sind,21 die auf Vorschlägen von Frontex beruhen, sollen bei 
der Ausreise aus der EU alle Menschen ihre Augeniris scan-
nen lassen. Sie können das verweigern, doch dann gelten sie 
bei der Einreise als verdächtig.

In wessen Gewalt befindet sich Frontex, wer kontrolliert 
den EU-europäischen Sicherheitssektor? Die nationalen 

Grenzschutzbehörden können über die Agentur repressive 
Technologien und Praktiken austauschen, die nationalen 
Innenministerien die Agentur als Buhmann oder als Lö-
sung präsentieren. Die Kommission nutzt die Agentur zur 
Strukturierung und Subvention der europäischen Sicher-
heitsindustrie. Das Europäische Parlaments stimmt dem 
jährlich steigenden Budget zu. „Managementsysteme der 
wirkungsorientierten Verwaltung“ vertragen keine Kontrol-
le, sondern müssen sich der jeweils identifizierten Bedro-
hungslage stets flexibel anpassen. Nur so ist effizientes Re-
gieren möglich. Und das ist die Hauptsache der EU. Ob all 
die Vernetzung die Effizienz der Sicherheitsbehörden letzt-
lich tatsächlich steigert, sei dahingestellt. Die „Besondere 
Aufbau-Organisation“ Kavala, mit all ihren militärischen, 
geheimdienstlichen und polizeilichen Verbindungsbeam-
ten und ihren integrierten Lagebildern eine kurzfristige 
ad-hoc Variante von „intelligentem Managmentsystem der 
wirkungsorientierten Verwaltung“ hat jedenfalls in Rostock 
2007 einen der am schlechtesten koordinierten Polizeiein-
sätze der Geschichte zu verantworten.
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Seit dem Beginn dieses Jahrhunderts lässt sich beob-
achten, wie die europäische Sicherheits-Community mit 
wachsender Entschlossenheit in den Weltraum drängt. Das 
militärische Instrumentarium für die geopolitischen Am-
bitionen der EU soll so entscheidend erweitert werden. 
Außerdem zielen diese Bemühungen darauf ab, der europä-
ischen Raumfahrtindustrie eine starke Basis für den inter-
nationalen Wettbewerb zu sichern. 

Die Bedeutung des Weltraums für Politik und Militär 
begann allgemein mit der Entwicklung der Raketentech-
nologie seit dem Zweiten Weltkrieg rapide zu wachsen. 
Heutzutage ist es der Wandel der Kriegsführung unter dem 
Stichwort „Revolution in Military Affairs“ (RMA), der die 
breit angelegte Integration von Weltraumtechnologie in 
Kommandozentralen und auf dem Schlachtfeld beinhal-
tet und damit als Impulsgeber zur weiteren Militarisierung 
des Alls beiträgt. Gleichzeitig bietet der Weltraum ein Feld 
für internationale Kooperationen, was sich etwa im UN-
Weltraumvertrag1 von 1967 oder in der Zusammenarbeit 
zwischen den USA und Russland im Rahmen des Shutt-
le-Mir-Programms2 ausdrückt, das Anfang der 90er Jahre 
durchgeführt wurde. Bei der Weltraumpolitik handelt es 
sich also um ein Politikfeld, das dank seines großen Po-
tenzials für grenzüberschreitende Anstrengungen aktiv zur 
Förderung des Friedens genutzt werden könnte. 

Gerade in jüngster Zeit verstärkt sich aber wieder eine 
Entwicklung, die in die entgegengesetzte Richtung weist. 
So haben die USA im Jahr 2006 ihren Dominanzanspruch 
im Weltraum und die Weigerung, sich Einschränkungen 
durch internationale Regulierungen auf diesem Gebiet zu 
beugen, zur offiziellen Doktrin erhoben.3 Andere Staaten, 
wie etwa die VR China oder Indien, ziehen derweil nach 
und entwickeln Technologien und Doktrinen, die es ihnen 
ermöglichen sollen, eigene Interessen gegen die Dominanz 
der USA durchzusetzen.4 Nachhaltig machte der erfolg-
reiche Test einer chinesischen Antisatellitenrakete (ASAT) 
im Januar 2007, bei dem ein ausgedienter Wettersatel-
lit abgeschossen wurde, die Gefahr eines Wettrüstens im 
All deutlich. Die Europäische Union reagierte auf diesen 
Test mit einer Protesterklärung, in der sie ihn als Gefahr 
für die Sicherheit im Weltraum und für internationale Be-
mühungen, ein Wettrüsten im All zu verhindern, bezeich-
net.5 Gleichzeitig betreibt die EU aber Anstrengungen, 
um die eigenen militärischen Fähigkeiten im Weltraum zu 
erweitern, durch die Stabilität und Frieden im Weltraum 
ernsthaft gefährdet werden. Nicht nur aufstrebende Welt-
raummächte wie China und Indien könnten darin eine Be-
drohung sehen, auch die USA beobachten die europäischen 

Bestrebungen mit Argwohn, schließlich zielen sie auch auf 
mehr politische und militärische Unabhängigkeit von den 
USA ab. Anstatt Alternativen zur weiteren Militarisierung 
des Weltraums zu entwickeln, beteiligt sich die EU aktiv an 
diesem Prozess. Auf der praktischen Ebene werden derweil 
in zentralen Raumfahrtprojekten der Union zivile Finanz-
mittel etwa aus den EU-Forschungs- oder Verkehrsetats 
unter dem Deckmantel der dualen Nutzung zu Rüstungs-
ausgaben umfunktioniert.

Die aggressive Neuausrichtung der europäischen 
Sicherheitspolitik
Nach dem „Kosovo-Schock“, ausgelöst durch das unko-

operative Verhalten der US-Amerikaner im Krieg gegen 
Jugoslawien 1999, verstärkten die EUropäer ihre Anstren-
gungen, eigene militärische Kapazitäten aufzubauen. Die-
se sollten unabhängig von den USA und der NATO, aber 
auf einem ähnlich hohen Niveau moderner Kriegsführung 
eingesetzt werden können. Das erklärte Ziel der zu diesem 
Zweck ins Leben gerufenen Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) ist es, die politischen und öko-
nomischen Interessen der Union in ihrer Nachbarschaft und 
möglichst auch im globalen Maßstab selbstständig durch-
zusetzen.6 Als zentrales Dokument dieses Paradigmenwech-
sels hin zu einer militarisierten EU kann die Europäische 
Sicherheitsstrategie (ESS) vom Dezember 2003 gelten.7 In 
diesem Papier wird erklärt, „eine aktive und handlungsfä-
hige Europäische Union könnte Einfluss im Weltmaßstab 
ausüben.“8 Der EU wird aufgrund ihrer Größe und Wirt-
schaftskraft die Rolle eines globalen Akteurs zugesprochen, 
dem angesichts der Verflechtung der Weltwirtschaft, seines 
Rohstoffbedarfs und insbesondere angesichts seiner Abhän-
gigkeit von fremden Energiequellen global aktiv werden 
müsse.9 

Andere Politikbereiche, wie etwa der Katastrophenschutz, 
die Entwicklungszusammenarbeit aber eben auch die Welt-
raumpolitik bleiben von dieser Entwicklung alles andere als 
unberührt. Sie werden Teil eines ausgeweiteten Sicherheits-
begriffs, der zivile Kapazitäten nicht als Alternative, son-
dern als integralen Bestandteil einer ressortübergreifenden 
europäischen Machtpolitik begreift. Die Europäische Uni-
on verfolgt deshalb die Verschmelzung ziviler und militä-
rischer Außenpolitik. Ziel ist es dabei nicht, Krieg als Mittel 
der Politik abzulösen, sondern die Sicherheitspolitik durch 
die Verknüpfung und Koordinierung des Einsatzes von 
Militär mit zivilen Mitteln in ihrer Effektivität zu steigern. 
In der ESS wird dementsprechend hervorgehoben: „Die 
Union könnte einen besonderen Mehrwert erzielen, indem 

Aus dem All in alle Welt
Weltraumpolitik für die Militärmacht Europa
von Malte Lühmann
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sie Operationen durchführt, bei denen sowohl militärische 
als auch zivile Fähigkeiten zum Einsatz gelangen.“10 Die 
Hauptgefahr dieses Konzeptes liegt darin, dass Alternativen 
zu einer militarisierten Machtpolitik durch einen umfas-
senden Sicherheitsbegriff vereinnahmt und dadurch nicht 
mehr unabhängig von militärisch geprägten Bedrohungs-
logiken wirksam werden können.11 Um den verschiedenen 
Bedrohungen zu begegnen, mit denen sich die Union kon-
frontiert sieht, wird die außen- und sicherheitspolitische 
Strategie auf präventive Interventionen ausgerichtet, die 
neben zivilen auch militärische Mittel als Instrumente der 
Politik explizit einschließen. So soll wenn nötig „robustes 
Eingreifen“ teil einer aktiven EU-Politik werden.12 

Voraussetzung hierfür ist die Fähigkeit, Soldaten inner-
halb kurzer Zeit und nahezu weltweit im Rahmen der Pe-
tersberg-Aufgaben einsetzen zu können. Die „strategische 
Aufklärung“ bzw. „Mittel für die Überwachung und die 
militärische Frühwarnung“ stehen dabei ganz oben auf dem 
Wunschzettel.13 

Was der Weltraum leisten soll
Im Umfeld militärischer Operationen, die durch den 

Einsatz flexibler, hochmobiler Einheiten in einem großen 
Einsatzgebiet geprägt sind, das möglicherweise zudem weit 
von Europa entfernt und den Soldaten wenig bekannt sein 
kann, spielen weltraumgestützte Aufklärungsfähigkeiten 
eine entscheidende Rolle. Es ist also kein Zufall, dass neben 
dem Lufttransport die strategische und taktische Aufklä-
rung zu den größten qualitativen Defiziten der EU-Inter-
ventionsfähigkeit gezählt wird. Außerdem werden Gebiete, 
die für die EU aus sicherheitspolitischer Sicht von gene-
rellem Interesse sind, auch unabhängig von konkreten Ein-
sätzen per Satellit sozusagen vorsorglich überwacht.14 All-
gemein herrscht Einigkeit über die große Bedeutung des 
Weltraums für die moderne Kriegsführung. Der Politikwis-
senschaftler Götz Neuneck etwa stellt fest, dass „heute für 
global agierende Streitkräfte im Rahmen der ‚Revolution in 
Military Affairs‘ viele Weltraumanwendungen im Bereich 
Kommunikation, Aufklärung und Navigation unverzicht-
bar [sind]. Die Verwendung von Satelliten hat die moderne 
Kriegführung grundlegend verändert.“15 

Neben der Aufklärung kommen hier noch die Kommu-
nikation und Navigation zum weltraumbasierten Fähig-
keitspaket hinzu. Zurzeit sind es also insgesamt drei militä-
risch relevante Dimensionen der Nutzung des Weltraums, 
ohne die Einsätze, wie sie den EU-Strategen vorschweben, 
faktisch nicht durchführbar wären. Die zunehmende Aus-
breitung der Systeme aus allen drei Kategorien, von der 
strategischen Führungsspitze bis hinunter zu den einzelnen 
Soldaten, zeugt von einer Entwicklung, an deren Ende eine 
vernetzte Truppe stehen soll, die sich auf allen Ebenen von 
der Aufklärung über die Führung bis zum Kampf auf Sa-
tellitensysteme stützten wird.16 Dadurch soll sie weltweit 
schnell und mit tödlicher Präzision einsetzbar sein. Welche 
Möglichkeiten die EU durch ihre neu gewonnene Kriegs-
führungsfähigkeit erhalten hat, zeigt sich seit dem Jahr 2003 

in einer Reihe polizeilicher („ziviler“) und militärischer 
Operationen vornehmlich auf dem Balkan und in Afrika.

Ein neues Kapitel der europäischen Raumfahrt
In etwa parallel zum Aufbau der ESVP wurden ab dem 

Jahre 1999 konkrete Schritte zur Ausgestaltung einer Welt-
raumpolitik für die EU unternommen. Ziel dieser Anstren-
gungen ist es, den Raumfahrtsektor aktiv in die EU-Politik 
einzubeziehen, da er als Querschnittsektor für die techno-
logische Entwicklung in vielen Wirtschaftsbereichen und 
damit auch für viele Politikfelder von zunehmend existen-
zieller Bedeutung ist. Einen ersten Meilenstein in der Dis-
kussion auf EU-Ebene stellte die Vorlage eines Strategiepa-
piers für die europäische Raumfahrt im Herbst 2000 durch 
die EU-Kommission und die Europäische Raumfahrtagen-
tur (ESA) dar.17 Diese Strategie sollte nach dem Willen der 
Autoren, „zum Dreh- und Angelpunkt europäischer Raum-
fahrtaktivitäten werden und ein neues Kapitel der europä-
ischen Raumfahrt aufschlagen.“18 Ein neues Kapitel, das 
von Anfang an auch im Dienst der ESVP stehen sollte. 

Im 2003 veröffentlichten Weißbuch zur Weltraumpolitik 
stützt sich die EU-Kommission im Wesentlichen auf vier 
Argumente, die eine Ausdehnung der Aktivitäten in diesem 
Feld begründen sollen.19 Ein wichtiges Motiv ist die Sicher-
stellung eines autonomen EU-Zugangs ins All. Da der Welt-
raum als entscheidender Bereich für viele Politikfelder der 
EU angesehen wird, gilt der Zugang zu Technologien und 
Trägerraketen bzw. Startkapazitäten als strategische Res-
source der EU-Politik. Auch die Nutzung des Weltraums 
für die europäische Sicherheit und Verteidigung wird als ein 
wichtiges Argument betrachtet, da „Raumfahrttechnologie, 
-infrastruktur und -dienste […] ein wesentlicher Baustein 
für einen der dynamischsten Politikbereiche der EU - die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und 
die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
(ESVP) [sind].“20 

Insgesamt wird auch auf das Gebiet der Weltraumpolitik 
der Topos einer aktiven und unabhängigen Weltpolitik für 
die EU übertragen, die dem ökonomischen Gewicht der 
Union in der Welt entsprechen müsse. So weist Pia Kohorst 
in einer Analyse der europäischen Weltraumpolitik darauf 
hin, dass der Weltraum für die EU in zweierlei Hinsicht 
von strategischer Bedeutung ist. Zum einen dank seiner 
„Katalysatorfunktion für eine wirtschaftliche Führungsrol-
le der EU auf dem Gebiet der Weltraumtechnologien und 
-anwendungen. Zum anderen erfüllt der Weltraum eine 
emanzipatorische Funktion für die wachsende und in po-
litischer, wirtschaftlicher und militärischer Hinsicht selbst-
ständig agierende Europäische Union.“21 Ebenso sind die 
Autoren des Weißbuchs zur Raumfahrtpolitik davon über-
zeugt, „dass die Raumfahrt Europa dabei helfen wird, ein 
besserer Nachbar und ein respektierter Partner der globalen 
Gemeinschaft zu sein. […] Außerdem wird die Europä-
ische Union besser für eine globale Führungsrolle auf po-
litischem, wirtschaftlichem und wissenschaftlichem Gebiet 
ausgestattet.“22 Die angestrebte Rolle als globaler Akteur, 
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wie sie in der Europäischen Sicherheitsstrategie dargelegt 
wurde, findet ihre Entsprechung in der strategisch wich-
tigen Weltraumpolitik. 

Einen ersten Schritt zur Förderung militärischer Raum-
fahrtaktivitäten machte eine von der EU-Kommission im 
Jahr 2001 gebildete Beratergruppe, die sich mit der Situa-
tion im Luft- und Raumfahrtsektor beschäftigen sollte. An 
der illustren Runde nahmen neben fünf Mitgliedern der 
Kommission, zwei EU-Parlamentariern und Javier Solana, 
dem Hohen Repräsentanten für die GASP, auch sieben Vor-
standsvorsitzende bzw. Geschäftsführer der wichtigsten eu-
ropäischen Luft-, Raumfahrt- und Rüstungsunternehmen 
teil.23 In ihrem Abschlussbericht mit dem klangvollen Na-
men „STAR21“ fordert sie zur Förderung der militärischen 
Fähigkeiten und der industriellen Basis der EU u.a. die Ent-
wicklung „komplett in Europa verankerter Weltraumver-
teidigungs- und -sicherheitskapazitäten für Überwachung, 
Aufklärung und Führung inklusive Telekommunikation 
und Ortung.“24  Im Juni 2004 setzte die EU-Kommissi-
on eine weitere Expertenrunde ein, die sich mit konkreten 
Problemen und Lösungen bei der Weltraumnutzung für die 
militärischen Ambitionen der EU beschäftigte. Unter den 
Schlussfolgerungen im Bericht dieses „Sachverständigen-
gremiums zu Weltraum und Sicherheit“ (SPASEC) findet 
sich die Forderung, dass „den Sicherheitsanwendungen im 
Weltraum eine hohe Relevanz im bevorstehenden Europä-
ischen Weltraumprogramm eingeräumt werden sollte.“25 
Im Einzelnen werden, neben dem schon bekannten Trio aus 
Satellitenaufklärung, Telekommunikation und Navigati-
on/Positionierung, Satelliten zum weltweiten Abhören von 
funkgestützter Kommunikation und zur Ortung elektro-
magnetischer Strahlung, etwa von Radaranlagen (insgesamt 
als Signal Intelligence (SIGINT) bezeichnet), ein Frühwarn-

system zur globalen Erkennung von Raketenstarts und ein 
unabhängiges europäisches Weltraumüberwachungssystem 
gefordert.26 Die nächsten Schritte nach der Fertigstellung 
von Galileo, etc. sind damit schon vorgezeichnet. 

Eine breite Front einflussreicher Akteure ist sich also ei-
nig: Eine Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die europä-
ische Werte und Interessen weltweit und mit möglichst allen 
Mitteln durchsetzten will, kann nicht ohne Weltraumsyste-
me auskommen. Vorangetrieben werden entsprechende Be-
mühungen von einem Konglomerat aus EU-Kommission, 
Rat und der europäischen Raumfahrt-/Rüstungsindustrie 
sowie einigen wissenschaftlichen Beratern, die meist aus 
nationalen Raumfahrtagenturen oder staatsnahen For-
schungsinstituten kommen. Innerhalb dieser Institutionen 
und Verbände sind Vertreter aus den großen EU-Staaten 
mit eigenen nationalen Raumfahrtprogrammen und -agen-
turen die stärksten Triebkräfte. Dazu zählen insbesondere 
Frankreich und Deutschland sowie Italien und Spanien, 
während Großbritannien, wie in vielen anderen Fragen 
der Militarisierung der EU, eine eher ambivalente Positi-
on einnimmt. Eine besondere Rolle kommt des Weiteren 
der europäischen Raumfahrtorganisation ESA zu, die sich 
seit einigen Jahren zunehmend affirmativ gegenüber einer 
wachsenden Rolle Europas bei der militärischen Nutzung 
des Alls zeigt und entsprechenden EU-Plänen auf wissen-
schaftlicher bzw. technischer Ebene zuarbeitet. Die beiden 
Organisationen haben zu diesem Zweck 2003 einen Koope-
rationsvertrag unterzeichnet. Schließlich sollte der Einfluss 
der Industrie in der beschriebenen Akteurskonstellation 
nicht unterschätzt werden, da ihre Vertreter an allen offi-
ziellen und mit einiger Sicherheit auch an den inoffiziellen 
Beratungsprozessen teilnehmen, wie etwa in der STAR21- 
und der SPASEC-Gruppe. 

Galileo-Satellitensystem, Bild: ESA
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Kosten der Aufrüstung im All
Neben der Formulierung von Zielen für die europäische 

Raumfahrtpolitik hat sich die Kommission in ihrem Weiß-
buch auch mit den dabei anfallenden Kosten beschäftigt. Sie 
kommt zu dem Schluss, dass die jährlichen Ausgaben aller 
staatlichen Akteure im europäischen Raumfahrtsektor von 
€ 5,38 Mrd. im Jahr 2004 auf € 8,08 Mrd. im Jahr 2013 
gesteigert werden müssten, um die gesetzten Ziele in vollem 
Umfang zu erreichen.27 Die mit Abstand größte Steigerung 
soll dabei auf die Ausgaben im Bereich „Sicherheit“ entfal-
len, die bis 2013 um € 750 Mio. erhöht werden sollen.28 
Nur mit einer solchen Steigerung können der Kommission 
zufolge die geforderten „umfangreichen sicherheits-/ und 
verteidigungsrelevanten Raumfahrtentwicklungen“ durch-
geführt werden.29 

Im Anschluss an das Weißbuch hat auch das SPASEC-
Beratergremium ungefähr veranschlagt, wie viel Geld in 
Zukunft für sicherheitsrelevante Weltraumsysteme ausge-
geben werden sollte. Ausgehend von den öffentlichen Ge-
samtausgaben in diesem Segment in Europa, die nach An-
gaben des SPASEC-Berichts im Jahr 2004 bei ca. € 1 Mrd. 
lagen, wird prognostiziert, dass bis 2012 eine Verdopplung 
dieses Betrags auf rund € 2 Mrd. pro Jahr nötig sein wird.30 
An dieser Stelle wird beispielhaft der Einfluss der Raum-
fahrt- und Rüstungslobby deutlich, denn diese Vorhersage 
und die zugrunde liegenden Berechnungen, die noch über 
die im Weißbuch anvisierte Steigerungsrate hinausgehen, 
übernahm das Gremium direkt von EUROSPACE, dem 
Branchenverband der europäischen Raumfahrtindustrie.31 

Auch wenn die Werte der beiden Prognosen sich gering-
fügig unterscheiden, sind sie sich doch einig darin, dass die 
Ausgaben für spezifische ESVP-relevante Weltraumsysteme 
drastisch gesteigert werden sollen. Darüber hinaus ist zu be-
denken, dass die hohen Ausgaben für die Projekte GMES 
und Galileo, die neben ihrer zivilen Nutzung auch Anwen-
dungen im Rahmen der ESVP unterstützen, in diesen Be-
rechnungen nicht inbegriffen sind. Sie werden mit zusätz-
lichen Mitteln aus zivilen Etats finanziert.

Synergien durch zivil-militärische Nutzung?
Eine zentrale Position im Gesamtkonzept der Militarisie-

rung des Weltraums kommt der dualen Nutzung (dual-use) 
der verwendeten Technologien und Systeme zu. Gemeint 
ist ihr möglicher Einsatz sowohl für zivile als auch für mi-
litärische Zwecke. Von der Verbindung ziviler mit militä-
rischen Raumfahrtprojekten verspricht man sich in der EU 
den effektiveren Einsatz von Finanzmitteln, vor allem aber 
wohl eine Steigerung der Akzeptanz öffentlicher Ausgaben 
in diesem Bereich. Diese Intention kann etwa beim Satel-
litennavigationssystem Galileo unterstellt werden, denn 
mit der Behauptung, Galileo sei ein ziviles System, kann 
legitimiert werden, dass es ausschließlich aus zivilen Etats 
finanziert wird.

Der Begriff dual-use und die oft angeführten Synergien 
verschleiern bewusst, dass es sich bei dem Konzept letzt-
lich um eine Einbahnstraße handelt. Während militärisch 

konzipierte Systeme weiterhin ausschließlich militärischen 
Nutzern vorbehalten bleiben, sollen zivile Systeme für mi-
litärische Anwendungen zugänglich gemacht werden. Auf 
diesem Wege können Mittel, die eigentlich nicht für das 
Militär vorgesehen oder als solche deklariert sind, an den 
Augen der Öffentlichkeit vorbei für Rüstungszwecke aus-
gegeben werden. Die Behauptung, so könnten ansonsten 
brachliegende Potenziale sinnvoll ausgeschöpft werden, 
entspricht dabei nicht der Wahrheit, denn um ein System 
militärisch zu nutzen, fallen immer zusätzliche Kosten an. 
Sogar die EU-Kommission gibt dies zu, wenn sie z.B. in 
einer Mitteilung zum Thema GMES feststellt: „Eine echte 
duale Nutzung bedeutet nichts anderes als die gemeinsame 
zivile und militärische Nutzung von Daten. Technisch ge-
sehen führt dies zu Zusatzkosten für das Bodensegment, wo 
die Trennung zwischen zivilen und militärischen Systemen 
auch weiterhin bestehen bleibt.“32 Darüber hinaus stehen 
alle Satellitenkapazitäten, die für militärische Zwecke ge-
nutzt werden, ob es sich nun um Sendefrequenzen oder 
Satellitenbilder handelt, zivilen Anwendern nicht mehr zur 
Verfügung. Im Hinblick auf die Sicherheit im Weltraum 
erhöht sich außerdem die Gefahr für die zivile Satelliten-
Infrastruktur im Falle einer Konfrontation, wenn die Un-
terscheidung zwischen militärischen und zivilen Systemen 
weiter verwischt wird und Letztere dadurch ins Visier geg-
nerischer Militärs geraten. 

Projekte der Weltraummacht Europa – EUSC, Galileo 
und GMES
Die programmatische Diskussion um eine kohärente EU-

Strategie für den Weltraumsektor wird durch konkrete Pro-
jekte vervollständigt, die in den letzten zehn Jahren in An-
griff genommen wurden, um Satellitentechnologie für die 
politischen und militärischen Ziele der EU zu nutzen. Zu 
diesen Projekten zählen die Einrichtung des EU-Satelliten-
zentrums (EUSC), ferner das Satellitennavigationssystem 
Galileo und die „globale Umwelt- und Sicherheitsüberwa-
chung“ kurz GMES. Für das EUSC, das eingerichtet wurde, 
um den Bedarf an Satellitenbildern und darauf gestützten 
Lageinformationen zu decken, der durch die Entwicklung 
der ESVP entstand, werden Jahr um Jahr ca. € 10 Mio. 
ausgegeben.33 Während in diesem Fall der militärische Cha-
rakter wenigstens offen beim Namen genannt wird, wer-
den GMES und insbesondere Galileo als zivile Projekte mit 
vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten dargestellt. Gleich-
wohl sind beide als Instrumente für Sicherheitspolitik und 
Militäreinsätze von größtem Wert. Beide Projekte stellen 
dementsprechend Prototypen der in den europäischen Stra-
tegiepapieren geforderten dual-use-Systeme dar.  

GMES ist ein Vernetzungsprojekt, das Daten verschie-
dener europäischer Erdbeobachtungssatelliten und boden-
gebundener Messstationen zusammenführen und diese pri-
mär für Nutzer aus der EU aufbereiten soll.34 Den Kern 
des Projekts bilden 30 Erdbeobachtungssatelliten, die den 
Großteil der benötigten Daten liefern sollen, darunter prak-
tisch alle bestehenden und geplanten Erdbeobachtungspro-
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gramme in Europa aus dem zivilen bzw. dual-use Bereich.35 
Der Aufbau von GMES erfolgt durch eine Vielzahl von 
Einzelprojekten, die sich mit spezifischen Anwendungs-
möglichkeiten und den Verwaltungsstrukturen befassen. 
Nach Angaben von „FTE info“, dem Forschungsmagazin 
der EU, belaufen sich die Gesamtkosten für GMES auf € 5 
Mrd. in einem Zeitraum von zehn Jahren (gemeint ist wohl 
2004-2013).36 Das Ziel der Initiative definiert die EU-
Kommission wie folgt: „In einer Zeit, wo die Informations-
nachfrage geostrategische Auswirkungen hat, zielt GMES 
darauf ab, eine Kapazität zu schaffen, die es Europa ermög-
licht effektiv ihre Interessen zu vertreten, und den Heraus-
forderungen und Bedrohungen in einem weiten politischen 
Bereich gerecht zu werden.“37 Volker Liebig, der Leiter der 
zuständigen Abteilung bei der ESA, führt ein weiteres Mo-
tiv an: „Die zu Grunde liegende Idee […] ist die Unab-
hängigkeit Europas, das sich auf seine eigenen globalen In-
formationen verlassen können muss.“38 Günter Verheugen 
charakterisierte die mit GMES verfolgten Ambitionen pas-
send, als er bei einer Fachkonferenz 2007 feststellte, die EU 
melde sich mit diesem Projekt als „Weltraummacht“ an.39 
Welche Informationen durch GMES zur Verfügung gestellt 
werden sollen, wurde im Januar 2003 bei einer Konferenz 
zur Sicherheitskomponente des Programms festgehalten: 
„Ob wir routinemäßige Lageüberwachung, den Vorlauf ei-
ner Krise oder die Durchführung von Operationen betrach-
ten, wir brauchen rechtzeitig genaue Aufklärungsbilder, um 
den politischen und militärischen Entscheidungsprozess zu 
unterstützen.“40 In der Aufbauphase von 2004-2008 wur-
den schließlich eine Reihe von Einzelprojekten gestartet, 
durch die Anforderungen befriedigt und Probleme gelöst 
werden, die sich speziell auf den Einsatz von GMES für 
militärische Zwecke beziehen. Hier finden sich sowohl auf 
der Nutzerseite als auch bei den Projektpartnern zahlreiche 
militärische Einrichtungen bzw. nationale Armeen. 

Unter den Projekten der europäischen Weltraumpolitik 
wurde dem Navigationssystem Galileo über die letzten 
Jahre mit Abstand die größte öffentliche Aufmerksamkeit 
zuteil. Eher im Hintergrund wurde dabei diskutiert, ob es 
sich bei Galileo wirklich um eine zivile Alternative zu den 
militärischen Systemen Glonass und GPS aus Russland 

bzw. den USA handelt. Folgt man der offiziellen Position 
aus Brüssel, so könne z.B. nach den Worten des EU-Ver-
kehrskommissars Jacques Barrot kein Zweifel daran beste-
hen, dass Galileo „ein ziviles System unter ziviler Kontrolle“ 
sei, das allenfalls auch militärisch genutzt werden könne.41 
Diese Einschränkung verschweigt, dass Teile der System-
architektur von Galileo speziell auf die Anforderungen der 
militärischen Nutzung ausgelegt sind und für militärische 
EU-Gremien die Möglichkeit besteht, in die Kontrolle des 
Systems einzugreifen. Bei näherer Betrachtung bleibt also 
sowohl von dem angeblich zivilen System als auch von der 
zivilen Kontrolle wenig übrig. 

Nach seiner Fertigstellung im Jahr 2013 wird Galileo aus 
einer Konstellation von 30 Satelliten und einem weltum-
spannenden Netz von Bodenstationen bestehen. Gegen-
über GPS versprechen sich die Entwickler von der Satel-
liten-Konstellation gesteigerte Positionsgenauigkeit und 
eine höhere Zuverlässigkeit des Systems insbesondere in 
nördlichen Regionen etwa in Skandinavien sowie in urba-
nen Gebieten. So soll mit Galileo im städtischen Bereich 
eine 95%ige Abdeckung gegenüber 50% bei GPS erreicht 
werden.42 Auf Basis dieser Infrastruktur wird Galileo fünf 
Dienste anbieten, u.a. einen frei zugänglichen Service ähn-
lich dem öffentlichen GPS-Signal.43 Von besonderer Be-
deutung für die Diskussion um die militärische Nutzung 
ist der Öffentlich Regulierte Dienst („Public Regulated 
Service“ – PRS). Der PRS soll sich durch garantierte Kon-
tinuität, erhöhte Präzision und besondere Resistenz gegen-
über Störungen aller Art auszeichnen. Er wird verschlüsselt 
gesendet, sodass nur von der EU autorisierte Nutzer Zu-
gang erlangen können. Der PRS wird so eingerichtet sein, 
dass er auch in Krisenfällen und insbesondere dann, wenn 
andere Galileo-Dienste gestört oder abgeschaltet sind, wei-
ter genutzt werden kann. In Großbritannien sieht man die 
Entwicklung des PRS mit Argwohn und stand zumindest 
bis 2005 seiner militärischen Nutzung skeptisch gegenüber. 
So stellte der Verkehrsausschuss des britischen Unterhauses 
in einer Sitzung zu Galileo im Jahr 2004 fest: „Der Nutzen 
des Dienstes ist ungeklärt, die Regierung Großbritanniens 
hat gesagt, dass sie ihn überhaupt nicht nutzen will und 
es gibt starke Vermutungen, dass zumindest ein Land ihn 
für militärische Zwecke nutzen möchte.“44 Gleichzeitig sei 
klar, „dass die Bereitstellung eines solchen Dienstes zusätz-
liche Kosten verursachen wird.“45 Kosten, für die es offen-
sichtlich keine zivile Rechtfertigung gibt. In der Folgezeit 
zeichnete sich allerdings zunehmend deutlich ab, dass viele 
EU-Mitglieder den Einsatz dieses militärischen Dienstes 
durch ihre Streitkräfte planen. Als ein Vorteil von Galileo 
gegenüber GPS wird regelmäßig hervorgehoben, dass das 
europäische System ein ununterbrochenes Signal auch in 
Krisenzeiten garantiere, da es unter ziviler Kontrolle ste-
he.46 Demgegenüber legte die EU-Kommission schon 2001 
bezüglich des öffentlichen Galileo-Signals fest: „In Kri-
senzeiten wird dieses Signal eingestellt (gestört), um eine 
Nutzung in böswilliger Absicht zu verhindern.“47 Wohlge-
merkt soll nur das öffentliche Signal abgeschaltet werden, GMES-System, Bild: ESA
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das PRS-Signal wird ja im Krisenfall von den europäischen 
Armeen gebraucht. Zivil ist die Kontrolle über Galileo also 
nur solange, wie keine militärisch-relevanten Entschei-
dungen zu fällen sind. Tritt eine Krise ein, übt der Rat die 
Kontrolle aus, der in diesem Fall wohl aus den nationalen 
Verteidigungsministern oder den Staats- und Regierungs-
chefs zusammengesetzt sein würde. Bisher wurden ca. € 1,5 
Mrd. für das Vorhaben ausgegeben.48 Bis 2013 werden nach 
offiziellen Angaben weitere € 3,4 Mrd. an öffentlichen Mit-
teln benötigt.49 Nach Recherchen des „Spiegel“ werden die 
wirklichen Zusatzkosten allerdings eher bei € 5-10 Mrd. 
liegen.50 Dieses Geld wird für ein Projekt ausgegeben, das 
in entscheidenden Elementen militärische Züge trägt und 
im zivilen Bereich in Zukunft mit bis zu vier globalen Navi-
gationssystemen konkurrieren muss, da neben der EU und 
den USA auch Russland und China ernsthafte Anstrengun-
gen zum Aufbau entsprechender Systeme unternehmen. 

Militärische Weltraumnutzung unter verschärfter Kon-
kurrenz
Zu den Problemen und Gefahren, die mit der Militari-

sierung der Weltraumpolitik in der EU zusammenhängen, 
gehört die wachsende Wahrscheinlichkeit von Konfronta-
tionen im All. Die EU ist zwar nicht die einzige und auch 
nicht die wichtigste Kraft hinter der aktuell forcierten Mi-
litarisierung des Weltraums, eine wesentlichere Rolle spie-
len die USA und auch China ist ein wachsender Faktor in 
diesem Prozess. Allerdings werden ihre steigenden Raum-
fahrtausgaben – mindestens € 10 Mrd. bis 2013 allein für 
Galileo und GMES und jährliche Mittel für militärische 
Weltraumsysteme von bis zu € 4 Mrd. im selben Zeitraum 
– der EU mittelfristig den zweiten Platz im Konzert der 
Weltraummächte sichern. Schon allein deshalb ist die Rich-
tung, die die Union in diesem Politikbereich einschlägt, von 

globaler Bedeutung.
Auf allen Seiten werden im Zuge der Aufrüstung im 

Weltraum früher getroffene Verträge zunehmend ausge-
höhlt. So wurde das Gebot, den Weltraum nur friedlich 
zu nutzen, soweit verdreht, dass mittlerweile nur noch von 
einer nicht-aggressiven Nutzung die Rede ist, die allerdings 
angesichts des realen Einsatzes von Satellitensystemen für 
aggressive Kampfhandlungen nur einen notdürftigen Ver-
such darstellt, den Schein der Rechtmäßigkeit zu wahren. 
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen ist entschie-
denes Gegensteuern und insbesondere eine Neuauflage 
internationaler Abkommen gegen die Militarisierung des 
Weltraums nötig, unter Berücksichtigung der gewachsenen 
Relevanz von Satelliten für die Kriegsführung. Innerhalb 
der EU muss eine wirklich zivile Weltraumpolitik den Platz 
der Raumfahrt in Tarnfarben einnehmen. Letztlich geht es 
darum, die Konkurrenz bei der Erkundung und Nutzung 
des Alls zugunsten echter Zusammenarbeit im Interesse al-
ler Menschen aufzugeben, wie es schon 1967 im Zusam-
menhang mit dem UN-Weltraumvertrag gefordert wurde.
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Am 19. Februar verabschiedete das Europäische Parla-
ment zwei Berichte, die einen großen Schritt in Richtung 
einer europäischen Militärunion darstellen: Zum einen den 
Bericht des baden-württembergischen Abgeordneten Karl 
von Wogau (CDU) zur „Europäischen Sicherheitsstrate-
gie“ und zum anderen den des in Frankreich gewählten 
finnischen Konservativen Ari Vatanen „über die Rolle der 
NATO im Rahmen der Sicherheitsarchitektur der EU“. 
Beide setzen sich ein für weitere Intensivierung des EU-Mi-
litarisierungsprozesses. Der Bericht Ari Vatanens offenbart 
darüber hinaus auch tiefe Einblicke in das Weltbild, das 
sich – abseits konkreter ökonomischer Interessen – hinter 
dieser Militarisierung verbirgt. 

Wogau: Militärische Interessensdurchsetzung
Der Bericht unter Federführung von Karl von Wogau setzt 

sich massiv für den Ausbau der EU-Truppen ein. Dort wird 
gefordert, „dass die Europäische Union ihre Fähigkeiten auf 
der Grundlage der zivilen und militärischen Planziele weiter 
ausbauen sollte; stellt fest, dass sie bestrebt sein sollte, eine 
Streitmacht von 60 000 Soldaten zur ständigen Verfügung 
zu haben; bekräftigt seinen Vorschlag, dass das Eurokorps 
den Kern dieser Streitkräfte bilden sollte, nötigenfalls ver-
stärkt durch zusätzliche See- und Luftkapazitäten.“ (Absatz 
45) 

Der Bericht benennt klar, was es mit dieser Truppe zu 
tun gilt, nämlich, „dass die Europäische Union ihre strate-
gische Autonomie durch eine starke und wirksame Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik entwickeln muss, um 
[...] ihre Interessen in der Welt zu vertreten.“ (Absatz 1) 
Anschließend wird präzisiert, dass der Aufgabenkatalog fol-
gende Aspekte umfassen soll, den „Schutz ihrer Bürger und 
ihrer Interessen innerhalb wie außerhalb der Europäischen 
Union, die Sicherheit ihrer Nachbarländer, den Schutz ihrer 
Außengrenzen und kritischer Infrastrukturen sowie die Ver-
besserung ihrer Computer- und Netzsicherheit, die Sicher-
heit der Energieversorgung und der Seewege, den Schutz 
ihrer Weltraumressourcen und den Schutz gegen die Folgen 
des Klimawandels.“ (Absatz 19) 

Brisant ist dabei nicht nur die Absicht, die EU-Energie-
zufuhr notfalls mit Gewalt zu gewährleisten, sondern auch 
das Bestreben, den Weltraum zu militarisieren. Der Report 
„erachtet es als notwendig, die Nutzung von Galileo und 
GMES für Sicherheitsund Verteidigungszwecke zu ermög-
lichen.“ (Absatz 50) Dies ist hochproblematisch, denn das 
EU-Satellitenprojekt Galileo wird aus dem EU-Haushalt 
unter anderem aus dem Transporthaushalt bezahlt. Nach 
dem weiterhin gültigen Vertrag von Nizza verbietet sich je-

doch eine militärische Nutzung von Geldern des EU-Haus-
haltes. 

Generell untersagt der Nizza-Vertrag die Aufstellung 
eines eigenständigen EU-Rüstungshaushalts. Aus diesem 
Grund wird versucht, über diverse Umwege Gelder für 
die nächsten Militärmissionen und Kriege zu akquirieren. 
Der Wogau-Bericht verlangt mehr Mittel für die „Sicher-
heitsforschung“. Er „fordert eine Aufstockung der Gemein-
schaftsmittel für die Sicherheitsforschung und die Förde-
rung gemeinsamer Forschungsprogramme der Kommission 
und der EVA [Europäische Verteidigungsagentur].“ (Absatz 
63) Diese Ausgaben sollen dabei sowohl militärischen als 
auch sonstigen Zwecken dienen (bspws. zur Migrationsab-
wehr oder für die innere „Sicherheit“) und so zu Synergie-
effekten führen: „[Der Bericht] fordert mit Nachdruck, 
dass die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten ihre 
Anstrengungen auf die gemeinsamen Kapazitäten kon-
zentrieren, die sowohl für Verteidigungs- als auch für Si-
cherheitszwecke eingesetzt werden können; hält in diesem 
Zusammenhang die satellitengestützte Aufklärung sowie 
Einsatzgeräte für die Überwachung und Frühwarnung, un-
bemannte Fluggeräte, Hubschrauber und Telekommuni-
kationsausrüstung sowie den Luft- und Seeverkehr für be-
sonders wichtig; fordert eine gemeinsame technische Norm 
für geschützte Telekommunikation und Mittel zum Schutz 
kritischer Infrastrukturen.“ (Absatz 48) Konsequenterweise 
setzt sich der Bericht deshalb für die weitere Vermischung 
ziviler und militärischer Fähigkeiten ein, er „stellt fest, dass 
bei dieser Politik sowohl zivile als auch militärische Mittel 
und Kapazitäten zum Einsatz kommen müssen.“ (Absatz 6) 
Auch die Herausbildung eines einheitlichen europäischen 
Rüstungsmarktes wird explizit begrüßt, der Bericht „be-
fürwortet nachdrücklich den Ausbau eines europäischen 
Verteidigungs- und Sicherheitsmarktes durch Annahme 
der Legislativvorschläge der Kommission zum öffentlichen 
Beschaffungswesen und zur innergemeinschaftlichen Ver-
bringung und empfiehlt weitere Initiativen, um dieses Ziel 
zu erreichen.“ (Absatz 60)

Vatanen: Intensivierung der NATO-EU-Zusammenarbeit
Der Bericht unter der Federführung von Ari Vatanen 

(EVP, ein aus Finnland stammender in Frankreich gewähl-
ter Konservativer) zur Zusammenarbeit zwischen EU und 
NATO ist noch schlimmer als sein Wogau-Pendant. In sei-
nem Zentrum steht die Forderung nach einer noch engeren 
Zusammenarbeit beider Organisationen. 

Zunächst widmet sich der Bericht jedoch der Intensivie-
rung der EU-Militarisierung, indem er „fordert, dass das 
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vorhandene Instrumentarium der Europäischen Union zur 
Krisenbewältigung weiterentwickelt [...] und militärisch 
schlagkräftiger werden wird, da die Union nur so über die 
notwendigen Kräfte verfügen kann, die sie in die Lage ver-
setzen, ihre einzigartigen Möglichkeiten in den Bereichen 
Konfliktverhütung und Konfliktbewältigung auszuschöp-
fen.“ (Absatz 4) Zu diesem Zweck unterstützt der Bericht 
u.a. „die Schaffung eines operationellen EU-Hauptquartiers 
unter der Leitung des Vizepräsidenten der Kommission/ des 
Hohen Vertreters, das den Auftrag hat, die militärischen 
ESVP-Operationen zu planen und durchzuführen.“ (Ziffer 
23) Kern des Berichtes ist jedoch die Forderung nach einer 
Intensivierung der EUNATO- Kooperation. Grundtenor 
ist, „dass die Beziehungen zwischen der Europäischen Uni-
on und den Vereinigten Staaten gestärkt werden sollten.“ 
(Paragraf O) Hierfür sollte „die Synergie zwischen der EU 
und der NATO in bestimmten militärischen Bereichen 
durch gemeinsame Pilotvorhaben gestärkt werden.“ (Para-
graf R) Mit dem Ausbau der EU-NATO-Zusammenarbeit 
soll eine neue Macht- und Arbeitsverteilung einhergehen: 
Die EU-Staaten sollen die USA künftig stärker militärisch 
unterstützen, im Gegenzug sollen die Vereinigten Staaten 
EU-Interessen künftig in deutlich größerem Maße als bis-
lang berücksichtigen. Hierfür fordert der Bericht „einen 
spürbaren Anstieg des Anteils der gemeinsamen Kosten bei 
jeder Militäroperation der NATO und der Europäischen 
Union; stellt fest, dass sowohl was die Größenordnung an-
geht als auch was die Effizienz der Verteidigungsausgaben 
betrifft, ein großer Unterschied zwischen den europäischen 
Mitgliedern der NATO auf der einen Seite und den Verei-
nigten Staaten auf der anderen Seite besteht; fordert die Eu-
ropäische Union auf, einen gerechteren Anteil an der Last 
zu tragen; fordert ferner die USA auf, mehr Bereitschaft an 
den Tag zu legen, ihre europäischen Verbündeten zu Fragen 
im Zusammenhang mit Frieden und Sicherheit zu konsul-
tieren.“ (Ziffer 34) 

Weiter pocht der Vatanen-Bericht darauf, dass die „Ber-
lin-Plus-Vereinbarungen [...] verbessert werden müssen.“ 
(Absatz 13) Dabei handelt es sich um ein im März 2003 
verabschiedetes Abkommen, mit dem geregelt wurde, dass 
die Europäische Union für Militäreinsätze auf Kapazitäten 
der NATO zurückgreifen kann, wie dies etwa in Bosnien 
geschieht. 

Besonders delikat ist in diesem Zusammenhang, dass und 
wie der Bericht versucht, einen erheblichen Stolperstein für 
die Intensivierung der NATO-EU-Zusammenarbeit aus 
dem Weg zu räumen. Denn für den Austausch sensibler In-
formationen bei strategischen Treffen ist die Teilnahme am 
NATO-Programm „Partnerschaft für den Frieden“ (PfP) die 
Mindestanforderung. Da Zypern als einziges EU-Land we-
der NATO-Mitglied ist noch an PfP teilnimmt, wird dem 
Land der Zutritt zu diesen Treffen verweigert, gleichzeitig 
muss aber deshalb bislang die gesamte östliche Ägäis aus 
Berlin-Plus ausgeklammert bleiben. Auch in anderen Berei-
chen steht die zypriotische Position einer deutlichen Stär-
kung der NATO-EU-Kooperation im Weg. Deshalb legt 

der Vatanen-Bericht „Zypern als einem EU-Mitgliedstaat 
nahe, seine politische Haltung zu seiner Mitgliedschaft in 
der Partnerschaft für Frieden zu überdenken.“ (Absatz 40) 
Dies könnte auch den Weg ebnen, um Berlin-Plus auf brei-
ter Front auszubauen, u.a. indem ein umgekehrtes Verfahren 
etablieren wird, bei dem die NATO für ihre Kriege künftig 
grundsätzlich Zugriff auf zivile Fähigkeiten der EU erhalten 
soll („Berlin-Plus-Reverse“). Der zypriotische Präsident Di-
mitris Christophias stellte in Moskau die Position der zyp-
riotischen Regierung gegen eine Mitgliedschaft Zyperns in 
PfP-Programm klar: „Die NATO ist ein Bündniss, das der 
Vergangenheit angehören sollte.“ Für einen EU-Staatschef 
ungewöhnlich klares Statement gegen die NATO. 

Besonders unangenehm fällt die – innerhalb der Eliten 
weit verbreitete – Sichtweise auf, Frieden könne nur mit 
militärischer Gewalt gesichert werden. Dies wird sehr deut-
lich anhand der Passagen über Atomwaffen, die weiterhin 
als unumstößliches Fundament europäischer Sicherheitspo-
litik betrachtet werden. Im Bericht wird festgestellt, „dass 
die gemeinsame Verteidigung Europas auf einer Kombi-
nation konventioneller und atomarer Streitkräfte beruht.“ 
(Paragraf S) Im Berichtsentwurf wurde sogar noch unter-
mauert, „dass die strategischen Atomstreitkräfte der Alli-
anz letztendlich Garant der militärischen Sicherheit für die 
Verbündeten sind.“ (Berichtsentwurf: Paragraf M) Die sich 
auch Artikel VI des Nuklearen Nichtverbreitungsvertrages 
ergebende bindende Verpflichtung der Atomwaffenstaaten, 
ihr Arsenal schnellstmöglich abzurüsten, wird dabei mit 
keinem Wort erwähnt. Ein Änderungsantrag der GUE/ 
NGL, der forderte, dass die EU darauf hinwirken solle, 
Atomwaffen auf ihrem Territorium zu beseitigen, wurde 
mit 494 zu 119 Stimmen abgelehnt (bei 26 Enthaltungen). 
Nahezu geschlossen stimmte auch die PSE (sozialdemokra-
tische Fraktion im EP) einschließlich der deutschen Sozial-
demokraten gegen diesen Antrag. 

Fast noch bedenklicher war das Abstimmungsverhalten 
zu den das Völkerrecht und die UN-Charta betreffenden 
Passagen. So wurde ein Änderungsantrag der GUE/ NGL, 
der das in der UN-Charta verankerte Recht eines jeden 
souveränen Staates bekräftigt, selbst zu entscheiden, wel-
cher Organisation er beitritt, mit 434 zu 193 Stimmen zu-
rückgewiesen (15 Enthaltungen). Auch hier sprach sich die 
PSE inklusive der deutschen Sozialdemokraten gegen den 
Antrag und damit gegen ein wesentliches Prinzip der UN-
Charta aus. Ein weiterer Änderungsantrag, der einforder-
te, dass das in der UN-Charta festgelegte Prinzip, dass alle 
UN-Mitglieder davon Abstand nehmen gegen die territori-
ale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines 
Staates vorzugehen, respektiert wird, wurde ebenfalls abge-
lehnt (mit 472 gegen 141 Stimmen bei 32 Enthaltungen). 
Wieder stimmten die Sozialdemokraten nahezu geschlossen 
gegen den Antrag. Schließlich wurde auch ein Antrag, der 
für eine strikte Trennung von EU und NATO plädierte, 
deutlich mit 500 zu 95 Stimmen (52 Enthaltungen) abge-
lehnt. 

Während Karl von Wogau offen einräumt, die weitere 
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Militarisierung der Europäischen Union sei erforderlich, 
um direkte ökonomische und strategische Interessen ggf. 
militärisch durchzusetzen, leitet sein Kollege Vatanen di-
ese Notwendigkeit eher aus einer verquasten, pseudophi-
losophischen Lebensanschauung ab. Sein Explanatory 
Statement, mit der er seine Forderungen in einen breiteren 
Zusammenhang rückt und begründet, offenbart ein kru-
des Weltbild, in dem ein hobbesscher Kampf aller gegen 
alle im Zentrum steht und si vis pacem para bellum (Wenn 
Du Frieden willst, so rüste zum Krieg) zur obersten Ma-
xime erhoben wird: „Einige der Ideen in diesem Bericht 
werden vielleicht nicht in naher Zukunft umgesetzt, wir 
sollten jedoch versuchen, über die nächsten Wahlen hinaus 
zu schauen. Wir würden uns selbst betrügen, wenn wird der 
Auffassung wären, dass die menschliche Natur sich in den 
letzten paar 1 000 Jahren zum Besseren gewendet hat. Der 
Mensch möchte immer noch Macht über seinen Nachbarn 
ausüben, sowohl auf individueller als auch auf kollektiver 
Ebene, was oft zu katastrophalen Folgen für das Wohl aller 
führt.“ In der Le Monde diplomatique (13.3.2009) erschien 

aufgrund dieser und anderer Passagen des Vatanen- Reports 
ein bitterböser Kommentar: „Ohne Angst vor peinlichen 
Phrasen garnierten die Abgeordneten ihren Vorschlag noch 
mit der Erinnerung an „dunkle Stunden unserer Geschich-
te“, an Hitler und München, nicht ohne ein paar Zeilen 
von „Elie Wiesel, dem Holocaust-Überlebenden“ zu zitie-
ren, um die Frage anzuschließen: „Wollen wir nicht alle, 
dass uns jemand zu Hilfe kommt, wenn wir unter Tränen 
darum bitten?“ 

Es ist diese Kombination aus nackter Interessenspolitik 
und verqueren Weltbildern, die der EU-Militarisierung 
eine breite Zustimmungsbasis verschaffen. Auch wenn der 
Vatanen-Bericht nur mit einer knappen Mehrheit (293 zu 
283 Stimmen) angenommen wurde, Wogaus Vorschläge 
fanden große Zustimmung. Parlamentarisch lassen sich 
derzeit kaum bzw. nur punktuell Mehrheiten gegen diese 
Militarisierung finden, wenn es keinen verstärkten außer-
parlamentarischer Druck gibt - den wir immer wieder neu 
mobilisieren müssen.

Mitte Dezember stimmte das Europäische Parlament mit 
den Stimmen der grünen und sozialdemokratischen Frak-
tion für eine Erleichterung der Rüstungsexporte innerhalb 
der Europäischen Union. Vor allem in Kombination mit 
der Erklärung des Europäischen Rates vom 12.Dezember 
2008, in der „eine Belebung des europäischen Rüstungs-
marktes“ gefordert wird, ist nun ein Rüstungsschub in-
nerhalb der EU zu befürchten. Ziel der Richtlinie der 
Kommission ist eine Stärkung der europäischen Rüstungs-
industrie vor allem gegen die US-Rüstungsindustrie. 

Sowohl der Bericht der grünen Abgeordneten Heide 
Rühle, als auch die Stellungnahme für den Auswärtigen 
Ausschuss (AFET) der grünen Abgeordneten Angelika 
Beer, forderten eine Zustimmung zur Direktive der Eu-
ropäischen Kommission. Die Grünen machen sich damit 
zum Steigbügelhalter der europäischen Rüstungsindus-
trie. 

Das oberste Gebot des Vorschlags der Kommission für 
die Richtlinie „Zur Vereinfachung der Bedingungen für 
die innergemeinschaftlichen Verbringung von Verteidi-
gungsgütern“ ist „das reibungslose Funktionieren des Bin-
nenmarktes“ (Punkt 6). Ziel dieser Richtlinie ist es den 
innereuropäischen Rüstungsexport zu erleichtern. Das hat 
natürlich auch Effekte auf Rüstungsexporte nach außen.

Grundsätzlich bedeutet das, dass der Rüstungsexport 
zunehmen wird. An dieser Grundrichtung hat der Bericht 
von Heide Rühle (Grüne) nichts auszusetzen. Lediglich 
einzelne Änderungsanträge, wie der Ausschluss von Anti-
personenminen und Streumunition, sind positiv. Um was 
es geht, das ist im Vorabpressebericht des europäischen 

Parlamentes richtig geschrieben worden. Es geht um die 
„Stärkung der europäischen Rüstungsindustrie gegen au-
ßereuropäische Konkurrenz“.

Die Richtlinie der Kommission verstärkt den Trend der 
Oligopolisierung der Rüstungsindustrie in der EU. Sechs 
Staaten in der EU haben einen großen militärisch-indus-
triellen Komplex, haben eine starke Rüstungsindustrie: 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Schweden, 
Italien und Spanien. Es geht also um die Erleichterung 
der Rüstungsexporte vor allem dieser Länder in alle EU-
Länder. Innereuropäischer Rüstungsexport bedeutet auch 
Rüstungsexport an kriegführende Staaten - Großbritan-
nien im Irak und Deutschland in Afghanistan. Die Waffen 
werden dort eingesetzt!

In Punkt 24 der Richtlinie wird der jetzt erfreulicher-
weise rechtsverbindliche Code of Conduct wieder ischon 
wieder eingeschränkt. Da heißt es: „Da es im freien Er-
messen der Mitgliedsstaaten liegt und künftig auch liegen 
sollte, eine Ausfuhr zu genehmigen oder zu verweigern, 
sollte sich diese Zusammenarbeit nur auf eine freiwillige 
Koordinierung der Ausfuhrpolitik stützen.“  Von einer ef-
fektiven Kontrolle der Rüstungsexporte kann also keine 
Rede sein. Die der Richtlinie angehängte Liste der Ver-
teidigungsgüter lohnt sich übrigens zu lesen. Dort findet 
sich sogar ein Psychokampfstoff der seit 1997 durch die 
Chemiewaffenkonvention offiziell geächtet ist.

Wir brauchen keine Erleichterungen für den Europä-
ischen Rüstungs- und Militärmarkt; wir brauchen eine 
Richtlinie zur Abrüstung und Rüstungskonversion!“
Tobias Pflüger

Die Grünen machen sich zum Steigbügelhalter der europäischen Rüstungsindustrie 

Wir brauchen keine Erleichterungen für den innereuropäischen Rüstungs- und Militärmarkt!
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In den letzten Monaten ist es voll geworden im Meer 
vor dem Horn von Afrika. Mittlerweile kreuzen dort 20 
Kriegsschiffe sowie etliche Versorgungsschiffe. Der Indische 
Ozean ist offensichtlich zum neuen Schauplatz globaler 
Machtpolitik geworden. Militärbündnisse wie die NATO 
oder die europäische Union (EU) als auch Einzelstaaten wie 
Russland, Indien und die USA mit ihrer 5. Flotte setzen im 
Kampf gegen Piraten voll auf die militärische Karte.

Neben den genannten Akteuren haben weitere wie Chi-
na, Frankreich, Großbritannien, Südkorea und Malaysia 
nationale maritime Kontingente entsandt. Selbst der Iran, 
dessen Schiffe ebenfalls Opfer der Piraterie wurden, kün-
digte seine Präsenz an. Dass innerhalb dieser bunten Anti-
Piraten-Koalition einiges an Eskalationspotential liegt, ist 
nicht zu übersehen.

EU als Seemacht?
Am 10. November beschloss der Rat der Europäischen 

Union eine gemeinsame Anti-Piraterie-Mission unter dem 
Namen ATALANTA. Die „Gemeinsame Aktion“ ermög-
licht einen ersten Einsatz von Kriegsschiffen unter EU-
Flagge. Ihr Auftrag: „Durchführung der erforderlichen 
Maßnahmen, einschließlich des Einsatzes von Gewalt, zur 
Abschreckung, Verhütung und Beendigung von seeräube-
rischen Handlungen oder bewaffneten Raubüberfällen, die 
in den Gebieten, in denen sie präsent ist, begangen werden 
könnten“.

Insgesamt besteht ATALANTA aus sechs Kriegsschif-
fen, drei Aufklärungsflugzeugen, Hubschraubern und Ver-
sorgungsschiffen. Der deutsche Beitrag dazu, die Fregatte 
Karlsruhe, nimmt seit dem 19. Dezember 2008 an der Mis-
sion ATALANTA teil. Der Bundestag stimmte in der letz-
ten Sitzungswoche vor Weihnachten im Schnellverfahren 
diesem Vorgehen zu.

Viele Details der EU-Mission ATALANTA sind unge-
klärt. So ist völlig unklar, was mit gefangenen Piraten ge-
schehen soll. Wie etwa soll der Richtervorbehalt des Art. 
104 GG am Horn von Afrika umgesetzt werden? Sollen 
Beamte der Bundespolizei für eventuelle Verhaftungen mit 
an Bord genommen werden?

Offensichtlich will besonders die CDU/CSU das Pi-
ratenproblem als Türöffner für die Aushebelung der Auf-
gabentrennung von Polizei und Militär und Änderung der 
Art. 35 und 87a GG nutzen. Auch der Einsatzraum der 
EU-Mission lässt einige Fragen offen. Auf 500 Seemeilen 
entlang der somalischen Küste und deren „Nachbarstaaten“ 
sollen die EU-Kriegsschiffe eingesetzt werden. Also auch in 
den Küstengewässern von Kenia und Dschibouti?

Es besteht die konkrete Gefahr, dass hier rechtliche Grau-

zonen etabliert werden. Das Ziel ist eindeutig: die Bevöl-
kerung soll daran gewöhnt werden, dass der Schutz von 
ökonomisch und strategisch wichtigen Seetransporten eine 
Aufgabe der Bundeswehr und der Europäischen Union ist.

Kein Präzedenzfall
Formal stützt sich die EU-Mission auf das Seerechtsüber-

einkommen (SRÜ) und die UN-Resolution 1816. Art. 105 
des SRÜ ermöglicht außerhalb der 12-Seemeilenzone die 
Piratenbekämpfung. Aktive Pirateriebekämpfung ist da-
durch möglich - jedoch keine Verpflichtung. Verpflichtend 
ist allein die direkte Nothilfe. Mit der UN-Resolution 1816 
vom 2.6.2008 wird das Recht zur Pirateriebekämpfung auf 
die Küstengewässer vor Somalia ausgeweitet. Voraussetzung 
für eine „robuste“ Mission nach Kapitel VII der UN-Char-
ta ist eine Bedrohung des internationalen Friedens. Pirate-
rie ist jedoch nicht mehr und nicht weniger als gewöhnliche 
Kriminalität. Der Sicherheitsrat hat durch seine Entschei-
dung einen weiteren Beitrag zur Aushöhlung des Völker-
rechts geleistet.1

 Insgesamt kann die Bundeswehr bis zu 1.400 Soldaten für 
die EU-Mission ATALANTA stellen. Mit dieser Größen-
ordnung schafft sich die Regierung viel Spielraum. Es geht 
dabei auch darum, ein kurzfristiges Mandate-Switching zu 
ermöglichen. Momentan (14.1.2009) ist die Bundesmari-
ne im Rahmen der Mission ATALANTA mit 227 Soldaten 
vor dem Horn von Afrika im Einsatz. Dazu können jedoch 
ganz schnell die 277 Soldaten auf der im Rahmen von OEF 
eingesetzten „Anti-Terror-Fregatte“ MECKLENBURG-
VORPOMMERN hinzukommen, wenn sie gerade in der 
Nähe eines Piratenschiffs sind.

In einem Phoenix-Interview erklärte Verteidigungsmi-
nister Franz Joseph Jung am 2.12.08, dass Deutschland 
als Exportweltmeister Seesicherheit brauche: „Wir sind auf 
freien Seehandel angewiesen“. Mit mehr als 3.200 Schiffen 
liegt die Deutsche Handelsflotte bei der verfügbaren Trans-
portkapazität hinter Griechenland und Japan auf Platz drei. 
Bei der Containerschifffahrt belegt Deutschland den ersten 
Platz. Der aktuelle Jahresbericht des Flottenkommandos 
der Deutschen Marine stellt fest: „Die maritime Wirtschaft 
zählt mit mehr als 380.000 Beschäftigten und einem Um-
satz von rund 48 Milliarden Euro zu den wirtschaftlich 
wichtigsten und fortschrittlichsten Wirtschaftszweigen in 
Deutschland.“

Die Seeroute vor Somalia wird jährlich von etwa 50.000 
Schiffen passiert. 24.000 davon nehmen pro Jahr die Route 
durch den Golf von Aden zum Suezkanal, einen Weg den 
auch 30 Prozent des Rohöls für Europa nimmt.

Kanonenboote und Piraten
Die EU am Horn von Afrika
von Claudia Haydt
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Die somalischen Piraten
Im Jahr 2008 hat die Anzahl der Übergriffe gegenüber 

dem Vorjahr weltweit um 11% zugenommen. Es wurden 
293 Angriffe registriert. Am Horn von Afrika fanden mit 
111 Meldungen mehr als ein Drittel aller Zwischenfälle 
statt. Nigeria liegt in der Statistik des International Mari-
time Bureaus (IMB) auf Platz 2 mit 41 gemeldeten Vor-
kommnissen. Zur Zeit befinden sich vor Somalia 14 Schiffe 
und etwa 175 Seeleute in der Hand von Piraten.

Als den Piraten im September 2008 der ukrainische 
Frachter MS Faina mit 33 russischen T-72-Kampfpanzern 
in die Hand fiel, wurde klar, dass die Kriminalität im In-
dischen Ozean nur zu einem kleinen Teil auf das Konto der 
Piraten geht. Die Panzerlieferung war vermutlich Teil eines 
größeren und illegalen Rüstungsgeschäftes mit mindestens 
vier Lieferungen zwischen der Ukraine und der südsudane-
sischen Regierung, die damit die Abspaltung vom Norden 
des Landes vorbereitet. Dazu gehörte im November 2007 
auch ein Schiff einer deutschen Reederei - ebenfalls mit 
Panzern aus der Ukraine. Der legale und illegale globale 
Waffenhandel wird damit auf jeden Fall längst nicht been-
det sein. Nicht zufällig sind die Häfen, über die der illegale 
Waffenhandel nach Somalia abgewickelt wird, gleichzeitig 
die Häfen, die als Basis für die Piraten dienen. Eine bes-
sere internationale Kontrolle, besser noch ein Verbot des 
Waffenhandels wäre deswegen sowohl ein Schritt gegen die 
Piraterie als auch zur Eindämmung des Bürgerkrieges in 
Somalia.

Die somalischen Piraten sind maritime Profis, nicht we-
nige begannen ihre „Karriere“ als Fischer oder Angehöri-
ger der somalischen Küstenwache. Aus Frustration über 
die leergefischten Fanggründe begannen Mitte der 1990er 
Jahre einzelne Somalis von den Eindringlingen „Steuern“ 
und „Fanglizenzen“ zu kassieren. Einige der Piratengrup-
pierungen nennen sich auch heute noch „Somali Marines“ 
oder „National Volunteer Coast Guard“. Der Zugang zum 
Piratengewerbe ist relativ barrierefrei. Die notwendige 
Grundausstattung besteht in zwei bis drei Schnellbooten, 
sechs bis acht Bewaffneten, und ein paar AK-47. Ebenfalls 
notwendig sind Kommunikationsmittel und meist 4-6 
Meter lange selbstgebaute Leitern. Da viele Handelsschiffe 
vollbeladen tief im Wasser liegen und dabei nur sehr lang-
sam fahren, fällt es den kleinen Piratenbooten mit starkem 
Motor leicht, ihre Beute im Radarschatten einzuholen und 
an Bord zu kommen. Die meisten Aktionen gehen auf das 
Konto von vier bis fünf Gruppen mit unterschiedlichen Fä-
higkeitsprofilen. Insgesamt sind wahrscheinlich circa tau-
send Personen mehr oder weniger direkt ins Piratengeschäft 
involviert. Von den Geldern, die durch die Aktivitäten der 
Piraten in die arme Küstenregion fließen, profitieren jedoch 

ganze Städte und Dörfer. Eine politische Agenda haben die 
Piraten nicht. Ebenso gibt es keine Verbindungen zu Isla-
misten in Somalia. Im Gegenteil, diese bekämpfen Piraten 
am härtesten. Als von Juni bis Dezember 2006 die Uni-
on der Islamischen Gerichtshöfe (UIC) an der Macht war, 
rückten diese den Piratennestern so entschlossen zu Leibe, 
dass die Piraterie zum Erliegen kam. Allerdings nur bis 
dann im Dezember 2006 die äthiopische Armee mit Hilfe 
der USA in Somalia einmarschierte.

Was tun gegen Piraterie?
Es gibt eine Reihe ganz banaler aber sehr effektiver pas-

siver Schutzmöglichkeiten von Schiffen vor Piratenüber-
fällen. Die wichtigste ist, wie vom IMO empfohlen, eine 
durchgehende Anti-Piraten-Wache. Wenn Piraten recht-
zeitig entdeckt werden, dann können sie etwa mit Hoch-
drucklöschwasserkanonen am Entern gehindert werden. 
Ebenso ist es äußerst effektiv, Bordwände mit Schmierfett 
zu bestreichen. Da diese Lösungen aber sehr personalinten-
siv sind, sind sie bei Reedereien nicht sehr beliebt.

Der Ursprung von Piraterie liegt nicht auf dem Meer, 
sondern auf dem Land. Eine effektive militärische Lösung 
kann es schon allein deswegen nicht geben. In einer Prä-
sentation der European Union Naval Coordination Cell 
(NAVCO) vom 15.10.2008 wird deutlich, wie groß dieser 
Aufwand ist: „Wenn wir alle Schiffe, die das Gebiet durch-
fahren, effektiv schützen wollten, dann wären alle Armeen 
dieser Welt nicht ausreichend.“

Es ist deswegen völlig unverständlich, warum die Euro-
päische Union zwar eine Militäraktion startet, nicht jedoch 
einen Plan zur präventiven Bekämpfung der Ursachen von 
Piraterie entwickelt. Nur eine politische und ökonomische 
Perspektive für die Menschen in Somalia kann die Piraterie-
gefahr dauerhaft senken. Eine politische Lösung in Somalia 
wird es jedoch nur dann geben, wenn alle relevanten poli-
tischen Akteure einbezogen werden - auch die Union der 
islamischen Gerichtshöfe.

Die Industriestaaten können viel zur Seesicherheit beitra-
gen, wenn sie für die Strafverfolgung ihrer eigenen Flotten 
in Fragen der illegalen Müllentsorgung und Überfischung 
am Horn von Afrika sorgen. Genauso könnten sie zusam-
men mit den somalischen Nachbarstaaten den Stopp der 
Rüstungsexporte in Angriff nehmen. Wer den indischen 
Ozean jedoch zum Aufmarschgebiet für eine neue Runde 
globaler Machtpolitik macht, der trägt massiv zur sicher-
heitspolitischen Eskalation bei.

Anmerkungen
1 Am 2.12.2008 hat der Sicherheitsrat (Resolution 1846) die Piratenbe-
kämpfung in somalischen Hoheitsgewässern um ein Jahr verlängert.

Die NATO-Schiffe der Mission „Allied Provider“ laufen zum Militäreinsatz aus. Foto: NATO: Allied Command Operations
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Am 23.4.2009 veröffentlichte das UNHCR eine Pres-
semitteilung, die über den Tod von 35 afrikanischen Mi-
granten vor der Küste des Jemen berichtet.1 Eine ähnliche 
Meldung erreichte Europa bereits am 24.2.2009,2 damals 
starben sechs Menschen aus Somalia und Äthiopien mit Si-
cherheit, elf weitere wurden vermisst. Beide Boote legten in 
Somalia ab. Da sich die bewaffneten Schmuggler nicht ans 
jemenitische Festland trauen, zwingen sie ihre „Passagiere“ 
bereits weit vor der Küste ins Wasser, dann müssen diese um 
ihr Leben schwimmen. Alleine in den ersten dreieinhalb 
Monaten registrierte das UNHCR im Jemen 19.622 Men-
schen, die in 387 Booten vom Horn von Afrika über den 
Golf von Aden das Land an der südlichen Spitze der ara-
bischen Halbinsel erreichten - nachweislich umgekommen 
sind dabei im selben Zeitraum 131. Die meisten von ihnen 
stammen aus dem bitterarmen und von Krieg gezeichneten 
Somalia und Äthiopien. Nach Angaben der afrikanischen 
Nachrichtenagentur afrol News zahlen die Flüchtlinge für 
die Überfahrt etwa 30 bis 50 US-Dollar und werden dann 
in kleinen, offenen Fischerbooten meist von der somali-
schen Hafenstadt Bosaso mit auf die 30-stündige Überfahrt 
in den Jemen genommen.3 Eine wesentlich preiswertere, in 
Umfang und Dramatik aber durchaus mit den Routen zwi-
schen Westafrika und den Kanaren und zwischen Libyen 
und Italien vergleichbare Art, vom afrikanischen Kontinent 
zu fliehen. Dass diese Migrationsroute in Europa bislang 
kaum wahrgenommen wird, mag daran liegen, dass die 
Flüchtlinge nicht in Europa anlanden, überrascht aber den-
noch angesichts der Tatsache, dass hier seit Monaten inten-
siv über den Internationalen Marineeinsatz in just dieser 
Region debattiert wird, der angeblich der Bekämpfung der 
ebenfalls von Somalia ausgehenden Piraterie dient.

Anfang Mai waren alleine im Rahmen der EU-Mission 
Atalanta neben sechs Schiffen der Bundeswehr Fregatten 
und Patrouillenboote aus Spanien, Italien, Griechenland 
und Frankreich vor der Küste Somalias im Einsatz, schwedi-
sche Korvetten sind bereits unterwegs, um sich anzuschlie-
ßen. Unterstützt werden diese durch Aufklärungsflugzeuge 
mehrerer europäischer Staaten. Zuvor fand am selben Ort 
bereits ein NATO-Einsatz gegen Piraten statt und nicht 
zuletzt sind dort auch bis heute die Marinen einer Koali-
tion der Willigen unter der Führung der USA im Rahmen 
der Operation Enduring Freedom aktiv. Seit der UN-Si-
cherheitsrat 2008 in mehreren Resolutionen alle Staaten 
ermächtigte und sogar aufforderte, selbst in somalischen 
Hoheitsgewässern militärisch gegen die Piraterie vorzuge-

hen, fühlen sich aber noch weit mehr Staaten berufen und 
haben ihre Marine in den Kampfeinsatz geschickt, darunter 
Russland, Indien, China und Saudi-Arabien. An dem Na-
delöhr des Welthandels tummeln sich also außer Tankern, 
Frachtern und Piraten zahlreiche Kriegsschiffe und dazwi-
schen versuchen täglich mehrere Boote mit Flüchtlingen 
den Golf von Aden zu überqueren. Nicht zu vergessen sind 
dabei auch noch die verarmten somalischen Fischer, die 
mit ebenso kleinen Booten am Horn von Afrika versuchen, 
ihre Existenz zu sichern und sich dabei in unmittelbarer 
Konkurrenz mit Fischfangflotten befinden, die teilweise aus 
denselben Staaten stammen, wie die Kriegsschiffe.

Vor diesem Hintergrund stellt sich der „Kampf gegen die 
Piraterie“ ungleich komplizierter dar und die Forderungen 
nach einem härteren Vorgehen verbunden mit dem Verzicht 
auf rechtsstaatliche Prinzipen beim Umgang mit mutmaß-
lichen Piraten wirken erschreckend. Hinter verschlossenen 
Türen wird bereits der Einsatz der deutsche Eliteeinheit 
Kommando Spezialkräfte (KSK) - die im Ruf steht, keine 
Gefangenen zu machen - und der GSG9 gegen die Piraten 
diskutiert. 

Die Schlepper auf den Flüchtlingsbooten sind bewaffnet. 
Wie lassen sich also Boote mit Flüchtlingen an Bord von 
Piraten unterscheiden? Vor diesem Hintergrund muten 
die alltäglichen Berichte seltsam an, wonach mutmaßliche 
Piratenangriffe durch Manöver von Kriegsschiffen oder 
Warnschüssen vertrieben wurden. Handelt es sich dabei 
etwa zumindest teilweise um Flüchtlingsboote, die einem 
Tanker zu nahe kamen? Sollten die zunehmend auf Kreuz-
fahrtschiffen zum Einsatz kommenden Sicherheitskräfte 
etwa dazu übergehen, vorsorglich das Feuer zu eröffnen, 
sobald sich ein kleines Boot mit Afrikanern an Bord nähert, 
bevor Panik unter den Passagieren ausbricht oder diese 
selbst Maßnahmen ergreifen, wie im Falle der MS Melody? 
Mittlerweile wird von vielen Beteiligten eingeräumt, dass 
die massive Militärpräsenz all der Staaten mit ihren doch 
bisweilen sehr unterschiedlichen Interessen und Vorgehens-
weisen die Situation eskaliert hätte. Auf jeden Fall hat sich 
der Aktionsradius der Piraten von der Küste auf die hohe 
See ausgedehnt, wodurch Kreuzfahrtschiffe eher betroffen 
sind. 

Anmerkungen
1 Thirty-five drown in latest smuggling tragedy in the Gulf of Aden, 
UNHCR Press Release (23.04.2009)
2 Flüchtlingsdrama vor jemenitischer Küste, oe24.at (24.02.2009) 
3 s. FN 1

Piraten oder Flüchtlinge 
Wen jagt die internationale Gemeinschaft im Golf von Aden?
von Christoph Marischka
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Mittlerweile ist es unübersehbar, dass die machtpolitischen 
Konflikte zwischen den USA und der Europäischen Union 
auf der einen sowie Russland (und China) auf der andern 
Seite immer weiter zunehmen. Nüchtern beschreibt Robert 
Kagan, einer der bekanntesten US-Politikwissenschaftler, 
diese „Rückkehr der Geopolitik“ mit folgenden Worten: 
„Die alte Rivalität zwischen Liberalismus und Autokratie 
ist neu entflammt, und die Großmächte der Welt beziehen 
entsprechend ihrer Regierungsform Position.“1 Aufgrund 
ihrer Relevanz ist die Energiefrage derzeit der Schauplatz, 
auf dem die Auseinandersetzungen am deutlichsten zutage 
treten: „In den Köpfen vieler Strategen ist die traditionel-
le Geopolitik des militärischen Gleichgewichtes durch die 
Geopolitik der Energiebeziehungen ersetzt worden. [...] 
In Europa haben Sorgen über die North-Stream-Pipeline 
Bedenken über die Fulda-Lücke abgelöst. Und Neuerwer-
bungen von Gazprom werden mit fast derselben Ängstlich-
keit betrachtet wie lokale Stimmgewinne kommunistischer 
Parteien in verschiedenen westlichen Ländern während des 
Kalten Krieges.“2 

Tatsächlich droht ein neuer Kalter (Energie-)Krieg, zu 
dieser Schlussfolgerung gelangt auch eine vom Bundes-
kanzleramt bei der Bundesakademie für Sicherheitspolitik 
in Auftrag gegebene Studie zur Energiesicherheit Deutsch-
lands im Jahre 2050. Dort wird gleich zu Anfang folgendes 
Szenario beschrieben: „Berlin im Winter 2050: Die Bun-
desregierung sieht sich gezwungen, bei der Europäischen 
Energieagentur in Brüssel eine Vergrößerung des deutschen 
Energiebudgets noch im laufenden Zuteilungsjahr einzu-
fordern. Erkältungswellen und Grippeepidemien als Folgen 
der durch die Energie- und Wärmerationalisierungen verur-
sachten unzureichenden Heizmöglichkeiten [drohten] eine 
bisher einmalige Staatskrise der Bundesrepublik Deutsch-
land zu verursachen [und] haben die Regierung zu diesem 
Schritt bewogen. Dabei nimmt sie das Risiko in Kauf, den 
zwischen der Europäischen Union und der Chinesisch-Russi-
schen Föderation im Jahr 2045 nach einer drohenden bewaff-
neten Auseinandersetzung erzielten Ressourcenpakt indirekt in 
Frage zu stellen.“3

Die Konturen dieser Blockkonfrontation zeichnen sich 
bereits heute ab, vor allem im Gasbereich wird derzeit mit 
den härtesten Bandagen gekämpft. Im Zuge einer immer 
anti-russischer agierenden EU-Politik setzte Moskau zu 
einer energiepolitischen Gegenoffensive an, die zum Ziel 
hat, die europäische Gasversorgung unter seine Kontrol-
le zu bringen. Würde dies gelingen, würde dies in Zeiten 
rapide schwindender Energievorkommen bei gleichzeitig 

schnell wachsendem Verbrauch einen machtpolitischen 
Hebel allererster Güte darstellen. Da diese Vorstellung in 
den EU-Hauptstädten fast panikartige Reaktionen auslöst, 
ist die Europäische Union bestrebt, ihre Abhängigkeit von 
Russland durch die Erschließung alternativer Energievor-
kommen und den Bau russisches Territorium umgehender 
Pipelines zu reduzieren („Diversifizierung“). Moskau wie-
derum kontert jeden dieser Schachzüge gegenwärtig mit 
eigenen Maßnahmen. Mit dem Georgienkrieg im Sommer 
2008 und den neuen Auseinandersetzungen um das Nabuc-
co-Pipelineprojekt, der vor kurzem auf russisches Betreiben 
erfolgten Gründung einer Gas-OPEC und den EU-Plänen, 
eine Pipeline quer durch die Sahara zu verlegen, geht der 
bereits mehrere Jahre andauernde Neue Kalte (Gas-)Krieg 
nun in die nächste Runde.

EU-Politik und Russlands energiepolitische Gegenof-
fensive
Ungeachtet aller wohlfeilen Absichtserklärungen, die Ab-

hängigkeit von Öl und Gas durch den Einstieg in die erneu-
erbaren Energien drastisch reduzieren zu wollen, geht man 
in Sicherheitskreisen fest davon aus, dass Auseinanderset-
zungen um die Kontrolle von Energievorkommen künftig 
massiv zunehmen werden. So liefert die Army Modernizati-
on Strategy Juni 2008, ein wichtiges Pentagon-Planungsdo-
kument, folgende Lageeinschätzung: „Uns droht eine mög-
liche Rückkehr zu traditionellen Sicherheitsbedrohungen 
durch neu auftretende, fast ebenbürtige Mächte, und zwar 
jetzt, wo wir im weltweiten Wettstreit um knapper werden-
de Rohstoffe und Überseemärkte stehen.“4

Die Europäische Union befindet sich dabei in einer be-
sonders misslichen Lage, denn aufgrund ihrer rapide zur 
Neige gehenden eigenen Reserven (v.a. in der Nordsee) ist 
sie in immer größerem Maße auf Energievorkommen im 
Ausland angewiesen. So prognostiziert die EU-Kommission 
für das Jahr 2030 einen Anstieg der Importabhängigkeit im 
Gasbereich von gegenwärtig 57% auf 84% und was Ölein-
fuhren anbelangt gar von heute 82% auf 93%. Im Gasbe-
reich wird künftig ein Großteil der Einfuhren aus Russland 
stammen. Schon heute importiert die EU knapp 45% ihres 
Gasbedarfs von dort, ein Wert, der sich in wenigen Jahren 
auf schätzungsweise 60% erhöhen wird.5 

Angesichts dieser – absehbaren – Entwicklung darf ge-
fragt werden, ob es von EU-Seite sonderlich klug war, 
Moskaus ausgestreckte Hand und das Angebot einer engen 
Partnerschaft in den Wind zu schlagen: „Insgeheim hoffte 
er [Wladimir Putin] bei seinem Amtsantritt, Europa wür-
de Russland beim Wiederaufstieg helfen und Russland in 

Gas-OPEC und Afrikanische Nabucco
Der Neue Kalte (Gas-)Krieg zwischen EU und Russland geht in die nächste Runde
von Jürgen Wagner
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der gesamteuropäischen Familie akzeptieren. Zwei Wochen 
nach den Anschlägen vom 11. September kam er nach Ber-
lin, um im deutschen Bundestag eine versöhnliche Grund-
satzrede über das Ende des Kalten Kriegs zu halten und eine 
strategische Partnerschaft, beispielsweise bei gemeinsamen 
Modernisierungsprojekten in Sibirien, anzuregen. Eine 
konkrete Antwort ist der Westen Putin schuldig geblieben. 
Heute kann Putin seine Wut und Enttäuschung über seine 
im Großen und Ganzen verfehlte Westoffensive kaum ver-
bergen.“6 

Noch im unmittelbaren Vorfeld des US-Angriffskrieges 
gegen den Irak war allenthalben die Rede von der sich her-
ausbildenden Achse Paris-Berlin-Moskau, die symbolhaft 
für die Formierung eines gegen die Vereinigten Staaten 
gerichteten Gegenblocks stand. Ihren energiepolitisch-
geostrategischen Niederschlag fand dieses Bündnis bspws. 
im Vorhaben, eine Gaspipeline von Russland durch die 
Ostsee nach Deutschland zu verlegen (North Stream bzw. 
Ostseegaspipeline), die das Ziel hat, Moskaus Einfluss auf 
die bisherigen Transitländer für westeuropäisches Gas, v.a. 
die Ukraine, zu vergrößern. Nun hat sich bekanntlich der 
Wind gedreht, eine neue Eiszeit im russisch-europäischen 
Verhältnis ist ausgebrochen, selbst eine neuerliche Block-
konfrontation, ein Neuer Kalter Krieg, ist nicht mehr aus-
geschlossen. Dies hängt einerseits mit den Regierungswech-
seln und der Rückkehr zu einer stark pro-amerikanischen 
– und damit anti-russischen - Politik in Frankreich und 
Deutschland zusammen, aber mindestens ebenso mit der 
Tatsache, dass Moskau nicht gewillt war, in besagter Achse 
länger den Juniorpartner zu spielen, der jeden russlandfeind-
lichen Schachzug seiner „Partner“ klaglos hinnimmt.

In diesem Kontext war es neben den NATO-Osterwei-

terungen vor allem die europäische (und natürlich ameri-
kanische) Unterstützung der „bunten“ Revolutionen, bei 
denen pro-russische Regierungen in unmittelbarer Nach-
barschaft Moskaus u.a. in Georgien (2003) und in der 
Ukraine (2004) durch pro-westliche Machthaber ersetzt 
wurden, die Russland zu einer Neubewertung seines Ver-
hältnisses mit der Europäischen Union veranlassten. Mos-
kau reagierte hierauf, indem es - zuweilen recht raubeinig 
- eine energiepolitische Gegenoffensive einleitete. Ein we-
sentliches Element hierfür ist der offensichtliche Versuch, 
die europäische Gasversorgung so weit wie möglich auf sich 
zu monopolisieren. Hierfür verfolgt Russland ein ganzes 
Bündel an Strategien: Verstärkte staatliche Kontrolle der 
eigenen Energieversorgungs- und Transportunternehmen; 
Zurückdrängung in Russland operierender westlicher Fir-
men; Einkauf in den westeuropäischen Energiesektor etc. 
Vor allem aber strebt Russland – teils unter massiven Dro-
hungen bis hin zum Einsatz der „Energiewaffe“ (wie etwa 
in den russisch-ukrainischen „Gaskriegen“) – die Übernah-
me der osteuropäischen Energie- und Transportunterneh-
men und vor allem der Leitungsnetze nach Westeuropa an. 
Parallel dazu arbeitet Russland darauf hin, die kaspischen 
Reserven langfristig an das eigene Leitungsnetz zu binden 
und sich so ein – politisch mächtiges – Monopol für die eu-
ropäische Gasversorgung zu verschaffen (siehe ausführlich 
AUSDRUCK Juni 2007).

Nabucco und Georgienkrieg
Bislang können die erheblichen kaukasischen und zen-

tralasiatischen Gasvorkommen nur über das russische Lei-
tungssystem nach Westeuropa befördert werden, womit 
Moskau de facto auch diese Reserven kontrolliert. Um 

dieses Transportmonopol zu brechen, 
will die EU mit dem 8 Mrd. Euro 
teuren (ursprünglich waren es einmal 
4 Mrd.) Pipeline-Projekt Nabucco ab 
2013 eine alternative Trasse bereitstel-
len. Hierdurch solle ein „Bypass“ um 
Russland gelegt werden, heißt es dazu 
in der Presse.7 

Das Projekt, mit dem kaspisches 
Gas u.a. über Aserbaidschan, Geor-
gien und die Türkei nach Westeuropa 
geleitet werden soll, erfreut sich höch-
ster EU-Unterstützung. „Zwei Drittel 
sollen von institutionellen Geldgebern 
wie der Europäischen Investitions-
bank (EIB), der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung 
(EBRD) und der Österreichischen 
Kontrollbank kommen.“8 Ende 2007 
wurde darüber hinaus mit dem ehe-
maligen niederländischen Außenmi-
nister Jozias van Aartsen ein eigener 
Nabucco-Koordinator ernannt. Seine 
Drohungen gegenüber Russland sind 
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Pipeline . . . . . . . .   South Caucasus Pipeline
Length . . . . . . . . .   800 km
Capacity . . . . . . . .  16-20 billion cubic meters (bcm)/year
Cost . . . . . . . . . . .   $1 billion
Status . . . . . . . . . .  Under construction; completion scheduled by yearend. Operations begin upon   
  completion of Turkey’s connecting link from Georgian border to Erzurum, expected 
  by early 2007.

Pipeline . . . . . . . .   Turkey-Greece Interconnector
Length . . . . . . . . .   280 km
Capacity . . . . . . . .  8-12 bcm/year
Cost . . . . . . . . . . .   $300 million
Status . . . . . . . . . .  Under construction; completion scheduled for 2006-07.

Pipeline . . . . . . . .   Greece-Italy Interconnector
Length . . . . . . . . .   800 km
Capacity . . . . . . . .  8-11 bcm/year
Cost . . . . . . . . . . .   $1 billion
Status . . . . . . . . . .  Bilateral governmental agreement signed. Feasibility study completed by Italian firm 
  Edison. Financing not yet completed. Construction could begin by 2008 with pipeline 
  completed by 2009-10.

Pipeline . . . . . . . .   Nabucco
Length . . . . . . . . .   3,400 km
Capacity . . . . . . . .  25-30 bcm/year
Cost . . . . . . . . . . .   $5.5 billion 
Status . . . . . . . . . .  Five transit countries signed agreement with EU in June 2006 to accelerate 
  construction. Final investment decision sought by yearend 2007 with construction  
  to start in 2008. Capacity of 8-13 bcm is targeted for 2011, expanding to 25-30 bcm  
  by 2020.

Boundary representation is
not necessarily authoritative.

Europas Versorgungsnetz der Gas-Pipelines, Karte: EIA/US-Regierung
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gleichzeitig auch die Begründung, weshalb sich die EU so 
massiv für die Nabucco-Pipeline einsetzt: „Energie muss im 
Zentrum des Sicherheitsdenkens stehen. [...] Die EU muss 
auf den gegenwärtigen Druck seitens der Energieversorger 
mit einer kohärenteren internationalen Energiestrategie 
reagieren. [... ] Es geht um wirklich viel. Was können wir 
tun? Die EU kann Klartext reden – Russland muss aufhö-
ren, seine Energie für politische Zwecke einzusetzen.“9

In der ersten Ausbaustufe soll Nabucco 8-10 Mrd. Ku-
bikmeter Gas transportieren, um aber rentabel zu sein, 
muss diese Zahl langfristig auf 31 Mrd. steigen. Dies 
stellte das Projekt aber vor immense Probleme, einzig 
Aserbaidschan konnte bzw. wollte genug Gas für die er-
ste Ausbaustufe zusagen, woher der Rest kommen sollte, 
stand lange in den Sternen. Nachdem es Wladimir Pu-
tin im Mai 2007 auch noch gelang, über neue Verträge 
sicherzustellen, dass ein Großteil des zentralasiatischen 
Gases für Jahrzehnte an das russische Leitungssystem 
gebunden bleibt, befand sich das Nabucco-Projekt kurz 
vor dem Aus. Die einzige nennenswerte Alternative, um 
an ausreichend Gas zu gelangen, wäre der Iran gewesen, 
was aber aus politischen Gründen abgelehnt wurde. 

In diesem Zusammenhang konnte EU-Außenkom-
missarin Benita Ferrero-Waldner im April 2008 aus ih-
rer Sicht erfreuliche Neuigkeiten verkünden, als sie der 
Presse mitteilte, das gasreiche Turkmenistan habe der 
Nabucco-Pipeline jährlich zehn Milliarden Kubikmeter 
Erdgas zugesagt. „Das ist ein Durchbruch“, so Ferrero-
Waldner. „Bisher hat es nur allgemeine Äußerungen ge-
geben, doch jetzt haben wir eine echte, zusätzliche Per-
spektive für neue Gasfelder.“ Die verbindliche Zusage 
sei „ein wichtiger erster Schritt für die Nabucco-Pipe-
line.“10 Schon kurz zuvor vermeldete BP, das aserbaid-
schanische Gasfeld Shah Deniz II berge deutlich grö-
ßere Reserven als erwartet, womit größere Mengen für 
Nabucco bereitgestellt werden könnten.11 Somit schien 
sich alles zum Positiven für das Nabucco-Projekt zu ent-
wickeln – doch dann kam der Krieg in Georgien, der 
bislang letzte Akt der Nabucco-Arie. 

Auch wenn es sicher wichtige andere Gründe für den 
Krieg zwischen Georgien und Russland im Sommer 2008 
gegeben hat, wäre es blauäugig seine energiepolitische Di-
mension zu vernachlässigen, denn sowohl die bereits ge-
baute wichtige Ölpipeline Baku-Tiflis-Ceyhan als auch die 
künftige Nabucco-Trasse verlaufen über Georgien. So zi-
tiert das Insiderblatt Caspian Investor einen Kommentator 
mit folgenden Worten: „Das größte Opfer des Showdowns 
ist die naive westliche Vorstellung, Georgien könne einen 
sicheren alternativen Energiekorridor liefern, der sowohl 
Russland als auch den Iran als Mitglied der ‚Achse des Bö-
sen‘ umgeht.“12 Die um klare Worte selten verlegene Vi-
zepräsidentschaftskandidatin John McCains, Sarah Palin, 
äußerte sich mitten im US-Wahlkampf über den Zweck der 
in den abtrünnigen georgischen Provinzen Süd-Ossetien 
und Abchasien stationierten russischen Truppen folgender-
maßen:  „Wir sehen, wie Russland eine wichtige Pipeline 

im Kaukasus in Schach hält. Seine Strategie besteht darin, 
unsere europäischen Verbündeten zu entzweien und einzu-
schüchtern, indem Energielieferungen als Waffe eingesetzt 
werden.“13 Sollte dies tatsächlich eines der russischen In-
teressen gewesen sein, so war Moskau damit jedenfalls er-
folgreich: „Die russische Invasion Georgiens hat ernsthafte 
Zweifel an der Durchführbarkeit von Nabucco verursacht, 
nicht zuletzt da sie droht, astronomische Versicherungs-
kosten zu verursachen, um die Risiken eines bewaffneten 
Konflikts abzudecken.“14 

Der russische Einmarsch in Georgien wird von vielen An-
rainern als das wahrgenommen, was er zumindest in Teilen 
auch war: ein Fingerzeig, dass Russland machtpolitisch im 
Ringen um die kaspischen Energieträger nicht klein bei-
geben will und hierbei nötigenfalls auch bereit ist, auf Ge-
walt zurückzugreifen. So erhielt die Europäische Union aus 
Kasachstan eine Abfuhr, was die Bereitstellung von Gasre-
serven für die Nabucco-Trasse anbelangt. „Wir bekommen 
mächtigen Druck aus Moskau, bei Nabucco nicht mitzu-
machen“, sagte der kasachische Wirtschaftsminister Bachyt 
Sultanow dem Handelsblatt.15 

Vor diesem Hintergrund äußern sich mittlerweile zahlrei-
che Beobachter skeptisch, was die Perspektiven des Projek-
tes anbelangt. „Führende Energieexperten haben [am 19. 
Januar 2009] im Europäischen Parlament schwierige Fra-
gen zur Zukunft des EU-Vorzeigeprojektes der Nabucco-
Gaspipeline aufgeworfen. [...] Auf politischer Ebene sah es 
zunächst so aus, als ob die Nabucco-Pipeline durch die Kri-
se an Glaubwürdigkeit gewonnen habe. Den Europaabge-
ordneten wurde gestern jedoch ein eher pessimistischer Be-
richtsentwurf über die Energiesicherheit der EU vorgelegt, 
in dem auch die Nabucco-Pipeline  umfassend behandelt 
wird. Der Bericht 
wurde nur weni-
ge Tage vor dem 
‚Nabucco-Gip-
fel’ vorgelegt, der 
am 27. Januar 
2009 von Un-
garn in Buda-
pest veranstaltet 
wird.“16

Dennoch be-
tonten schon un-
mittelbar nach 
dem Georgien-
Krieg zahlreiche 
EU-Spitzenpo-
litiker, die Na-
bucco-Pipeline 
müsse nun umso 
dringender rea-
lisiert werden. 
Nach dem letzten 
der schon fast zur 
Routine gewor- Trans-Sahara-Pipeline
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denen russisch-ukrainischen Gaskriegen zum Jahreswechsel 
2008/2009 und den damit einhergehenden Versorgungs-
engpässen in zahlreichen EU-Staaten wurde dem Projekt 
noch mehr Rückendeckung gegeben. So äußerte sich Bernd 
Pfaffenbach, Staatssekretär im Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit (BMWi): „Der aktuelle Streit 
zwischen Russland und der Ukraine über den Transit nach 
Europa hat uns noch einmal drastisch vor Augen geführt, 
wie wichtig die Nabucco-Pipeline zur Erschließung zusätz-
licher Lieferquellen ist.“17

 Folgerichtig sicherten auf der bereits erwähnten Nabuc-
co-Konferenz Ende Januar 2009 sowohl die tschechische 
EU-Ratspräsidentschaft als auch die EU-Kommission dem 
Projekt ihre Unterstützung zu. Auch die Europäische Inve-
stitionsbank erneuerte ihre Zusagen, zu einer Teilfinanzie-
rung des Projektes bereit zu sein. Mehr noch: 200 bis 300 
Mio. Euro sollen sofort zur Verfügung gestellt werden, um 
umgehend mit dem Bau beginnen zu können.18 Aserbaid-
schan vermeldete zudem nun, es sei in der Lage, die 8-10 
Mrd. Kubikmeter, die für die Inbetriebnahme 2013 benö-
tigt werden, bereitzustellen, weshalb die „Welt“ vermeldete, 
der Baubeginn könne nun noch auf dieses Jahr vorverlegt 
werden.19

Wo allerdings tatsächlich die für die späteren Ausbau-
phasen benötigten Gasmengen herkommen sollen, um die 
Rentabilität des Projektes zu gewährleisten, ist weiterhin 
unklar - der Iran jedenfalls dürfte hierfür auch nach dem 
Regierungswechsel in den USA weiterhin ausscheiden. 
Gegenwärtig hofft man darauf, dass sich in Turkmenistan 
deutlich größere Vorkommen befinden als bisher ange-
nommen. Doch selbst wenn dies so wäre, ist es keineswegs 
ausgemacht, dass diese Nabucco zur Verfügung gestellt 
werden. Noch weniger existiert bislang eine – aus vielen 
Gründen – schwierig zu bauende Pipeline durch das Kaspi-
sche Meer, die erforderlich wäre, um turkmenisches Gas an 
die Nabucco-Pipeline anzuschließen. Zumal Russland alles 
daran setzen dürfte, dies zu verhindern.

So steht das Nabucco-Projekt, allen Lippenbekenntnissen 
zum Trotz, weiterhin vor enormen Hürden. Deshalb - und 
da selbst eine erfolgreiche Realisierung die Abhängigkeit 
von Russland nur bedingt reduzieren würde, Nabucco wür-
de lediglich ein Drittel des deutschen Gasbedarfs decken 
– werden fieberhaft weitere Alternativen gesucht.

Afrikanische Nabucco: Die Trans-Sahara Gas-Pipeline
Das geopolitische Fingerhakeln zwischen Russland und 

der Europäischen Union bleibt nicht auf die kaspische Re-
gion begrenzt. Nach den russischen Teilerfolgen sieht Brüs-
sel dringenden Handlungsbedarf: „In der EU gibt es von 
Seiten der Mitgliedsstaaten, besonders nach dem Georgien-
krieg, eine erhebliche Nachfrage nach einer Diversifikation, 
einer wirklichen Diversifikation der Versorgung“, so EU-
Energiekommissar Andris Piebalgs nach einem Gespräch 
mit hohen nigerianischen Energiebeamten. „Die EU-Re-
gierungen sind besorgt über eine zu große Abhängigkeit 
von Russland.“20 Ganz ähnlich äußerte sich EU-Kommis-

sionschef José Manuel Barroso: „Wir werden nicht untätig 
herumsitzen und zuschauen, wie die EU in eine Energieab-
hängigkeitskrise gerät.“21

Afrika spielt in diesen Überlegungen schon länger eine 
wichtige Rolle: „Europas Interesse an Energielieferungen 
aus Afrika wurde im November 2006 wiedererweckt, als 
feststand, dass man zu keinem neuen Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen mit Russland gelangen werde, das 
den gemeinsamen Beziehungen im Energiebereich eine of-
fizielle Grundlage hätte geben können.“22 Schon auf dem 
Afrika-EU-Gipfel im Dezember 2007 vereinbarten beide 
Seiten eine engere Kooperation in „Energiefragen mit stra-
tegischer Bedeutung“. In der Zwischenzeit wurde die Zu-
sammenarbeit weiter konkretisiert: „Bei einem Treffen der 
EU-Kommissare Piebalgs und Michel mit Vertretern der 
Afrikanischen Union (AU) im September 2008 in Addis 
Abeba bezeichneten beide Seiten die geplante Transsahara-
Pipeline als ‚ersten konkreten Schritt‘ hin zur Energie-Part-
nerschaft EU-AU. [...] Gegenwärtig gibt es innerhalb der 
EU zudem Überlegungen, die Energieimporte aus Afrika 
durch Investitionen in die dortige Infrastruktur nochmals 
deutlich zu steigern.“23 

Vor allem die nigerianischen Gasvorkommen sind dabei 
derzeit das Objekt der Begierde – immerhin verfügt das 
Land über die größten Reserven Afrikas. Dieses Gas soll 
nun mit einer Trans-Sahara-Gaspipeline (TSG) durch halb 
Afrika geleitet und dann über das algerische Leitungsnetz 
nach Europa geschleust werden: „Das Ausgangsterminal 
dieser insgesamt 4300 km langen Pipeline wäre Brass im 
Nigerdelta. Die Pipeline würde durch Nigeria (1050 km), 
Niger (750 km) und Algerien (2500 km) verlaufen und 
entweder in Beni Saf oder in El Kala an der algerischen 
Mittelmeerküste enden. Von dort könnte das Gas durch die 
Medgaz- und die Galsi-Pipeline nach Spanien und Italien 
weiter transportiert werden. Ab 2015 könnten so jährlich 
ca. 20 Mrd. Kubikmeter und ab 2030 sogar 30 Mrd. Ku-
bikmeter Erdgas nach Europa gelangen.“24

Wichtiges EU-Projekt
Von EU-Seite wird das Vorhaben massiv unterstützt. So 

äußerte sich Energiekommissar Piebalgs folgendermaßen: 
„Die Trans-Sahara Gaspipeline könnte eine viel verspre-
chende Versorgungsroute für die EU darstellen.“25 Auch in 
ihrer „Zweiten Überprüfung der Energiestrategie“ vom No-
vember 2008 hob die EU-Kommission die Bedeutung der 
Pipeline hervor: „Die Transsahara-Gaspipeline ist für die 
EU eine wichtige zusätzliche Gelegenheit zur Diversifizie-
rung ihrer Versorgungswege und -quellen. Die EU ist bereit, 
die Realisierung dieser Pipeline durch unterschiedliche In-
strumente zu fördern, namentlich im Zuge einer bilateralen 
Zusammenarbeit, durch das Europäische Nachbarschafts- 
und Partnerschaftsinstrument, den Europäischen Entwick-
lungsfonds und die Europäische Investitionsbank.“26 Die 
Nigeria-Reise der EU-Kommissare Piebalgs und Michel im 
September 2008 diente explizit dem Zweck, „das Projekt 
voranzutreiben.“27
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Auch in Deutschland wurden die Zeichen der Zeit er-

kannt: „Im Rennen um Rohstoffe in Afrika darf Deutsch-
land nicht im Abseits stehen, hat Bundesaußenminister 
Frank-Walter Steinmeier diese Woche in Berlin gewarnt. 
Nun schmiedet die Bundesrepublik eine Energiepartner-
schaft mit Nigeria. ‚Andere haben die Investitionsbedin-
gungen erkannt und sind dabei, sich politische Einflusss-
phären zu schaffen‘, mahnte der SPD-Politiker auf der 
diesjährigen Botschafterkonferenz. In Nigeria immerhin 
versuchen die Deutschen, mit der Konkurrenz aus Asien 
und Russland mitzuhalten. Berlin schmiedet derzeit eine 
Energiepartnerschaft mit dem westafrikanischen Land, die 
in Afrika ihresgleichen sucht. Im Gegenzug für technolo-
gische Unterstützung habe Nigeria ‚uns zugesagt, Zugang 
zu Gasvorkommen zu verschaffen‘, pries Steinmeier das 
Projekt.“28 

Konkurrenz zu Russland
Kaum ein Hehl wird daraus gemacht, dass dieses Pipe-

line-Projekt darauf abzielt, Russlands energiepolitische Po-
sition zu schwächen, nicht umsonst wird sie in manchen 
Medien als „afrikanische Nabucco“ bezeichnet.29 Doch 
überall wo die EU wildert, ist Russland derzeit nicht weit 
entfernt. „Der neueste Schauplatz im Kampf um Energie-
quellen liegt in Nigeria. Die EU und Russland wetteifern 
um das Recht, eine Gaspipeline durch die Sahara zu bau-
en“, titelte Ende 2008 die Neue Züricher Zeitung.30 Das 
Nachrichtenportal Euractiv überschrieb einen Artikel ganz 
ähnlich mit den Worten „EU und Russland reißen sich um 
nigerianisches Gas.“ Weiter heißt es dann: „Die parallelen 
Schachzüge Brüssels und Moskaus illustrieren den Wettlauf 
um Rohstoffe.“31 

Selbst der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages be-
tont in einem Gutachten die geopolitische Konfliktkonstel-
lation, vor deren Hintergrund die Sahara-Pipeline gebaut 
werden soll: „Die EU steht mit ihren Bemühungen um eine 
Erschließung der nigerianischen Gasvorkommen in Kon-
kurrenz zum russischen Monopolisten Gazprom. Wenige 
Wochen vor dem Besuch der EU-Kommissare in Lagos 
schloss Gazprom sowohl mit Nigeria als auch mit Algerien 
Abkommen zur Exploration ihrer Gasvorkommen und zur 
Beteiligung an der Transsahara-Pipeline ab. Damit unter-
läuft Gazprom, wie in der jüngeren Vergangenheit schon 
häufiger, die Versuche der EU, unabhängiger von russi-
schen Energielieferungen zu werden.“32 

Mit dieser Absichtserklärung scheint Russland die Euro-
päische Union einmal mehr im Pipeline-Poker ausgestochen 
zu haben. „Gazprom – Europas Alptraum“ titelte im Sep-
tember 2008 die russische Zeitung „Gaseta“: „Gestern hat 
der russische Gasmonopolist ein Verständigungs-Memo-
randum mit der Nigerian National Petroleum Corporation 
(NNPCA) unterzeichnet und somit die energiewirtschaftli-
che Schlinge um Europas Hals noch fester zugezogen. [...] 
Nach dem gestrigen Memorandum mit der NNPCA zwei-
feln Experten nicht mehr daran, dass der Bau der Trans-Sa-
hara ohne Gazprom kaum erfolgen könnte.“33

Militarisierung der Region
Ein weiterer bislang kaum thematisierter Aspekt des 

TSG-Projektes stellt dessen Absicherung dar. „Im Nigerdel-
ta um Port Harcourt machen Aufständische die Ölförde-
rung unsicher; sie haben bereits damit gedroht, eine allfälli-
ge Trans-Sahara-Pipeline in die Luft zu sprengen. In Niger 
kämpfen Tuareg-Rebellen, in Algerien Islamisten gegen die 
Regierungen.“34 Nicht nur Infrastruktur in Nigeria selbst, 
der gesamte Streckenverlauf soll „beschützt“ werden: „Die 
lange Strecke durch politisch instabile Regionen wie das 
nigerianische Niger-Delta, der wichtigsten Fördergegend 
auch für Gas, oder den Norden des Niger müsste gesichert 
werden.“35 Was dies bedeutet, erläutert Susanne Nies vom 
French Institute of International Relations: „Das wäre das-
selbe, wie eine Pipeline durch Afghanistan zu bauen – sie 
würde permanent bombardiert und angegriffen werden. [...] 
Man müsste die gesamte Pipeline militarisieren und eine 
Pipeline erfordert ein 20 bis 30jähriges Engagement.“36

Solche Überlegungen sind maßgeblich dafür verantwort-
lich, dass Afrika immer stärker in den Fokus der EU-Mili-
tärpolitik gerät, schließlich betrachtet nicht zuletzt der EU-
Außenbeauftragte Javier Solana den Schutz sog. „kritischer 
Infrastruktur“ als eine militärische Aufgabe: „Im Bereich 
der Krisenreaktion [...] müssen wir mehr tun, um zu ge-
meinsamen Risiko- und Bedrohungseinschätzungen zu ge-
langen. Damit zusammen hängt die Frage der physischen 
Absicherung – Raffinerien, Terminals, Pipelines, etc.“37 

Afrika: Schauplatz im Neuen Kalten Krieg
Afrika droht wieder verstärkt Austragungsort von Groß-

machtkonflikten zu werden. China liefert sich bereits im 
Sudan eine Art Stellvertreterkrieg mit den USA und der Eu-
ropäischen Union. Nun kommt auch noch Russland, das 
ebenfalls nicht gerade für seinen rücksichtsvollen Umgang 
mit schwächeren Staaten bekannt ist, als Akteur hinzu: 
„Was sich jetzt in Afrika abspielt, ist in jeder Beziehung ein 
Neuer Kalter Krieg um Energie. Jetzt ist auch Russland als 
Mitspieler in diesem dreidimensionalen Wettlauf um Res-
sourcen auf den Plan getreten.“38

Gas-OPEC und Energie-NATO
Aufgrund der beschriebenen erfolgreichen russischen 

Maßnahmen, die EU-Diversifikationsstrategie im Pipe-
linebereich zu durchkreuzen, versucht Brüssel auf anderem 
Wege an neue Gasquellen zu gelangen. Das Hauptproblem 
der EU ist, dass es augenblicklich nicht möglich ist, flexi-
bel und kurzfristig auf Lieferengpässe zu reagieren, sollte 
ein Land die viel beschworene „Energiewaffe“ einsetzen. 
Denn weil Gas bislang nahezu ausschließlich über langfri-
stige Verträge und via Pipelines bezogen werden kann, stellt 
es derzeit – noch – keine globale Handelsware wie Öl dar, 
die aus jedem Winkel der Welt gekauft werden könnte. In 
den vergangenen Jahren ist die Produktion von Flüssiggas, 
bei der der Stoff aufwendig heruntergekühlt und damit ver-
schiffbar gemacht wird, jedoch effizienter, die Herstellung 
der für den Transport notwendigen Tanker um die Hälfte 
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günstiger geworden. Die EU setzt deshalb massiv auf den 
Ausbau dieses Bereiches, womit mittelfristig ein globaler 
Gasmarkt entstehen dürfte. 

Doch auch diese Entwicklung macht sich Russland zu-
nutze. Ohne globalen Gasmarkt machte bislang ein OPEC-
ähnliches Kartell, mit dem Angebot und Nachfrage und 
damit der Preis bestimmt werden kann, ebenso wenig Sinn 
wie ein Zusammenschluss, um die eigenen Gasressourcen 
als machtpolitischen Hebel zu verwenden. Mit dem Ausbau 
des Flüssiggasbereiches ändert sich diese Konstellation je-
doch grundlegend. Schon als sich Russland erstmals positiv 
zu Überlegungen zur Gründung einer Gas-OPEC äußerte, 
löste dies deshalb hysterische Reaktionen in den westlichen 
Hauptstädten aus.

Bereits im November 2006 warnte der NATO-Wirt-
schaftsausschuss in einer an sämtliche Mitglieder verschick-
ten Studie, Russland strebe ein Gaskartell mit dem Ziel an, 
seine Ressourcen als machtpolitischen Hebel zu verwenden. 
Am Ende desselben Monats ging US-Senator Richard Lu-
gar, einer der führenden NATO-Strategen, buchstäblich 
in die Offensive. Am Rande des NATO-Gipfels in Riga 
kritisierte er Moskau für seine Versuche, Öl als „Waffe“ 
gegen den Westen einzusetzen und schlug die Bildung ei-
ner „Energie-NATO“ vor. Kernidee dabei ist es, dass die 
NATO künftig eine Unterbrechung der Öl- und Gaszufuhr 
wie einen militärischen Angriff behandeln soll (siehe AUS-
DRUCK Juni 2007).

Anfang 2008 veröffentlichten fünf hohe NATO-Generäle 
ein Grundlagenpapier, das explizit als Forderungskatalog für 
die anstehende Aktualisierung des Strategischen Konzeptes 
der NATO in die Debatte eingespeist wurde: „Es wird eine 
zunehmende globale Konkurrenz um knappe Ressourcen 
geben, auf alle Fälle wird dies für fossile Brennstoffe zu-
treffen, was die Möglichkeiten für die Versorger anwachsen 
lässt, ihre Stellung und ihren Hebel zu missbrauchen. […] 
Die Abhängigkeit von Öl und Gas ist eine Verwundbarkeit, 
die manche Regierungen versuchen werden auszunutzen 
– die Gazprom-Krise hat unter Beweis gestellt, wie einfach 
die Nachfrage manipuliert werden kann. Die Organisation 
Erdölexportierender Länder (OPEC) ist ein Mechanismus 
– und wird es wohl auch bleiben –, um die Ölpreise künst-
lich hoch zu halten und jüngst haben Russland und die 
Vereinigten arabischen Emirate die Möglichkeiten zur Bil-
dung einer Gas-OPEC untersucht. […] Aus diesem Grund 
könnte es überlegenswert sein, in Betracht zu ziehen, die 
NATO als ein Instrument zur Energiesicherung zu verwen-
den.“39  

Mitte 2008 erneuerte Richard Lugar, der zwischenzeit-
lich als Obamas Verteidigungsminister im Gespräch war, 
bei einer Senatsanhörung seine Vorschläge zur Gründung 
einer Energie-NATO und setzte sich vehement für den Bau 
der Nabucco-Pipeline ein.40 Bei derselben Anhörung lob-
te der neue US-Vizepräsident Joseph Biden ausdrücklich 
Lugars energiepolitische Arbeit und betonte die Bedeutung 
der Auseinandersetzungen in der kaspischen Region: „Es 
geht um viel, um hunderte von Milliarden Dollar Öl und 

Infrastruktur, den Wiederaufstieg Russlands und die Ener-
giesicherheit Europas. [...] Die Russen lieben Schach. Unse-
re strategische Antwort auf dem Schachbrett Zentralasiens 
muss es sein, eine Präsenz auf den Teilen des Bretts zu eta-
blieren, die sie noch nicht kontrollieren. Das bedeutet neue 
Pipelines zu verlegen, die Alternativen [...] zum russischen 
Monopol eröffnen.“41 

Russland ließ sich von diesem Säbelrasseln jedoch nicht 
beirren, am 23. Dezember 2008 fand der Gründungsgip-
fel von 16 gasexportierenden Ländern in Moskau statt, die 
Gas-OPEC ist damit Realität geworden.42 Manche Exper-
ten bezweifeln zwar die Durchschlagskraft dieses Kartells43, 
aber allein schon die westlichen Reaktionen zeigen deut-
lich, wie ernst dieser Versuch genommen wird. So warnte 
David Clark, ein ehemaliger Berater des britischen Außen-
ministeriums: „Dabei handelt es sich um einen eindeutigen 
Versuch Russlands und anderer Staaten, ihren Einfluss zu 
vergrößern und Energie als geopolitische Waffe zu verwen-
den.“44 Etwas weniger brachial, aber dennoch deutlich war 
auch die Kritik vonseiten der EU-Kommission: „Die Kom-
mission ist grundsätzlich gegen Kartelle zum Verkauf und 
Marketing von Produkten und Kohlenwasserstoffe machen 
da keine Ausnahme“, so Ferrán Tarradellas Espuny, Ener-
giesprecher der Kommission. „Wir glauben, die besten Be-
dingungen für den Verkauf eines Produktes wie Gas sind 
freie und transparente Märkte.“45

SCO und die Konturen des Neuen Kalten Krieges
In Russland reagiert man auf die westlichen Versuche, 

die Energiefrage zu militarisieren, äußerst empfindlich. „In 
letzter Zeit haben neue Mitglieder der Allianz vorgeschla-
gen, eine ‚Energie-NATO‘ zu gründen, ein Vorschlag, der 
in Washington auf enthusiastische Unterstützung traf. [...] 
Angesichts dieser Entwicklungen kann sich Russland nicht 
mehr länger auf die allgemeinen Versicherungen freund-
licher Absichten des Blocks verlassen.“46 Moskau reagierte 
hierauf, indem es die lange vor sich hindämmernde Shang-
hai Cooperation Organization (SCO), ein Bündnis mit 
China und vier zentralasiatischen Staaten, stärkte. 

Schon heute stellt die SCO einen überaus potenten 
Machtblock dar, dessen sechs Mitglieder 25% der Welt-
bevölkerung, 8% der Öl- und 31% der Gasvorkommen 
auf sich vereinen. Während dabei den USA der beantragte 
Beobachterstatus verwehrt wird, wurde dieser neben der 
Mongolei (2004) im Jahr 2005 Pakistan, Indien und ausge-
rechnet dem Iran eingeräumt. Im Oktober 2008 kündigte 
Wladimir Putin darüber hinaus an, dass die Zusammen-
arbeit mit den Beobachterstaaten deutlich intensiviert und 
sie sukzessive in sämtliche SCO-Aktivitäten eingebunden 
werden sollen.47 Dies könnte eine Vorstufe zu einer Voll-
mitgliedschaft darstellen, um die der Iran bereits ersucht 
hat. Sollte dies eintreffen, so würden die Mitgliedsstaaten 
über 18% der weltweiten Öl- und 37% der Gasvorräte ver-
fügen.48 Darüber hinaus wurde auf russische Initiative be-
reits im August 2007 ein „SCO-Energieclub“ eingerichtet, 
in dem im Rahmen des Bündnisses auch rohstoffrelevante 
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Fragen diskutiert werden. 

Interessant sind in diesem Zusammenhang auch Presse-
mitteilungen, die angeben, die OPEC suche „den Schul-
terschluss mit den Nicht-Opec-Anbietern, um den Fall 
der Ölpreise zu stoppen. Opec-Präsident Chakib Khelil 
hat die Ölförderländer außerhalb seiner Organisation auf-
gefordert, sich an Produktionskürzungen zu beteiligen.“49 
Umgekehrt scheint sich auch Russland, das bislang einen 
solchen Schritt immer kategorisch abgelehnt hatte, künf-
tig an die OPEC-Mengenbegrenzungen halten zu wollen: 
„Das russische Energieministerium plant die Einführung 
von ‚inneren Quoten‘, die die Erdölförderung in Russland 
regeln sollen. Dies würde zwangsläufig zur Begrenzung des 
Erdölexports und zur Stärkung von staatlich kontrollierten 
Ölunternehmen führen. Marktteilnehmer sind der Auffas-
sung, Moskau könne alsbald vollwertiges OPEC-Mitglied 
werden.“50 Ganz deutlich äußerte sich der russische Präsi-
dent Dmitri Medwedew über einen möglichen OPEC-Bei-
tritt Ende 2008: „Wir sind dazu bereit, wir müssen uns und 
unsere Einkommensbasis verteidigen.“51

So zeichnen sich derzeit gravierende Veränderungen in-
nerhalb des internationalen Mächtegefüges ab. Insbesondere 
nach den heftigen Konflikten mit dem Westen im Kontext 
des russisch-georgischen Krieges im Sommer 2008 mehren 
sich in Russland die Stimmen, die dafür plädieren, die SCO 
als anti-westlichen Gegenblock massiv auszubauen. So äu-
ßert sich etwa der Chef der Fernostabteilung der russischen 
Akademie der Wissenschaften, Anatoly Bolyatko, folgen-
dermaßen: „Die SCO sollte möglicherweise damit begin-
nen, eine neue Rolle sowohl im als auch außerhalb des Kau-
kasus zu spielen. Was wir gegenwärtig beobachten, ist eine 
konkrete Krise der Vorstellung von einer unipolaren Welt-
ordnung [...]. Ich bin der Ansicht, dass Organisationen wie 
die SCO und BRIC, die Russland mit Brasilien, Indien und 
China vereinigt, eine wichtigere Rolle spielen sollten. Viele 
Menschen haben bereits den Bedarf realisiert, dass die SCO 
und andere internationale Organisationen damit beginnen, 
sich stärker darauf zu konzentrieren, globale Sicherheit und 
Stabilität zu gewährleisten.“ Im Anschluss an diese Sätze 
warb Bolyatko dafür, Länder wie Indien, Pakistan und den 
Iran in die SCO aufzunehmen.52

Bereits im Sommer 2007 fand im Rahmen der SCO das 
erste Militärmanöver („Peace Mission 2007“) aller sechs 
Mitgliedsstaaten statt, an dem 6.500 Soldaten teilnahmen. 
Innerhalb des US-Militärs wird diese Übung als ein alar-
mierender Schritt gewertet, dass sich die SCO rasant in 
Richtung eines voll ausgewachsenen Militärbündnisses ent-
wickelt.53 Tatsächlich wird die SCO in russischen Zeitun-
gen teils offen als „Anti-NATO“ und „Warschauer Pakt II“ 
bezeichnet.54 Solche Aussagen werden in westlichen Sicher-
heitskreisen sehr ernst genommen, wo teils scharf vor dem 
neuen Militärblock gewarnt wird: „Das Jahr 2001 hätte ein 
Augenöffner sein können, aber der Westen, zu traumatisiert 
von den islamistischen Angriffen auf Amerika, versäumte 
es, eine ähnlich bedeutsame wenn auch weniger spektaku-
läre Entwicklung zu bemerken: […] Es dauerte fünf weitere 

Jahre, bis westliche Außenpolitikexperten realisierten, dass 
die sich herausbildende Shanghai Cooperation Organizati-
on de facto eine OPEC mit Bomben ist, die das Potenzial 
hat, sich mit der Zeit zu einer ‚NATO des Ostens‘ zu ent-
wickeln.“55 

Ausstieg aus der Eskalationsspirale
Der Aufstieg Russlands (und Chinas) ist unvermeid-

lich, die Vorherrschaft des Westens und ihres militärischen 
Durchsetzungsorgans, der NATO, steht fundamental in 
Frage: „Zwar basiert die Weltordnung des beginnen - den 
21. Jahrhunderts weiterhin auf der Sicherheitsarchitektur 
der Transatlantischen Gemeinschaft und ihrem soliden Ver-
teidigungsinstrument, der NATO. [...] Am fernen Horizont 
sind die Konturen einer neuen Weltordnung mit ihren Be-
griffen wie BRIC (inoffizielle Bezeichnung der am schnell-
sten wachsenden Schwellenländer Brasilien, Russland, In-
dien, China), Schanghai Organisation für Zusammenarbeit 
und der Gas OPEC zu erkennen.“56 

Wird der Westen bereit sein, Macht und Einfluss abzu-
geben oder (militärisch) auf seiner Vorherrschaft behar-
ren? In Russland jedenfalls stellt man sich inzwischen auf 
heftige Konflikte ein. Die Einschätzung herrscht vor, der 
Westen wolle einen Wiederaufstieg Russlands unter allen 
Umständen  verhindern.57 Auch von Obama scheint man 
diesbezüglich keine substanzielle Verbesserung zu erwarten. 
Leonid Ivashov, ehemaliger russischer Generalstabschef, 
schreibt hierzu: „Die globale US-Führerschaft und die För-
derung amerikanischer Interessen waren schon immer die 
Prioritäten der politischen Elite der Vereinigten Staaten. [...] 
Kein US-Präsident wird die US-Strategie je ändern, noch 
würde ihm dies durch die finanziellen Schattenorganisati-
onen erlaubt werden. Es ist diese Allianz aus Obama und 
dem globalen Finanzwesen (global finances), die bei den 
Wahlen am 4. November triumphierte. Gegenwärtig ist es 
eine Priorität dieser Allianz, den Aufstieg der Vereinigten 
Staaten zur globalen Vorherrschaft fortzusetzen, während 
dieser Kurs im Namen einer neuen US-Politik angekündigt 
werden wird.“58

Der Vorschlag Dmitri Medwedews, eine „alternative 
Sicherheitsarchitektur“ zu schaffen, die im Gegensatz zur 

Pressekonferenz der SCO Peace Mission 2007 mit Vertretern 
der beteiligten Streitkräfte, Bild: Russisches Verteidigungsmin-
sterium
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NATO auch Russland einbindet, verhallte bislang ungehört. 
Auch der neue US-Präsident Barack Obama scheint davon 
nichts wissen zu wollen. Schlimmer noch: mit Michael Mc-
Faul ernannte er einen ausgewiesenen Russland-Hardliner 
zum Leiter des Arbeitsgebietes Russland im Nationalen 
Sicherheitsrat. Somit deutet wenig darauf hin, dass es un-
ter Obama zu einem dringend erforderlichen Kurswechsel 
kommen wird, vielmehr läuft auch er Gefahr, den Neuen 
Kalten Krieg zu einer self-fullfilling prophecy zu machen.
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Am 15. September beschlossen die Außenminister der 
Europäischen Union (EU) während ihres Gipfeltreffens in 
Brüssel, spätestens bis zum 1. Oktober 2008 eine EU-Be-
obachter-Mission im Rahmen der so genannten Europä-
ischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) nach 
Georgien zu entsenden. Diese EU-Beobachter-Mission soll 
u.a. das Waffenstillstandsabkommen im Krieg zwischen 
Georgien und Russland überwachen, das auf EU-Vermitt-
lung zustande kam. 

Diese Entscheidung ist aus mehreren Gründen sehr pro-
blematisch: 

1. Die Mission soll die Einhaltung eines Abkommens 
überwachen, von dem es nach Angaben des französischen 
Außenministers Bernard Kouchner verschiedene Fassungen 
gibt, somit gibt es bei der Auslegung des Waffenstillstands-
abkommens erhebliche Meinungsunterschiede zwischen 
der russischen Regierung und der EU, vertreten durch die 
französische EU-Ratspräsidentschaft. 

2. Die Europäische Union ist in diesem Konflikt nicht 
neutral, mehr und mehr ergreift sie einseitig zugunsten Ge-
orgiens Partei und betreibt damit de facto auch eine de-
zidiert anti-russische Politik. Da die zu entsendenden Be-
obachter unter ausschließlicher Hoheit der Europäischen 
Union agieren sollen, ist auch von ihnen kein unpartei-
isches Verhalten zu erwarten. 

3. Die EU will über ihre Präsenz vor Ort ihren Einfluss 
in der energiereichen kaspischen Region ausdehnen und so 
eine Führungsrolle im dortigen Machtpoker übernehmen 
- weitere Konflikte mit Russland sind somit vorprogram-
miert. Die Mission steht damit symbolhaft für den macht-
politischen Expansionsdrang der Europäischen Union, den 
Beobachter nicht von ungefähr als Anzeichen für die Her-
ausbildung eines Europäischen Imperiums bewerten.

Notwendig wäre stattdessen eine wirklich neutrale Be-
obachtermission, die von beiden Kriegsseiten akzeptiert ist 
und die somit nur im Rahmen der Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), versehen 
mit einem Mandat der Vereinten Nationen (UN) möglich 
ist. Sie sollte sich aus Beobachtern zusammensetzen, deren 
Staaten keine eigenen strategischen und machtpolitischen 
Interessen in der Region haben oder mit dieser Beobach-
termission verbinden. Alle diese Kriterien treffen auf die 
geplante EU-Mission nicht zu, sie ist somit abzulehnen. 

EU-Mission: „EUMM Georgia“
Schon seit Längerem bereitete man sich in Brüssel darauf 

vor, eine Beobachtermission zur Überwachung des Waffen-

stillstandsabkommens zwischen Russland und Georgien 
(6-Punkte-Plan) zu entsenden. Auf der Ratssitzung am 15. 
September einigten sich die EU-Außenminister nun darauf, 
dass der European Union Monitoring Mission (EUMM) 
genannte ESVP-Einsatz spätestens am 1. Oktober begin-
nen soll. 

Die EUMM soll zunächst 12 Monate dauern und ins-
gesamt 232 EU-Beamte (v.a. Polizisten) umfassen. Hinzu 
kommen noch 30 lokale Mitarbeiter. Den Löwenanteil da-
von entsenden Frankreich (60 bis 76), Deutschland (40: 
davon 20 Polizisten und über das Zentrum für Internatio-
nale Friedenseinsätze (ZIF) in Berlin rekrutierte Personen), 
Italien (40), Polen (30), Schweden (27) und Großbritanni-
en (27). Kostenpunkt des Einsatzes: 31 Mio. Euro aus Töp-
fen der EU (hinzu kommen noch einzelstaatliche Ausgaben 
für Gehälter, etc.). Das Hauptquartier des Einsatzes soll in 
Tiflis errichtet werden, wobei auch die Rede davon ist, dass 
Regionalbüros in Gori, Zugdidi und Poti eingerichtet wer-
den sollen. Wichtig ist, dass der Einsatz, den der deutsche 
Hansjörg Haber leiten wird, von der Europäischen Union 
in Eigenregie durchgeführt wird: „Die EUMM wird nicht 
unter der Aufsicht der Vereinten Nationen (UN) oder der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa (OSZE) durchgeführt werden. Stattdessen wird sie eine 
eigenständige Mission, die von der EU im Rahmen der Eu-
ropäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) 
geführt wird.“ (Euractiv, 16.09.08)

Umstrittenes Mandat
Das EUMM-Mandat umfasst vor allem drei Aufgabenbe-

reiche. Die Mission soll zur Stabilisierung, Normalisierung 
und Vertrauensbildung im Georgien-Konflikt und in der 
gesamten Region beitragen (darüber hinaus soll sie bera-
tend für die weitere EU-Politik in der Region tätig wer-
den). Ein wichtiger Streitpunkt liegt in den Passagen zur 
Stabilisierung der Situation. Dem Mandat zufolge soll die 
EUMM „die Lage bezüglich des Stabilisierungsprozesses 
überwachen, analysieren und über sie auf Grundlage der 
vollen Einhaltung des 6-Punkte-Plans, einschließlich des 
Truppenrückzugs, berichten...“

Über die genaue Interpretation des Abkommens bestehen 
aber - milde formuliert - erhebliche Meinungsverschieden-
heiten. Dies hängt ganz wesentlich mit einer „Panne“ der 
französischen Krisendiplomatie zusammen, denn es gibt 
zwei völlig unterschiedliche Fassungen des 6-Punkte-Plans: 
„Der französische EU-Vorsitz musste eine Übersetzungs-
panne bei dem Waffenstillstands-Abkommen für den Kau-

Die ESVP-Mission in Georgien: 
„Vom Wasserträger zum Führungsspieler“ 
oder der Krieg in Georgien als Geburtsstunde des neuen Imperiums EU?
Von Tobias Pflüger
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kasus einräumen. In der russischen Übersetzung lautet der 
Text in einem zentralen Punkt anders als im französischen 
Original. Nach Darstellung von Außenminister Kouchner 
ist im Original des Friedensabkommens von der Sicherheit 
‚in‘ den abtrünnigen georgischen Provinzen Südossetien 
und Abchasien die Rede. In der russischen Übersetzung 
geht es dagegen um die Sicherheit ‚für‘ die Regionen. Die 
Formulierung ist entscheidend, da Russland daraus das 
Recht auf Pufferzonen auf georgischem Territorium vor den 
jeweiligen Provinzen ableitet.“ (NZZ, 08.09.2008)

Zwar haben sich Russland und die Europäische Union 
am 8. September tatsächlich darauf geeinigt, dass Mos-
kau seine Truppen spätestens 10 Tage nach Entsendung 
der EU-Mission aus Georgien zurückzieht, wohin und in 
welcher Form, bleibt allerdings umstritten. Überprüfen 
kann man jedoch die jeweiligen Standpunkte nicht, denn 
was im 6-Punkte-Plan genau festgelegt ist, darüber kann 
lediglich spekuliert werden: „Der Originaltext des Abkom-
mens ist öffentlich nicht zugänglich, er liegt nicht einmal 
in den Außenministerien anderer EU-Staaten vor.“ (FAZ, 
21.08.2008) Sowohl der Hohe Beauftragte der EU für Au-
ßen- und Militärpolitik Javier Solana als auch der Europa-
minister der französischen Ratspräsidentschaft Jean-Pierre 
Jouyet verweigerten beide auf Nachfragen im Auswärtigen 
Ausschuss nach dem Wortlaut des Originaltextes des Ab-
kommens genauere Angaben.

Die russische Regierung scheint augenblicklich zwar nicht 
darauf zu drängen, ihre Soldaten in einer Pufferzone um Ab-
chasien und Südossetien stationiert zu lassen, sie pocht aber 

darauf, in beiden abtrünnigen Provinzen, deren staatliche 
Unabhängigkeit sie inzwischen anerkannt hat, künftig mit 
je etwa 3800 Soldaten präsent zu bleiben, doppelt so viele 
wir vor Ausbruch der Feindseligkeiten. Während Russland 
diesen Schritt vom 6-Punkte-Plan gedeckt sieht, erachtet 
die Europäische Union dies als eine Verletzung des Abkom-
mens. Ganz deutlich bezieht die NATO in dieser Frage Po-
sition: „Nato-Generalsekretärs Jaap de Hoop Scheffer sagte, 
damit sei der EU-Friedensplan nicht eingehalten. Russland 
werde damit erlaubt, seine militärische Präsenz in den bei-
den abtrünnigen Regionen Abchasien und Südossetien zu 
verstärken.“ (Reuters, 15.09.2008) 

Ein wichtiger Streitpunkt war auch, in welchem Bereich 
die EU-Beobachter agieren sollen, nämlich ob die EU-Be-
obachter ausschließlich im Kernland Georgiens oder auch 
in Abchasien und Südossetien tätig werden sollten. Im 
Ratsentwurf für das EUMM-Mandat, der bislang einzigen 
vorliegenden Arbeitsgrundlage, werden in Artikel 2 nicht 
weniger als drei Formulierungen zum Stationierungsgebiet 
gewählt, die jede für sich alles und nichts bedeuten kön-
nen („on a country-wide base“, „in Georgia“, „throughout 
Georgia“). Aus diesem Grund fragte ich Javier Solana am 
10. September im Auswärtigen Ausschuss des Europäischen 
Parlamentes nach dem konkreten Aktionsradius der EU-
Beobachter, woraufhin ich folgende Antwort erhielt: „Der 
Einsatz der EU-Beobachter in Südossetien und Abchasien 
ist mit Russland nicht abgesprochen“. Die Beobachter soll-
ten aber „in dem Geist entsandt werden, überall stationiert 
zu werden.“ (AFP, 10.09.2008).

Hand in Hand bei der Eskalation im Kaukasus, Foto: EU
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Zwar wurde noch keine endgültige Entscheidung getrof-

fen, ob auf einer Stationierung in den abtrünnigen Provin-
zen letztlich auch bestanden werden wird, in jedem Fall 
widerspricht aber auch hier die Brüsseler Interpretation der 
Vereinbarungen diametral derjenigen Moskaus: „Russlands 
Regierungschef Wladimir Putin sagte der Pariser Zeitung 
Le Figaro, dass die Abchasen und Südossetien einer Entsen-
dung von EU-Beobachtern zustimmen müssten. ‚Südosse-
tien und Abchasien sind jetzt souveräne Staaten‘, erklärte 
Putin. Südossetien hatte den Einsatz bereits abgelehnt.“ 
(Die Zeit 15.9.08) 

Angesichts dieser haarsträubenden „Pannen“, die der 
französischen Krisendiplomatie in der letzten Zeit unterlau-
fen sind, fällt es einem schwer, dabei an Zufall zu glauben. 
In jedem strittigen Punkt versucht die Europäische Union, 
beiderseitige Vereinbarungen mit der Folge einseitig umzu-
interpretieren, dass Russland als böser Bube dasteht.

EU mischt mit im kaspischen Energie- und Machtpoker
Beim Ratstreffen am 15. September wurde nicht nur die 

ESVP-Mission beschlossen, sondern mit dem französi-
schen Diplomaten Pierre Morel auch ein EU-Sonderbeauf-
tragter für Georgien ernannt. Diese Entscheidung spiegelt 
das wachsende Interesse Brüssels wieder, seinen Einfluss in 
der Region auszudehnen. Denn Morel war zuvor EU-Bot-
schafter in Zentralasien und damit maßgeblich mitverant-
wortlich dafür, dass die Region aufgrund ihres Energiereich-
tums ins geopolitische Fadenkreuz der EU gerückt wurde. 
Hierzu schrieb der deutsche Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier Anfang des Jahres: „Es geht um eine Region mit 
gewaltigen Energieressourcen. [...] Ich meine den Schwarz-
meerraum und Zentralasien: beides Regionen mit einem 
enormem Potential für die Zusammenarbeit; beides Regio-
nen, die wir deshalb während unserer Präsidentschaft in den 
Fokus europäischer Außenpolitik gerückt haben. [...] Das 
macht uns zu einem Spieler in einer Region, die nicht nur 
als Energie- und Transportkorridor heftig umworben wird, 
sondern die auch eine wichtige Brückenfunktion hat: in 
den Nahen und Mittleren Osten oder hin zum Kaspischen 
Meer.“ (Rede von Frank-Walter Steinmeier, 04.03.2008, 
URL: http://tinyurl.com/4kvsom)

Parallel zur Ernennung des EU-Sonderbeauftragten für 
Georgien verabschiedete die Europäische Union ein Hilfs-
paket für das Land in Höhe von 500 Mio. Euro, was aller-
dings keineswegs eine rein karikative Maßnahme darstellt. 
Vielmehr soll mit einem Teil der Gelder ein zentrales, gegen 
Russland gerichtetes Pipelineprojekt vorangetrieben wer-
den. Dabei handelt es sich um die Nabucco-Pipeline, mit 
der zentralasiatisches Gas unter Umgehung Russlands nach 
Europa gebracht und damit Moskaus bisheriges Transport-
monopol gebrochen werden soll. Da die Pipeline auch über 
georgisches Territorium verlaufen soll, vergrößerte der Ge-
orgien-Krieg ohnehin vorhandene Zweifel an der Realisier-
barkeit des Projektes. Die EU beabsichtigt deshalb, „dem 
schwer angeschlagenen Nabucco Pipeline Projekt einen 
Schub zu verschaffen.“ (Europolitics, 16.09.08) Darin be-

steht explizit eine der Hauptaufgaben des angekündigten 
Hilfspaketes: „Teile dieser finanziellen Hilfe würden den 
Bereichen Energie und Infrastruktur in Georgien zugute 
kommen, erklärte die Kommissarin, da man befürchte, dass 
sich das Pipeline-Vorzeigeprojekt der EU, Nabucco, das 
Gas aus anderen Ländern als Russland nach Europa liefern 
soll,  nach dem russischen Einmarsch in Georgien in der 
Schwebe befinden könnte.“ (Euractiv, 16.09.2008)

Ein wichtiges Detail in diesem Zusammenhang enthüllt 
das Nachrichtenmagazin Europolitics (16.09.2008): „Die 
russische Invasion Georgiens hat ernsthafte Zweifel an der 
Durchführbarkeit von Nabucco verursacht, nicht zuletzt 
da sie droht, astronomische Versicherungskosten zu ver-
ursachen, um die Risiken eines bewaffneten Konflikts ab-
zudecken.“ Pikant ist deshalb in diesem Kontext folgender 
Satz des EUMM-Mandats, der nur so zu verstehen ist, dass 
die ESVP-Mission gewissermaßen als Rückversicherung in 
Georgien stationiert werden soll, um die Realisierbarkeit 
der Nabucco-Pipeline zu garantieren: „Die Mission wird 
außerdem die Sicherheit von Transportverbindungen, En-
ergieinfrastruktur und Einrichtungen überwachen...“  Die 
EUMM ist damit integraler Bestandteil der EU-Geopoli-
tik, mit einer neutralen Beobachtermission hat sie nichts zu 
tun. Sie ist aus diesem Grund abzulehnen. 

Die Stunde der Euro-Chauvinisten
Die Europäische Union hat den Krieg in Georgien erfolg-

reich dazu genutzt, ihren machtpolitischen Aufstieg weiter 
voranzutreiben - es schlug die Stunde der Euro-Chauvinis-
ten. So kommentierte Jochen Bittner, Europa- und Nato-
Korrespondent der ZEIT in Brüssel, die Ereignisse in einem 
Artikel mit dem bezeichnenden Titel „Imperium Europa: 
Die neue Nato heißt EU. Welches Bündnis sorgt eigent-
lich noch für mehr Sicherheit in Europa? Die Nato oder 
die EU?“ mit folgenden Worten: „Das Resümee der Geor-
gien-Krise lautet deshalb: Das Solidaritäts- und Sicherheits-
versprechen des Westens hat sich nach Osten verschoben. 
Weg von der Nato, hin zur EU. Der Westen ist nicht mehr 
Washington-zentrisch, er ist Brüssel-zentrisch.“ (Die Zeit, 
18.09.2008) Ganz ähnlich äußert sich der CSU-Europa-
abgeordneten Ingo Friedrich mit Blick auf die jüngste EU-
Mission: „Wir haben es durch Lernbereitschaft und Diszi-
plin auf der diplomatischen Weltbühne vom Wasserträger 
zum Führungsspieler geschafft.“ (http://www.cducsu.eu/
content/view/5213/4/)

Wenn die Europäische Union nicht endlich ihre immer 
dezidiert anti-russisch agierende Politik verändert - die Er-
setzung der EUMM durch eine wirklich neutrale OSZE-
Beobachtermission wäre hier ein sinnvoller erster Schritt -, 
dann drohen schwere Auseinandersetzungen mit Russland. 
Da man hierzu aber nicht bereit ist, prognostiziert die FAZ 
(15.9.08) nüchtern: „Eine sichere Lehre aus der kauka-
sischen Krise gibt es jedoch: Der Westen sollte sich darauf 
vorbereiten, dass im Verhältnis zu Moskau noch ganz ande-
re Unwetter aufziehen können.“
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Die EU hat seit Anfang 2008 eine verhältnismäßig kleine 
Truppe, die für ihr eingeschränktes Mandat völlig unpas-
send ausgerüstet ist, im Grenzgebiet des Tschad und der 
Zentralafrikanischen Republik mit dem Sudan stationiert. 
Offizieller Auftrag ist der Schutz von Flüchtlingslagern und 
humanitären Organisationen in der Region. Die vielfälti-
gen und grenzüberschreitenden, gesellschaftlichen, politi-
schen und militärischen Konflikte wurden dabei aber nicht 
ausreichend beachtet. Im Tschad selbst ist ein Diktator an 
der Regierung, der von den dort stationierten französischen 
Soldaten gestützt wird. Durch seine Misswirtschaft ist die 
Bevölkerung verarmt und ein ausgeprägtes Bandenwesen 
im Einsatzgebiet entstanden. Gegen die Regierung sind 
zahlreiche Milizen aktiv, die teilweise aus dem Sudan heraus 
operieren und von der Regierung in Khartum unterstützt 
werden, welcher die EU feindlich gegenüber steht. Die im 
Sudan aktiven Milizen, insbesondere die JEM, werden nun 
verstärkt von Deby unterstützt, um gegen die Oppositi-
on im Tschad vorzugehen. Die EU-Soldaten, selbst kaum 
handlungsfähig, drohen diese Konflikte zu eskalieren. 
Damit offenbart der jüngste EUFOR-Einsatz strukturelle 
Defizite der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, 
die um jeden Preis an Bedeutung gewinnen will und die 
einzelstaatlichen Kosten für militärische Abenteuer so weit 
senkte, dass diese ohne öffentliche Debatte und auch ohne 
jeden Sinn und Verstand durchgeführt werden können.

Die Vorwürfe, welche auch die militärisch-strategischen 
Thinktanks1 der EU und ihrer Mitgliedsstaaten an die Pla-
ner des EUFOR-Einsatzes im Tschad und der Zentralafri-
kanischen Republik richten, sind von ungewohnter Deut-
lichkeit und Schärfe: Es fehle an politischer Zielsetzung, 
an Verständnis für die Hintergründe des Konflikts und die 
nachrichtendienstliche Aufklärung im Vorfeld habe sich als 
armselig erwiesen. Der EUFOR-Einsatz sei geeignet, die 
Lage in der Region zu destabilisieren und einen Stellvertre-
terkrieg zwischen Sudan und dem Tschad zu provozieren. 
Die humanitäre Lage, die offiziell mit dem Einsatz verbes-
sert werden sollte, würde sich somit nur weiter verschlim-
mern. 

Eskalation bei Ankunft der Soldaten
Tatsächlich bestätigt die Chronologie der Ereignisse dies 

eindeutig: Einen Tag nachdem die EU den Einsatz im 
Rat absegnete, verhängte der Präsident des Tschad, Idriss 
Déby, den Ausnahmezustand im Osten des Landes.2 Teile 
der zuvor frisch geschmiedeten Allianz der Rebellen droh-
ten der EU-Mission mit dem „totalen Krieg“, falls diese 

sich nicht neutral verhalte.3 Unmittelbar nachdem die er-
sten EU-Truppen Ende Januar 2008 über die Hauptstadt 
N´Djamena eingeflogen wurden, wurde die Stadt von den 
Rebellen angegriffen, hunderte Bewohner starben, tausen-
de flohen, 15 österreichische Soldaten verbarrikadierten 
sich im Keller des dortigen Kempinski-Hotels.4 Frankreich, 
Haupttruppensteller des EUFOR-Einsatzes und schon seit 
1986 mit eigenen Soldaten im Tschad präsent, lieferte Dé-
bys Truppen Munition aus Libyen und stellte ihnen Aufklä-
rungskapazitäten sowie militärische Berater zur Verfügung 
– allerdings außerhalb des EU-Einsatzes.5 In einer Krisen-
sitzung froren die EU-Außen- und Verteidigungsminister 
die Verlegung der EU-Truppen ein, Vertreter der interna-
tionalen Gemeinschaft wurden aus der Hauptstadt eva-
kuiert. Thinktanks der EU-Sicherheitspolitik rieten schon 
zu diesem Zeitpunkt, den Einsatz zu überdenken und erst 
dann wieder aufzunehmen, wenn eine klare politische Ziel-
setzung der EU gemeinsam mit Frankreich formuliert wäre. 
Durch die französische Hilfe konnten die Rebellen nach ei-
nigen Tagen zurückgeschlagen werden, Déby nahm jedoch 
die Gefechte zum Anlass, wichtige Vertreter der zivilen Op-
position, die mit den Gefechten nichts zu tun hatten, ver-
haften zu lassen – bei einigen von ihnen ist bis heute unklar, 
ob sie noch leben und wo sie inhaftiert sind.6 

Die Verlegung der EUFOR-Soldaten lief danach nur zö-
gerlich wieder an. Erst am 15. März wurde eine bedingte 
Einsatzbereitschaft der Truppe erklärt, während die EU im-
mer noch fieberhaft die Mitgliedsstaaten aufforderte, Trup-
pen beizusteuern und bereits Verhandlungen mit Albanien 
und Russland aufnahm, die jeweils Soldaten anboten.7 Aus 
den Reihen der Militärs vor Ort wurde immer öfter Unmut 
öffentlich, Aufgabe und Ziel des Einsatzes seien unklar. Der 
Oberkommandierende der EUFOR im Einsatzland äußer-
te noch Anfang Juni deutliche Kritik an der Aufstellung der 
Truppe: Sie sei weder für eine humanitäre Mission geeignet 
noch für eine Entwaffnung der Bevölkerung. Übergriffe auf 
Dörfer und größere grenzüberschreitende Fluchtbewegun-
gen, wie sie das eigentliche Mandat begründeten, fänden 
nicht statt, es sei „als wolle man eine Fliege mit Hammer 
und Amboss erschlagen“.8 Wenige Tage später wiederum 
– die EU-Truppe hatte ihre volle Einsatzbereitschaft noch 
immer nicht erreicht – wurde sie jedoch in erste Gefechte 
verwickelt und zwar mit voller Absicht der Rebellen. 

Diese griffen die Stadt Goz Beida im Osten des Landes an, 
die nur etwa 150 Kilometer südöstlich von Abéché liegt, wo 
die EUFOR ebenso wie viele weitere westliche und inter-

Tschad: Die EUFOR als 
Brandbeschleuniger
von Christoph Marischka
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nationale Organisationen ihren Stütz-
punkt hat. Goz Beida selbst weist die 
größte Dichte an Flüchtlingslagern 
und Camps auf, und entsprechend 
viele EU-Soldaten sind dort statio-
niert. Die Rebellen plünderten u.a. 
das lokale Büro des UNHCR, bedroh-
ten dessen Mitarbeiter und nahmen 
einige Jeeps, Satellitentelefone und 
Benzin mit. Dabei sollen auch Schüs-
se gefallen sein.9 Erst als sie sich selbst 
bei Gefechten zwischen den Milizio-
nären und den Regierungstruppen ge-
fährdet sahen, gaben die 450 vor Ort 
stationierten irischen Soldaten Warn-
schüsse ab, anschließend bezogen sie 
tatsächlich ernsthaft Stellung um die 
Flüchtlingscamps herum und nah-
men 250 Menschen in ihren Lagern 
in Obhut. Die lokale Vertreterin des 
UN-Flüchtlingshilfswerks, Annette 
Rehrl, richtete danach scharfe Kritik 
an die EUFOR-Soldaten und die EU,10 ebenso später der 
Präsident Déby, beide hatten ein entschiedeneres Eingreifen 
der EUFOR erwartet.11 Javier Solana und die militärische 
Führung verteidigten hingegen das Vorgehen der Soldaten. 

Der Ton zwischen der EU und Frankreich auf der ei-
nen Seite und der Regierung des Tschad auf der anderen 
ist seitdem schärfer geworden, was die Rebellen als Erfolg 
für sich verbuchen können. Daneben ist es ihnen gelun-
gen, Stärke zu demonstrieren. Verschiedene Seiten äußerten 
sich überrascht über Umfang, Ausrüstung und Taktik der 
Milizen. Sie verfügten offensichtlich über 500-600 Fahr-
zeuge und bis zu 7.000 Soldaten, die sich über Funk an 
Orten verabreden, über die sie nur kurzfristig die Kontrolle 
übernehmen und dann weiterziehen. Dabei fahren sie in 
kleinen Konvois unterschiedliche Routen, um die französi-
sche Luftaufklärung über ihre Ziele im Unklaren zu lassen. 
Nach dem Überfall auf Goz Beida gaben sie zwar offiziell 
an, die Hauptstadt im Westen angreifen zu wollen, tatsäch-
lich nahmen sie anschließend jedoch eher Kurs Richtung 
Norden, wo sie noch mehrere Städte im oder am Rande des 
EUFOR-Einsatzgebietes vorübergehend besetzten. 

Für die französische Armee sowie die EUFOR war ihre 
Handlungsunfähigkeit, v.a. im Bereich der Aufklärung, tat-
sächlich peinlich, weshalb Frankreich in der Folge elf weite-
re Drohnen im Osten des Tschad stationierte, welche, auch 
mit Infrarot-Kameras ausgestattet, “Tag und Nacht” Bilder 
der Region liefern sollen, „vor allem, [um die] Bewegung 
bewaffneter Gruppen [zu] kontrollieren”.12 Die Rebellen, 
obwohl sie zuletzt eine Niederlage gegen Débys Truppen 
einstecken mussten, äußerten sich selbstbewusst: Die EU-
FOR könne nun im Land bleiben, da sie sich offensichtlich 
nur um den Schutz der Flüchtlinge und der humanitären 
Organisationen kümmere, was gut sei. Die Sicherheit im 
Osten des Tschad würde fortan jedoch durch die Milizen 

gewährleistet, die Einnahme der Hauptstadt sei weiterhin 
deren Ziel und stünde unmittelbar bevor. Auch die sudane-
sische Regierung versuchte anschließend, die EUFOR für 
sich zu instrumentalisieren und Frankreich und die Regie-
rung Déby zu spalten: Am 19.6.2008 bat der sudanesische 
Außenminister, Deng Alor, seine „französischen Freunde“ 
um Vermittlung mit N´Djamena, damit es zu keinem Krieg 
zwischen den beiden Ländern komme.13

Drei Wahrnehmungen des Konflikts
Diese missliche, peinliche und für die eingesetzten Solda-

ten äußerst unangenehme Lage der EUFOR ist der Tatsache 
geschuldet, dass es dem Einsatz an politischer Zielsetzung 
fehlt und er geplant wurde, ohne dass dem komplizierten 
Machtgefüge zwischen Tschad, Sudan und Zentralafrikani-
scher Republik sowie zwischen Regierungen und Rebellen 
im Vorfeld ausreichend Aufmerksamkeit geschenkt wur-
de.14 Auch die sozio-ökonomischen Ursachen der Unsicher-
heit – nämlich eine Konzentration der Öleinnahmen in den 
Händen einer kleinen und militaristischen Elite - wurden 
überhaupt nicht in die Überlegungen eines Militäreinsatzes 
einbezogen. 

Grundsätzlich bestehen drei Wahrnehmungen des Kon-
flikts unter den europäischen sicherheitspolitischen Eliten: 
Die einen nehmen ihn relativ isoliert als humanitäre Not-
lage wahr oder sehen im Osten des Tschad ein „Machtva-
kuum“, das für sich genommen durch europäische und in-
ternationale Sicherheitskräfte gefüllt werden müsse. Andere 
sehen in den dort aktiven Banden und Milizen einen „Stell-
vertreterkrieg“ zwischen den Regierungen in N´Djamena 
und Khartum. Die dritte Perspektive versteht den Konflikt 
zwischen Regierung und Rebellen v.a. als innenpolitischen 
Machtkampf mit starken grenzüberschreitenden Implika-
tionen, der insbesondere durch das militärische Engage-

Polnischer Militärhubschrauber über dem Tschad, Bild: UN
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ment der EU zu einem internationalen Stellvertreterkrieg 
anschwellen könnte. Diese drei Perspektiven legen auch je 
unterschiedliche Begründungen für den Einsatz im Tschad 
nahe.

Die erste Perspektive spricht dafür, dass die Zielsetzung 
des Mandates in diesem Falle tatsächlich mit den wesent-
lichen Triebfedern des EU-Militäreinsatzes übereinstimmt: 
Die internationale Gemeinschaft sieht der humanitären 
Notlage in Darfur schon lange zu, skandalisiert diese auch, 
um Druck auf Khartum auszuüben, aber kann auf suda-
nesischem Territorium nicht effektiv eingreifen. Um dem 
innenpolitischen und internationalen Druck der Men-
schenrechtskrieger zu einem militärischen Engagement für 
die Flüchtlinge nachzukommen, wurden nun Truppen im 
Osten des Tschad stationiert, mit dem Einverständnis der 
dortigen Regierung, die gute Erfahrungen mit der Unter-
stützung durch französische Soldaten gemacht hat und des-
halb EU-Soldaten solchen unter UN-Mandat vorzieht.15 
Wer nicht daran glaubt, dass sich die EU einfach nur auf öf-
fentlichen Druck hin in ein militärisches Abenteuer stürzt, 
kann folgender Lesart folgen: Die humanitäre Notlage im 
Tschad entsteht durch das fehlende Gewaltmonopol, durch 
das Scheitern des Staates Tschad. Solche „Scheiternde Staa-
ten“ werden von der EU per se als Sicherheitsbedrohung 
wahrgenommen, welchen durch militärischen Stabilitätsex-
port und eine Reform des Sicherheitssektors begegnet wer-
den soll. Diese Einheit zwischen moralischer Verpflichtung 
und (nationalen) Sicherheitsinteressen prägt das Bild der 
insbesondere von liberaler Seite eingeforderten „Weltin-
nenpolitik“.16 Dass beides zusammen zu einem kostspieli-
gen Militäreinsatz führt, ist natürlich umso wahrscheinli-
cher, wenn sich im Einsatzgebiet kostbare Ressourcen wie 
Öl finden lassen oder das Land sich als Transitstrecke hier-
für anbietet. Beides ist im Tschad der Fall.17 Ob nun die 
humanitäre Notlage oder Eigeninteressen bei der Planung 
des EUFOR-Einsatzes dominiert haben, zeichnet sich diese 
erste Perspektive dadurch aus, dass sie sowohl das innen-
politische als auch das internationale Machtgefüge igno-
riert und unerwünschte Nebeneffekte des Einsatzes deshalb 
nicht in Betracht gezogen wurden.

Einige Analysten auch unter den Planern des Einsatzes 
betrachten die Unsicherheit im Osten des Tschad hingegen 
als einen „Stellvertreterkrieg“ mit dem Sudan. Der EU-Ein-
satz dient aus dieser zweiten Perspektive demnach auch der 
militärischen Eindämmung – möglicherweise sogar Desta-
bilisierung – der Regierung in Khartum und der mit die-
ser verbündeten Milizen. Entsprechend einfach erscheint 
die militärische Strategie: In einem Peacekeeping-Einsatz 
müssten zwei Kontrahenten getrennt werden.18 Insbeson-
dere von den Medien wird immer wieder die „Spill-Over-
Theorie“ vermittelt, nach der die Unsicherheit in Darfur 
quasi auf den Osten des Tschad ausstrahlt und beide Län-
der ohne den dortigen Konflikt in Frieden leben würden.19 
Die sudanesische Regierung vertritt natürlich eine ähnliche 
Sicht und interpretiert den Militäreinsatz der EU in ihrem 
Nachbarland als Vorläufer oder abgespeckte Variante einer 
Intervention im Sudan, mit der sie schon mehrfach gedroht 
hat. Insofern ist es durchaus wahrscheinlich, dass Khartum 
– trotz zuletzt versöhnlicherer Töne gegenüber Frankreich 
– die Rebellen im Osten des Tschad nun verstärkt mit Waf-
fen und Fahrzeugen unterstützt. Der Spill-Over zum Stell-
vertreterkrieg wäre somit eine Prophezeiung, die sich durch 
den EUFOR-Einsatz selbst erfüllen könnte.

Die dritte Perspektive betrachtet die Unsicherheit im 
Osten des Tschad als innenpolitischen Konflikt. So ver-
weisen Kenner der Region darauf, dass es im Tschad noch 
nie einen verfassungsmäßigen Regierungswechsel gegeben 
hätte und die Präsidenten stets mit Gewalt an die Macht 
gekommen wären. Eine Demokratisierung und gerechtere 
Verteilung des Wohlstandes ist so stets verhindert worden. 
Häufig haben die späteren Präsidenten ihre Rebellion gegen 
die aktuelle Regierung aus Darfur heraus begonnen, wie das 
auch bei Déby der Fall war. Auch, dass sich der Konflikt 
gerade jetzt verschärfe, sich die Rebellen vereint hätten und 
im Auftrieb befänden, ist aus dieser innenpolitischen Per-
spektive weitgehend ohne die Krise im Sudan zu erklären. 
Wesentliche Teile der jetzigen bewaffneten Opposition wa-
ren enge Vertraute von Déby, bis dieser 2004 die Verfassung 
änderte, um sich eine weitere Amtszeit zu ermöglichen. 
Gleichzeitig wurde klar, dass die steigenden Öleinnahmen 
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nur seinem eigenen Stamm und v.a. seinen eigenen Sicher-
heitskräften zugute kommen und deshalb eine bewaffnete 
Rebellion, auch wegen der vorgesehenen Ausbildung von 
regierungstreuen Polizeieinheiten durch die UN, immer 
schwieriger wird.20 In diesem Kontext war der Beschluss ei-
nes Einsatzes der EU ein Katalysator für die vorübergehen-
de Zusammenarbeit der drei größten Rebellengruppen im 
Dezember 2007. Denn diese mussten natürlich annehmen, 
dass die EU-Truppe, entsandt auf Initiative aus Paris mit 
Frankreich als größtem Truppensteller, ebenso wie die fran-
zösische Regierung selbst, Déby bedingungslos unterstützen 
und einen Umsturz noch schwieriger machen würde. Tat-
sächlich kommt die EUFOR trotz wachsender Distanz zu 
Déby kaum umhin, seine Herrschaft zu sichern. Ein Um-
sturz während der Anwesenheit europäischer Soldaten wäre 
nicht nur peinlich, sondern würde diesen zweifellos auf die 
eine oder andere Weise mit der EU-Mission in Verbindung 
bringen. Noch delikater aber wäre die Tatsache, dass euro-
päische Truppen auf einem Gebiet stationiert wären, das 
plötzlich der offiziellen Herrschaft von Verbündteten der 
sudanesischen Regierung unterstehen würde. Verhandlun-
gen mit dieser über den weiteren Verbleib oder auch den 
Abzug aus einer äußerst unvorteilhaften Position heraus, 
wären dann unvermeidbar.21

Der Stellvertreterkrieg beginnt, die humanitäre Lage 
verschlechtert sich
Selbst Quellen, die im Tschad schon seit 2005 einen Stell-

vertreterkrieg mit dem Sudan sehen, räumen ein, dass dieser 
sich Ende 2007, also nach dem Beschluss der EU-Mission 
und unmittelbar vor deren Verlegung, intensiviert hätte.22 
Zur Jahreswende starteten die in Darfur aktiven Truppen 
des Justice and Equality Movement (JEM) eine Offensive 
in den Rückzugsgebieten der bewaffnete Opposition gegen 
Déby im Sudan und besetzten Städte auf der sudanesischen 
Seite der Grenze zum Tschad – angeblich mit Unterstützung 
der Regierung Déby.23 Dieser reagierte außerdem auf die 
(angeblich aus Khartum koordinierte) Vereinigung der Re-
bellenbewegungen, indem er Luftangriffe auf deren Rück-
zugsgebiete jenseits der sudanesischen Grenze durchführen 
ließ. Die sudanesische Regierung beschwerte sich über diese 
Verletzung seiner Grenzen offiziell bei der UN und rekla-
mierte für sich das Recht, auf diese „Aggression“ in Über-
einstimmung mit der UN-Charta zu reagieren. Déby nahm 
dazu keine Stellung, ließ aber verlautbaren, dass der Sudan 
die Rebellen aufrüste, um die EU-Mission zu verhindern.24 
Während sich die Rebellen wenig später auf dem Rückzug 
aus N´Djamena befanden, eröffneten sie eine zweite Front 
in der östlichen Grenzstadt Adré und zwangen Débys Trup-
pen somit, die JEM um Hilfe zu bitten, die auch tatsächlich 
schnell vor Ort war und erstmals offen auf Seiten der Regie-
rung des Tschad militärisch eingriff. Militärisch führte dies 
zwar zum Erfolg, politisch hat es Déby insofern stark ge-
schwächt, als er fortan seine Verbindungen zu den Rebellen-
bewegungen im Sudan nicht mehr leugnen konnte. Die su-
danesische Regierung flog daraufhin vom 8. bis 10. Februar 

Luftangriffe auf die von der JEM im Grenzgebiet besetzten 
Städte, die anschließend von der sudanesischen Armee und 
regierungsfreundlichen Milizen überfallen wurden.25 Am 3. 
März 2008 überquerten das erste Mal, anscheinend verse-
hendlich, zwei französische Soldaten der EUFOR die Gren-
ze in den Sudan. Die genaueren Umstände sind bis heute 
unklar, eventuell hat es sich um eine nachrichtendienstliche 
Operation gehandelt. Sie wurden jedenfalls unter Beschuss 
genommen, wahrscheinlich von der sudanesischen Armee, 
ein französischer Soldat starb, der andere wurde später in 
der Grenzregion verletzt aufgefunden.

Am 10. Mai 2008 griff die JEM, ihrerseits gestützt durch 
die Regierung in N´Djamena, Khartum an. Das UNHCR 
im Tschad machte diesen Angriff in einem Bericht zur Si-
cherheitslage kurz darauf dafür verantwortlich, dass sich 
„die Alarmbereitschaft und die Furcht vor einer Eskalation 
der Gewalt“ weiter erhöht hätten. Insgesamt hätten sich 
zwischen Oktober 2005 und April 2008 140 Angriffe auf 
humanitäre Helfer und Organisationen ereignet, wobei 84 
Fahrzeuge gestohlen worden seien. Alleine von Januar bis 
März 2008 gab es 26 solche Vorfälle, mehr als jemals zu-
vor.26 Am 10. Juli 2008 gab der Sprecher der EUFOR, Dan 
Harvey, eine Einschätzung der ersten Monate der Mission 
ab, die in deren Zwischenstandsbericht einfließen sollte. 
Abgesehen davon, dass er die Ereignisse Mitte Juni eklatant 
anders darstellte, als es seinerzeit die Soldaten vor Ort, das 
UNHCR und die Presse taten – nämlich dass die EUFOR 
frühzeitig und engagiert eingegriffen hätte – betonte er, dass 
die EU-Truppe seit Einsatzbeginn (auf wann auch immer 
dieser letztlich datiert wird) bereits 211 Zusammenstöße 
mit Banditen und Rebellen gemeistert hätte, die humanitä-
re Helfer und Organisationen bedroht hätten.27 

Ein Beispiel für einen solchen Einsatz ereignete sich 
just am Tag zuvor: Zehn bewaffnete Banditen hätten ein 
Flüchtlingslager 50km südlich von Goz Beida beschossen, 
das UNHCR um Unterstützung gebeten. Die EUFOR 
hätte 45 Soldaten der Schnellen Einsatzkräfte entsandt, die 
kurz darauf von 16 Schützenpanzern verstärkt worden sei-
en. Dieses „Show of Strength“ hätte eine ernsthafte Kon-
frontation verhindert, jedoch seien die fliehenden Angreifer 
von Regierungstruppen gestellt und mindestens einer von 
ihnen getötet worden.28 Unabhängig von solchen Pseudo-
Erfolgsmeldungen wird damit deutlich: Die Provokation in 
Goz Beida war kein Einzelfall, und die Angriffe auf huma-
nitäre Einrichtungen haben seit dem EUFOR-Einsatz mas-
siv zugenommen: von 140 in zweieinhalb Jahren auf 211 
in nur wenigen Monaten. Auch die vor Ort aktive medizi-
nische Hilfsorganisation Médecins Sans Frontières berich-
tete Ende Juni 2008 von einer sich verschlechternden Si-
cherheitslage und zunehmenden Angriffen auf humanitäre 
Organisationen.29 Bezeichnenderweise gehen die offiziellen 
Dokumente der EU auf diese Sicherheitslage kaum ein, es 
finden sich allenfalls Formulierungen wie diese: „Die 77 vor 
Ort aktiven NGOs haben unterschiedliche Positionen zur 
Anwesenheit bewaffneter Kräfte zu ihrem Schutz“.

Die möglichen Zusammenhänge zwischen der Häufung 
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solcher Angriffe und dem EUFOR-Einsatz, der sie eigentlich 
verhindern sollte, sind vielfältig: Absurderweise scheinen 
alle Parteien (außer vielleicht die Regierung in Khartum) 
ein Interesse an der Beschäftigung der EUFOR-Soldaten 
und ihrem Verbleib vor Ort zu haben. Insbesondere Déby 
selbst, der meint, durch eine Verzögerung bzw. Verlänge-
rung der EU-Mission einen UN-Einsatz verhindern und 
seine Macht festigen zu können.30 Zweifellos hat die EU-
Mission dazu geführt, dass die im Grenzgebiet aktiven Mi-
lizen von den Regierungen in Khartum und N´Djamena 
verstärkt unterstützt werden und sich der Konflikt zwischen 
beiden Ländern zuspitzte. Zuletzt können die jüngsten An-
griffe auf NGOs auch als neues Aufrüsten für den nächsten 
Angriff auf N´Djamena gelesen werden, denn meist werden 
Benzin, Satellitentelefone und Fahrzeuge entwendet. 

Einsätze am Fließband
Obwohl von verschiedenen Seiten eine möglichst schnelle 

Beendigung des EUFOR-Einsatzes gefordert wird, spricht 
im Moment einiges dafür, dass er über die ursprünglich 
vorgesehenen 12 Monate hinaus verlängert wird. Denn die 
UN, die eigentlich parallel zum EU-Einsatz eine Polizei-
mission (MINURCAT) beginnen31 und nach einem Jahr 
die EU-Mission übernehmen wollte, kann hierfür keine 
Einsatzkräfte auftreiben und ist mittlerweile vorsichtiger 
geworden. Nicht so beispielsweise der irische Verteidigungs-
minister, der erst am 13. Juli 2008 die Situation im Tschad 
als „hochgradig unberechenbar“ einschätzte und meinte, 
es handle sich dabei um die „herausfordernste Situation, 
der unsere Truppen je gegenüberstanden“.32 Falls sich die 
Ablösung durch die UN verzögern sollte, wäre er trotzdem 
dafür, dass sich die Iren weiter beteiligen, schließlich hätten 
sie ihr Camp dort bereits aufgebaut.33 

Insofern offenbart der EUFOR-Einsatz verschiedene Pro-
bleme der EU-Sicherheitspolitik. Eines dieser Probleme ist 
die Tatsache, dass relativ kleine Zirkel einen EU-Militär-
einsatz vorbereiten und vorschlagen können und all diese 
Vorschläge bisher angenommen wurden. Nach der Zustim-
mung des EU-Ministerrates besteht die letzte Hürde zur 
Verwirklichung darin, dass die Mitgliedsstaaten die not-
wendigen Truppen und Ressourcen zur Verfügung stellen. 
Falls dies nicht gelingt, werden Drittstaaten unter dem Ban-
ner der EU beteiligt. Die Kosten für die Einzelstaaten sind 
jedoch verhältnismäßig gering – gemessen jedenfalls an der 
Intervention durch einen einzelnen Mitgliedsstaat –, und 
entsprechend knapp fällt auch die jeweilige öffentliche De-
batte aus. Der EU-Mission generell können die einzelnen 
Verteidigungsminister bedenkenlos zustimmen, denn jeder 
gemeinsame Einsatz – so die offizielle Lesart – stärkt die 
Position der EU auf dem internationalen Parkett. Zudem 
wurde seit dem Artemis-Einsatz in der DR Congo 2003 
eine enge Kooperation zwischen UN und dort insbesonde-
re dem militärischen DPKO und der EU aufgebaut, welche 
die EU weiter ausbauen möchte.34 

Selbst wenn einige kerneuropäische Staaten einem EU-
Einsatz eher skeptisch gegenüberstehen, werden genügend 

Truppen durch diejenigen Mitgliedsländer zur Verfügung 
gestellt, die sich davon eine Stärkung ihrer Position in der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik versprechen 
oder auch eine Ausweitung ihrer nationalstaatlichen militä-
rischen Fähigkeiten erwarten. Hierfür diente z.B. die Betei-
ligung Deutschlands an den zwei EU-Missionen in der DR 
Congo, die damals vermeintlich humanitäre Ziele verfolg-
ten, mittlerweile aber ganz unverblümt als „Probeeinsätze“ 
oder „Testläufe“ bezeichnet werden.

Genauso entwickelte sich die EUFOR-Mission im 
Tschad. Sie wurde vorbereitet vom französischen Außenmi-
nisterium im Politischen und Sicherheitspolitischen Komi-
tee der EU  und dem Vorsitzenden des UN Departement of 
Peacekeeping Operations, der zuvor selbst für das französi-
sche Außenministerium arbeitete. Auf eine von ihm initi-
ierte offizielle Anfrage der UN hin wollten die Minister der 
EU freilich Handlungsfähigkeit demonstrieren und stimm-
ten zu. Danach ging das Geschacher um beizusteuernde 
Truppen und die Führung des Einsatzes los, wobei wichtige 
Staaten wie Deutschland, Großbritannien, Italien und Spa-
nien sich sehr zurückhaltend verhielten. Also stellte Frank-
reich selbst das Hauptquartier in Mont Valérien bei Paris, 
in das dann aber immerhin Offiziere aus allen EU-Staaten 
entsandt wurden, um der Mission einen europäischen An-
strich zu geben. Truppen im Einsatzgebiet stellen neben 
Frankreich selbst hingegen v.a. Irland, Österreich und Po-
len. Die beiden ersten Truppensteller sind ihrer Verfassung 
nach eigentlich neutral, und der Einsatz in Zentralafrika 
bietet einen willkommenen Anlass für sie, sowohl ihre ei-
gene Öffentlichkeit als auch ihre Soldaten an Auslandsein-
sätze zu gewöhnen – in einem Maßstab, der eher an ein 
Manöver erinnert, als an eine einzelstaatliche Intervention. 
Für Polen hingegen war die Beteiligung ein lange eingefor-
dertes „Bekenntnis zu Europa“, nachdem es sich bislang v.a. 
für die USA im Irak militärisch beteiligte.

Neben der fehlenden europäischen Öffentlichkeit und 
den verhältnismäßig geringen nationalen Kosten spielt ein 
dritter Faktor eine Rolle dabei, dass EU-Auslandseinsätze 
leicht und damit auch allzu unüberlegt durchgeführt wer-
den können: Bei der flankierenden Diplomatie dieser Ein-
sätze kommt das politische Gewicht der EU als Ganzes zum 
Tragen. Sie kann auf die guten Kontakte der Einzelstaaten 
bei der Genehmigung von militärischen Überflugrechten 
ebenso zurückgreifen wie auf deren militärische Ressour-
cen und Stützpunkte in den ehemaligen Kolonien. Wenn 
es darum geht, Druck auf die Einsatzländer auszuüben, da-
mit diese der Stationierung ausländischer Truppen zustim-
men und diesen weitgehende Rechte einräumen, sind diese 
Verhandlungen umso asymmetrischer, als die EU in ihnen 
geschlossen auftritt und beispielsweise Zuwendungen aus 
dem Europäischen Entwicklungsfonds (EDF) versprechen 
kann, in den alle Mitgliedsstaaten einzahlen. So wurden 
dem Tschad von der Brüssler Bürokratie in den nächsten 
fünf Jahren Zahlungen in Höhe von 299 Mio. Euro aus 
dem EDF versprochen und der Zentralafrikanischen Re-
publik, auf die sich der EUFOR-Einsatz ebenfalls erstreckt, 
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immerhin 137 Mio. Euro.35 

Ein letztes Element, welches sinnlose und gefährliche 
EU-Militäreinsätze begünstigt, sind diejenigen Eliten der 
europäischen „Zivilgesellschaft“, die - bestens vernetzt 
- kontinuierlich von Völkermord reden und – das ist das 
Problem daran – den Einsatz des Militärs zu dessen Been-
digung fordern.36 Wie maßlos sie dabei die Möglichkeiten 
eines militärischen Einsatzes in komplexen Gesellschaften 
und riesigen Landstrichen über- und die mit diesem ver-
bundenen Eskalationspotentiale unterschätzen, zeigt der 
EUFOR-Einsatz an der sudanesischen Grenze. 
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Erfolg ist bekanntlich eine Sache, die primär im Auge des 
Betrachters liegt. So verhält es auch beim Angriffskrieg ge-
gen Jugoslawien und der daran anschließenden Besatzungs-
politik des Westens. Für diejenigen, die diese Aggression zu 
verantworten haben, schlägt auf der Positivseite zu Buche, 
dass das Ziel, den „jugoslawischen Riegel“ aufzubrechen 
und das dortige sozialistische durch ein marktwirtschaft-
liches System zu ersetzen, verwirklicht werden konnte. 
Mehr noch: Im Kosovo wurde im Rahmen der militärischen 
Besatzung sogar eines der neoliberalsten Wirtschaftssyste-
me der Welt etabliert. Dass dieses Ziel von Anfang an inte-
graler Bestandteil der Agenda war, bestätigt Strobe Talbott, 
seinerzeit stellvertretender US-Außenminister: „Während 
die Länder überall in der Region ihre Volkswirtschaften zu 
reformieren, ethnische Spannungen abzubauen und die Zi-
vilgesellschaft zu stärken versuchten, schien Belgrad Freude 
daran zu haben, beständig in die entgegengesetzte Richtung 
zu gehen. Kein Wunder, dass die NATO und Jugoslawien 
schließlich auf Kollisionskurs gingen. Der Widerstand Jugo-
slawiens gegen den umfassenden Trend zu politischen und wirt-
schaftlichen Reformen – und nicht die Bitte der Kosovo-Alba-
ner – bietet die beste Erklärung für den Krieg der NATO.“1

Zudem erfuhr der 1991 begonnene Umbau der NATO 
zu einem global agierenden Interventionsbündnis mit dem 
Angriffskrieg seinen „krönenden“ Abschluss. Lediglich ei-
nen Monat nach dessen Beginn im März 1999 wurde die-
ser „informelle Vertragswandel“ (Varwick/Woyke) weg von 
der Landesverteidigung mit der Verabschiedung des Neuen 
Strategischen Konzepts schriftlich fixiert. Mit der Aggressi-
on setzten die NATO-Staaten zudem ein unmissverständ-
liches Zeichen, sich bei Kriegseinsätzen künftig nicht mehr 
an eine Zustimmung des UN-Sicherheitsrates - und damit 
von Russland und China – gebunden zu fühlen. Erinnert 
sei in diesem Zusammenhang an die diesbezüglich deutli-
che Aussage des damaligen Chefs des NATO-Militäraus-
schusses Klaus Naumann: „Wir haben ihnen gezeigt, daß 
sie keine Chance haben, Interventionen der NATO durch 
ein Veto Rußlands zu behindern. Und ich hoffe, Moskau 
hat das verstanden.“2

Mit der Formel „illegal aber legitim“3 wurde versucht, 
das Problem zu umschiffen, dass der ohne UN-Man-
dat durchgeführte Krieg einen eklatanten Verstoß gegen 
die UN-Charta darstellte. Da hierdurch mit dem Nicht-
Einmischungsgebot eines der wichtigsten Prinzipien der 
UN-Charta faktisch für ungültig erklärt wurde, haben die 
NATO-Staaten damit dem Völkerrecht womöglich irrepa-
rablen Schaden zugefügt wurde. Schließlich wollte und will 

man sich nicht durch irgendwelche rechtlichen Einschrän-
kungen von Militärinterventionen abhalten lassen.

Durch die spätere Besatzung und schließlich die Aner-
kennung des Kosovo durch die Mehrheit der westlichen 
Staaten wurde darüber hinaus auch noch das Prinzip der 
souveräner Gleichheit und territorialer Unversehrtheit au-
ßer Kraft gesetzt, indem Serbien gegen dessen erklärten 
Willen zerschlagen wurde. Auch dies dürfte im Sinne der 
Aggressoren gewesen sein, ging es doch nicht zuletzt darum, 
auf dem Balkan einen Präzedenzfall zu schaffen, um künf-
tig kleinere Staaten nicht angreifen, sondern deren Grenzen 
auch im eigenen Sinne zurechtrücken zu können. Damit 
wurde aber die Büchse der Pandora geöffnet, Russland wus-
ste diese Steilvorlage zu nutzen, indem es sich die westliche 
Argumentation zu Eigen machte und seinerseits auf nahe-
zu dieselbe Weise versucht, Südossetien und Abchasien aus 
Georgien herauszubrechen - dies war eine sicherlich nicht 
beabsichtigt „Nebenwirkung“ des ganzen Unterfangens.

Was schließlich ganz sicher nicht beabsichtigt war, ist die 
Tatsache, dass es der Westen geschafft hat, nicht nur die 
serbische, sondern auch die kosovo-albanische Bevölkerung 
gegen sich aufzubringen. Ein deutlicheres Zeichen dafür, 
wie katastrophal die westliche Politik vor die Wand gefahren 
ist, kann es nur schwerlich geben. Die unglaubliche Drei-
stigkeit, mit der die Provinz unter dem Deckmantel einer 
„Unabhängigkeit unter internationaler Überwachung“ in 
ein neoliberales EU-Protektorat verwandelt wurde, sorgt für 
wachsenden Widerstand. NATO und EU reagieren hierauf, 
indem sie sich Hand in Hand verstärkt auf die Niederschla-
gung von Unruhen vorbereiten. Hierfür fanden zwischen 
Januar und März 2009 erstmals drei NATO-EU-Übungen 
statt, bei denen erstmals beide Organisationen die gemein-
same Aufstandsbekämpfung im Kosovo probten.

Kosovo: Anatomie einer westlichen Kolonie
Einen eigenständigen Staat Kosovo gab es nie und wird 

es in absehbarer Zeit auch nicht geben. Im Anschluss an 
den Angriffskrieg wurde die Provinz von der NATO-Trup-
pe KFOR mit 50.000 Soldaten besetzt. Auch heute, mehr 
als zehn Jahre später, stellen immer noch knapp 15.000 
Militärs (Tabelle: Die KFOR im Kosovo) sicher, dass die 
Geschickte der Provinz (aber auch der gesamten Region) 
den gewünschten Verlauf nehmen. 

Letzten Endes sichert die NATO damit die Arbeit der 
Besatzungsbehörde ab, die von den Vereinten Nationen mit 
der UNMIK unmittelbar nach den Kampfhandlungen eta-
bliert wurde. Der Wirtschaftshistoriker Hannes Hofbauer 

Risiken und Nebenwirkungen
Neoliberaler Kolonialismus und NATO/EU-Aufstandsbekämpfung im Kosovo
von Jürgen Wagner
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weist in diesem 
Z u s a m m e n -
hang auf die 
Tragweite die-
ses Vorgangs 
hin: „Die UN-
Mission ist in 
dieser Form 
e i n z i g a r t i g : 
noch nie in 
der neueren 
Geschichte hat 
es eine solche 
international 
getragene ex-
terne Verwal-
tung über ein 
Te r r i t o r i u m 
gegeben.“4 Die UNMIK wurde so zur 
ultimativen Autorität im Kosovo, indem 
sie Exekutive, Legislative und Judikative 
in sich vereinte. 

Über bindende Verordnungen (regula-
tions), denen faktisch Gesetzescharakter 
zukommt, wurde der gesamte Umfang 
der Kompetenzen der Besatzungsbehör-
de näher präzisiert. U.a. gönnte man 
sich damit das „Recht“, im Kosovo je-
des Gesetz zu annullieren und jeden ge-
wählten Beamten zu feuern. Weiter sah 
man sich befugt (bzw. ermächtigte sich 
selbst dazu), im Namen des Kosovo in-
ternationale Verträge abzuschließen und 
Niederlassungen mit Botschaftscharakter 
zu eröffnen. Schließlich wurde u.a. noch 
festgelegt, dass die westlichen Akteu-
re nicht der kosovarischen (geschweige 
denn der serbischen) Rechtssprechung 
unterliegen. Sukzessive übernahm also 
die UNO somit alle relevanten exeku-
tiven Funktionen und übte damit prak-
tisch die vollständige Souveränität im 
Kosovo aus - und sie wusste diese Befug-
nisse zu nutzen, indem sie die Provinz 
nach neoliberalen Vorgaben komplett 
umkrempelte. 

Neoliberales Protektorat
Gleich zu Beginn der Besatzung zeigte 

sich, wohin die Reise gehen sollte, in-
dem Serbien faktisch enteignet wurde: 
„Mit einer ersten Verordnung nach dem 
Einzug von KFOR und UNMIK vom 
25. Juli 1999 beschlagnahmte der Hohe 
Repräsentant der UN-Mission, Bernard 
Kouchner, sämtliche beweglichen und 

unbeweglichen Eigen-
tumstitel der Bundes-
republik Jugoslawien, 
die sich im Kosovo 
befanden. Darunter 
waren Telekommuni-
kationseinrichtungen, 
Infrastruktur, Ener-
giewesen, Banken, 
Produktionsstätten, 
Immobilien, Fuhr-
parks und vieles mehr 
zu finden.“5 

Nachdem zuvor am 
2. September 1999 
noch die Deutsche 
Mark als Währung 
eingeführt wurde, 

schrieb die „Provisorische Verfassung“ 
Anfang 2001 unmissverständlich die 
Einführung der freien Marktwirtschaft 
vor und übertrug dem „Hohen Reprä-
sentanten“ die Verantwortung für die 
Geld- und Wirtschaftspolitik. Dass diese 
Verfassung in Form einer UNMIK-Ver-
ordnung (2001/9) der Bevölkerung ohne 
jegliche Absprache schlichtweg überge-
stülpt wurde, sagt eigentlich alles über die 
Machtverhältnisse in der Provinz aus. 

Innerhalb der UNMIK war die Euro-
päische Union für den Bereich „Wieder-
aufbau und ökonomische Entwicklung“ 
zuständig. Unter ihrer Ägide wurde aus 
dem Kosovo eine Art neoliberales Vorzei-
geprojekt gemacht.6 Hierfür wurde die 
„Kosovo Trust Agency“ (bzw. nun vor-
rangig die „Kosovo Privatisation Agen-
cy“) per Dekret (Verordnung 2001/3) 
beauftragt, die vormals staatseigenen 
Betriebe und Genossenschaften zu pri-
vatisieren. In bislang 33 „Privatisierungs-
wellen“, die letzt schwappte im De-
zember 2008 über den Kosovo hinweg, 
wurde mittlerweile der Löwenanteil zu 
günstigen Preisen veräußert.7 Auch die 
Zölle wurden nach bekanntem Muster 
nahezu ebenso vollständig abgeschafft 
wie Mengenbegrenzungen für die Ein-
fuhren westlicher Produkte. „Kosovo 
hat eines der liberalsten Handelsregime 
der Welt“, bilanziert die Weltbank, „mit 
zwei Zolltarifsätzen, einem 0%igen und 
einem 10%igen Tarif sowie ohne jede 
Mengenbeschränkungen.“ Die Folge 
dessen war ebenso absehbar wie beab-
sichtigt: „Massenhaft billige Einfuhren 

KFOR Truppensteller
NATO
Belgien	 209
Bulgarien	 47
Kanada	 7
Tschech. Republik	 404
Dänemark	 365
Estland	 29
Frankreich	 1774
Deutschland	 2129
Griechenland	 638
Ungarn	 461
Italien	 2019
Lettland	 20
Litauen	 36
Luxemburg	 22
Niederlande	 8
Norwegen	 22
Polen	 285
Portugal	 255
Rumänien	 148
Slowakei	 141
Slowenien	 283
Spanien	 632
Türkei	 537
Großbritannien	 161
USA	 1492
Nicht-NATO	
Armenien	 70
Österreich	 674
Finnland	 440
Irland	 233
Marokko	 235
Schweden	 240
Schweiz	 209
Ukraine	 186

Stand: 14. Februar 2009	 14411

Treffen zwischen KPC und KFOR, Bild: KFOR



54
überschwemmen den kosovarischen Markt.“ (S. 169) Da 
die einheimischen Betriebe (so es sie denn überhaupt noch 
gibt) der ausländischen Konkurrenz nicht gewachsen sind, 
kann sich eine kosovarische Industrie unter diesen Bedin-
gungen nicht entwickeln: „Produziert wird beinahe nichts, 
der Industrieanteil am Bruttoinlandsprodukt ist laut dem 
kosovarischen Wirtschaftsinstitut ‚Riinvest‘ zwischen 1989 
und 2006 von 47 auf 17% gesunken.“8 Hieraus resultiert 
ein eklatantes Handelsbilanzdefizit, im Jahr 2006 beliefen 
sich die Importe auf 1.25 Mrd. Euro, exportiert wurden 
lediglich Waren im Wert von 77 Mio. Euro. Nebenbei ging 
auch bspws. noch das Bankenwesen zu ¾ in ausländischen 
(deutschen, österreichischen und belgischen) Besitz über. 

Auch hier liegt der Erfolg im Auge des Betrachters. Wäh-
rend die dem Kosovo aufgezwungenen Wirtschaftsstruktu-
ren westlichen Konzernen zum Vorteil gereichen, sieht dies 
für die Bevölkerung natürlich genau andersherum aus. So 
haben die zahlreichen Privatisierungsrunden zu Massenent-
lassungen geführt, weshalb die Arbeitslosenquote nach of-
fiziellen Angaben 42-50% beträgt (inoffizielle Schätzungen 
liegen mit 60-70% weit höher). Arbeiterrechte oder Ge-
werkschaften sind faktisch nicht existent und versucht sich 
eine Belegschaft mit Betriebsbesetzungen zu wehren, haben 
die westlichen Besatzer immer noch das Militär in der Hin-
terhand, um die Proteste wortwörtlich zu bekämpfen. So 
geschehen beispielsweise, als die Belegschaft versuchte, sich 
gegen den Verkauf der Trepca-Mine zu wehren, deren Wert 
allein auf ca. 5 Mrd. Euro geschätzt wird. Auf Anordnung 
des damaligen Hohen Repräsentanten und heutigen fran-
zösischen Außenministers Bernard Kouchner wurde darauf 
hin die Mine im August 2000 von 3.000 KFOR-Soldaten 
gestürmt. 

Es ist diese Wirtschaftspolitik, die maßgeblich für die ver-
heerende soziale Lage im Kosovo verantwortlich ist. Laut 
Weltbank leben 45% der Bevölkerung unterhalb der Ar-
mutsgrenze (45€/Monat): „Rund 15% der Bevölkerung ist 
extrem arm, hat also Schwierigkeiten die Grundernährung 
zu sichern.“9 Die Gleichzeitigkeit von neoliberalen „Re-
formen“ und schreiender Armut ist deshalb beileibe kein 

Zufall: „Kosova gilt zugleich als wirtschaftsliberalster Platz 
in Europa und als Armenhaus des Kontinents.“10 

Sezession als Steilvorlage
Wiederholt wurde darauf hingewiesen (siehe AUS-

DRUCK Dezember 2007 und April 2008), dass die Ab-
spaltung des Kosovo von Serbien gegen dessen erklärten 
Willen völkerrechtswidrig ist. Bis heute gilt die Resolution 
1244 vom 10. Juni 1999, die Serbiens Unteilbarkeit un-
zweifelhaft festschreibt, eine andere Rechtsgrundlage liegt 
nicht vor. Dennoch erklärte sich der Kosovo am 17. Febru-
ar 2008 für unabhängig und wurde bereits kurz darauf zu-
erst von den USA und wenig später von Deutschland sowie 
zahlreichen anderen Staaten offiziell anerkannt. 

Die Zerschlagung Serbiens gegen dessen erklärten Willen 
erfolgte somit ohne völkerrechtliche Grundlage, womit das 
staatliche Souveränitätsrecht und damit das Recht auf ter-
ritoriale Unversehrtheit de facto außer Kraft gesetzt wurde. 
Hiermit hat die „internationale Gemeinschaft“ (sprich: der 
Westen) aller Wahrscheinlichkeit nach bewusst einen über-
aus gefährlichen Präzedenzfall geschaffen. Dies zeigte sich 
rasch anhand der Ereignisse in Georgien, als Süd-Ossetien 
und Abchasien sich nach der georgischen Aggression im 
Sommer 2008 lossagten und argumentierten, sie würden 
für sich lediglich dieselben Rechte reklamieren, die zuvor 
dem Kosovo zugebilligt wurden. Auch Russland nutzte die 
westliche Politik als Steilvorlage, indem es die beiden Pro-
vinzen umgehend unter Verweis auf den Präzedenzfall Ko-
sovo anerkannte: „Der Kosovo hat damit im Kaukasus sein 
geopolitisches Gegenstück gefunden.“11 Dem Bestreben der 
Großmächte, die Grenzen kleinerer Staaten im Konfliktfall 
nahezu beliebig im eigenen Sinne zurechtzurücken, wurde 
hierdurch Tür und Tor geöffnet. Die scharfen Drohungen 
gegen Russland, das lediglich die westliche Politik imitiert 
hatte, zeigen allerdings, dass der „Westen“ dieses Recht ex-
klusiv für sich beansprucht.

Ahtisaaris „unabhängige“ Kolonie
Trotz der Unabhängigkeitserklärung des Kosovo – und 

seiner Anerkennung durch zahlreiche Staaten – wird sich 

Übung macht den Meister: Video einer NATO-EULEX-Übung zur Auflösung von Demonstrationen
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am kolonialen Charakter der westlichen Präsenz auf abseh-
bare Zeit nichts verändern. Grundlage für die fortgesetzte 
Fremdherrschaft, „Unabhängigkeit unter internationaler 
Überwachung“ genannt, bildet der so genannte Ahtisaari-
Plan der EU: „Der von Moskau abgelehnte und im Sicher-
heitsrat nicht einmal zur Abstimmung gelangte Ahtisaari-
Plan wurde – mit kleinen Abweichungen – am 9. April in 
14 Kapiteln und 162 Artikeln als kosovarische Verfassung 
in Prishtine ratifiziert und trat am 15. Juni in Kraft. Koso-
vas Protektoratsstatus wird darin konstitutiv.“12 Der Plan 
legt fest, dass die Kontrolle über die Provinz der Europä-
ischen Union übertragen wird. Um die reibungslose Ver-
waltung ihrer frisch erworbenen Kolonie zu gewährleisten, 
entsendete die Europäische Union die EULEX-Mission, 
die gegenwärtig (Stand: 23. März 2009) aus knapp 1700 
Beamte (Juristen, Zöllner und Polizisten) besteht, die von 
etwa 800 Kosovaren unterstützt wird. 

Dem EU-Prokunsul wird im Ahtisaari-Plan weiterhin 
das Recht zugesprochen, jedes Gesetz zu annullieren und 
jeden kosovarischen Beamten (auch Minister) bei unbot-
mäßigem Benehmen zu feuern – ohne jede rechtliche Ein-
spruchsmöglichkeit. Weiter kann der Hohe Repräsentant 
auch direkt zahlreiche Posten besetzen: „Der oberste Kolo-
nialverwalter besitzt auch die vollständige Personalhoheit. 
So setzt er den Rechnungshofpräsidenten, den Direktor 
des nationalen Pensionsfonds, die internationalen Richter 
und Staatsanwälte, den Zolldirektor, den Leiter der Steu-
erbehörde, den Chef der Zentralbank [...] und viele andere 
ein.“13 Weiter wird festgelegt, dass der Kosovo erst dann die 
vollständige Unabhängigkeit erlangen wird, wenn er sich 
für eine Aufnahme in die Europäische Union „qualifiziert“ 
hat, worüber selbstredend wiederum die westlichen Besat-
zer entscheiden. Auch die Nationalhymne des „Landes“ ist 
so unverschämt wie symptomatisch: „Der Titel ‚Europa‘ 
für eine Hymne in einem Land, das von der Europäischen 
Union verwaltet wird, ist passend, wiewohl etwas zynisch 
ausgewählt.“14 

Nicht weniger als acht Mal wird in der kosovarischen 
Verfassung Bezug auf den Ahtisaari-Plan genommen und in 

Kapitel XIII schließlich explizit festgelegt: „Die Maßnah-
men des umfassenden Vorschlags für das Übereinkommen 
zum Status des Kosovo vom 26. März 2007 haben Priorität 
über alle anderen Gesetzesmaßnahmen im Kosovo.“ Hierzu 
merkt Hofbauer an: „In verständlichen Worten: Der Ahti-
saari-Plan [...] steht über der kosovarischen Verfassung.“ Vor 
allem im Wirtschaftsbereich hat man weiterhin nichts zu 
melden: Die Einführung der „freien Marktwirtschaft“ wird 
nochmalig als alternativlos vorgeschrieben (Kapitel I/Arti-
kel 7), der Privatisierungsprozess fortgesetzt und auch auf 
das eigene Budget hat man keinerlei Einfluss: „Die frühere 
serbische Provinz [...] hat sich also die Überwachung der 
Budgetpolitik durch den EU-Kommissar und den IWF 
in ihre nationale Verfassung hineinschreiben lassen. Mehr 
Fremdherrschaft ist nicht möglich.“15 Kein Wunder also, 
dass die wirtschaftsliberale Politik auch nach der „Unab-
hängigkeit“ ungebremst ihre Fortsetzung fand: „Knapp 
sechs Monate nach der angeblichen Unabhängigkeit be-
kommt Kosova eine Flat-Tax. Die Regierung in Prishtina 
hat in ihrer gestrigen Sitzung beschlossen, den Steuersatz 
für Unternehmen von zwanzig auf zehn Prozent zu senken. 
Laut Lutfi Zharku, Minister für Handel und Industrie, 
wird auch die Einkommenssteuer herabgesetzt. Diese liegt 
nun zwischen 0 und 10 Prozent. Die Mehrwertsteuer wird 
hingegen von 15 auf 16 Prozent angehoben.“16

Widerstand und Aufstandsbekämpfung
Dass die serbische Bevölkerung des Kosovo die westli-

chen Besatzer als Feinde betrachtet und auf die Barrikaden 
geht, ist angesichts der dortigen Vorgänge nicht weiter ver-
wunderlich. Gegen die selbstherrliche Politik der westli-
chen Akteure regt sich mittlerweile jedoch auch innerhalb 
der kosovo-albanischen Bevölkerung Widerstand. Schon 
im Juli 2004 machten 75% der Kosovo-Albaner die Be-
satzungsbehörden direkt für die miserable wirtschaftliche 
Situation verantwortlich. Vor allem die Gruppe Veteven-
dosje kritisiert die westliche Kolonialverwaltung und ihre 
wirtschaftsliberale Ausrichtung.17 Bei den zunehmenden 
Massenprotesten kam es bereits zu vielen Verletzten und 
teils sogar schon zu Todesopfern. 

Auch in dieser Hinsicht ist der Kosovo leider typisch. 
Denn nicht nur dort spitzen sich die Konflikte in jüngster 
Zeit massiv zu, weshalb die USA und die EU-Staaten regel-
recht gezwungen sind, enger bei der Niederschlagung von 
Aufständen zusammenzuarbeiten. Schon im Herbst 2008 
unterzeichneten die USA und die EU hierfür ein Abkom-
men, mit dem sich die USA an der EU-Mission EULEX im 
Kosovo beteiligt. In einer EU-Presseerklärung wird dabei ex-
plizit auf den bahnbrechenden Charakter der Vereinbarung 
hingewiesen: „Hierbei handelt es sich um einen besonderen 
Fall, bei dem die Vereinigten Staaten an einer zivilen Missi-
on der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
teilnehmen.“18 Dies war bislang absolut unüblich und ist 
hier erstmals der Fall. 

So verwundert es auch nicht, dass NATO (KFOR) und 
EU (EULEX) sich gegenwärtig akribisch darauf vorberei-
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ten, künftige Proteste effektiv bekämpfen zu können. Hier-
für fanden im Januar, Februar und März 2009 Übungen 
statt, in denen KFOR und EULEX erstmals Hand in Hand 
gemeinsam die Niederschlagung eines Aufstands („crowd 
and riot control“) probten. Dass man mittlerweile wirklich 
auf keiner Seite mehr Freunde hat, zeigen auch die den 
Übungen zugrunde liegenden Szenarien – in einem rüstet 
man sich gegen kosovo-albanische Proteste, im anderen ge-
gen solche der serbischen Bevölkerung.

Die Übung im Januar, an der mehrere hundert Soldaten 
und Polizisten teilnahmen, war an die Unruhen im März 
2008 im mehrheitlich von Serben bewohnten Nordteil 
Mitovicas angelehnt, als 500 Einsatzkräfte ein besetztes 
UN-Gerichtsgebäude stürmten und dabei Tränengas und 
Blendgranaten einsetzten. In einem Soldatenblog findet 
sich folgende Beschreibung des NATO-EU-Manövers: 
„Das Szenario war eine Großdemonstration mit gewalttä-
tigen Ausschreitungen und Übergriffen auf die Polizei, wie 
sie im Kosovo bislang vorkamen. Nachdem seit Dezember 
die EULEX die Verantwortlichkeit in einer Assistenzfunk-
tion übernommen hat und das EULEX-Mandat gilt, das 
den kosovarischen Behörden die Verantwortlichkeiten in 
erster Linie überlässt, war auch der Übungsablauf der Man-
datslage angepasst. Erst als die Kosovo Police von Umfang 
und Intensität der Lage ‚überfordert‘ war, kamen (second 
line) EULEX-Kräfte der Special Police als Unterstützung 
zum Einsatz, als auch für die Kosovo Police Units und die 
EULEX-Police die Situation nicht zu bewältigen war, wur-
den (third line) KFOR Einheiten angefordert, die per Luft-
transport heran geführt wurden und ins Geschehen eingrif-
fen, so dass die Situation im Griff zu bekommen war.“19 

Die zweite Übung fand Ende Februar statt und zielte 
augenscheinlich auf den kosovo-albanischen Bevölkerungs-
teil. Auf der Homepage des österreichischen Heeres wird 
das Szenario dieses beschönigend als „Ordnungseinsatz“ 
bezeichneten Manövers folgendermaßen wiedergegeben: 
„Eine unangekündigte aggressive Demonstration vor einem 
Kloster war Ausgangspunkt des Szenarios. In Zusammenar-
beit mit der Kosovo-Polizei wurde versucht, die Demons-
tranten zu beruhigen. Diese wurden jedoch immer gewalttä-
tiger und weigerten sich, sich zurück zu ziehen. Die vor Ort 
eingesetzten KFOR-Kräfte der Multinationalen Task Force 
Süd forderten daher Verstärkung an. Zusätzliche Soldaten 
wurden in mehreren Luftlandungen mit Hubschraubern 
herangeflogen. Zwei Militärhundeführer und ihre speziell 
ausgebildeten Diensthunde wurden ebenfalls eingeflogen, 
um bei einer weiteren Eskalation bereitzustehen. Durch die 
Verstärkung aus der Luft wurden die aggressiven Demons-
tranten unter Kontrolle gebracht.“20 Über eine dritte für 
den 13. März vorgesehene Übung war bislang noch nichts 
Näheres in Erfahrung zu bringen. Aus einer EULEX-Vor-
ankündigung geht jedoch hervor, dass sie im Wesentlichen 
den beiden vorherigen geähnelt haben dürfte.21

In gewisser Weise ist diese Vorbereitung auf die Auf-
standsbekämpfung auf traurige Weise folgerichtig und 
konsequent. Da man offensichtlich nicht gewillt ist, den 
Menschen eine soziale Perspektive zu geben, bleibt den Be-
satzern letztlich nur der Rückgriff auf Gewalt – im Kosovo 
und anderswo.
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Obwohl mittlerweile mehr als hundert Jahre seit der Ver-
öffentlichung von Karl Liebknechts Schrift „Militarismus 
und Antimilitarismus unter besonderer Berücksichtigung 
der internationalen Jugendbewegung (1907)“ vergangen 
sind, ist sein Werk bedrückend aktuell, sowohl was seine 
politischen als auch analytischen Kernaussagen anbelangt. 
Für Liebknecht erfüllt die „Armee der kapitalistischen Ge-
sellschaftsordnung [...] einen doppelten Zweck.“ Sie ist 
nicht nur das zentrale Mittel zur Durchsetzung kapitali-
stischer Expansionsbestrebungen, sondern Liebknecht hat 
wie kaum ein anderer auch auf ihre Funktion zur Aufrecht-
erhaltung der Ausbeutungsstrukturen innerhalb der kapita-
listischen Staaten aufmerksam gemacht.

Aufgrund der zentralen Bedeutung des Militärs gab sich 
Liebknecht keinen Illusionen hin, dass jeglicher Wider-
stand von Seiten der Herrschenden mit brutaler Repression 
beantwortet würde: „Natürlich ist diese Empfindlichkeit 
gegen den Antimilitarismus ebenso international wie der 
Kapitalismus und wie der Militarismus; und die Reaktionen 
gegen die antimilitaristische Betätigung sind allenthalben, 
wie in andern Zusammenhang gezeigt, schroff und brutal.“ 
Liebknecht musste dies selbst schmerzlich am eigenen Leib 
erfahren: Unmittelbar nach dem Erscheinen von „Milita-
rismus und Antimilitarismus“ wurde er des Hochverrats für 
schuldig befunden und anschließend 
achtzehn Monate inhaftiert. Lieb-
knecht blieb jedoch bei seiner bis 
heute wichtigen Haltung, dass An-
timilitarismus und Antikapitalismus 
zwei Seiten derselben Medaille sind, 
weshalb es in der Kriegsfrage zu kei-
nerlei Kompromissen kommen kann 
und darf. Aus diesem Grund stimm-
te er am 2. Dezember 1914 auch 
als einziger Abgeordneter gegen die 
Bewilligung der Kriegskredite. Nicht 
zuletzt aus Respekt davor, dass Lieb-
knecht (wie auch Rosa Luxemburg) 
seine konsequente Haltung im Ja-
nuar 1919 mit dem Leben bezahlen 
musste, sollten wir dafür sorgen, dass 
seine politischen und analytischen 
Überlegungen zu Militarismus und 
Antimilitarismus nicht in Vergessen-
heit geraten und in unsere heutige 
Arbeit einfließen.

Die Doppelfunktion des Militärs: Raub im Äußeren... 
„Sie [die Armee] ist zuvörderst eine nationale Einrich-

tung, bestimmt zum Angriff nach außen oder zum Schutz 
gegen eine Gefährdung von außen, kurzum bestimmt für 
internationale Verwicklungen oder, um ein militärisches 
Schlagwort zu gebrauchen, gegen den äußeren Feind.“ 
Liebknecht sah dabei in den ökonomischen Rivalitäten der 
kapitalistischen Mächte die wichtigste Triebfeder von Krie-
gen und Konflikten: „Wir wissen, daß diese Spannung eine 
notwendige Folge der sich verschärfenden wirtschaftlichen 
Konkurrenz Englands und Deutschlands auf dem Welt-
markte ist, also eine direkte Folge der zügellosen kapitalisti-
schen Entwicklung und internationalen Konkurrenz.“ 

Auch heute sind ähnliche Tendenzen zu beobachten. 
Neue Akteure sind auf den Plan getreten, die die westli-
che Dominanz mittlerweile teils offen in Frage stellen. Als 
Resultat beobachten wir derzeit eine massive Verschärfung 
der Konflikte zwischen den NATO-Staaten und Russland 
(sowie China). Um für diese Auseinandersetzung buchstäb-
lich gerüstet zu sein, wird die NATO derzeit für diesen von 
vielen Kommentatoren bereits als Neuer Kalter Krieg be-
zeichneten Konflikt in Stellung gebracht: NATO-Raketen-
schild, Expansion in den postsowjetischen Raum, globale 
Interventionsausrichtung, etc.

Nicht nur um sich die für diese 
Auseinandersetzung notwendigen 
Ressourcen zu verschaffen, sondern 
auch um die Profitinteressen ihrer 
Konzerne zu bedienen, setzen die 
westlichen Staaten – auch dies hat 
sich leider nicht verändert – auf 
offenen Raub oder um eine heute 
geläufigere Formulierung zu wäh-
len, auf „Akkumulation durch Ent-
eignung“ (David Harvey). Bosnien, 
Kosovo, Afghanistan, Irak: Auf bru-
talste Weise werden mehr und mehr 
Länder angegriffen und im Zuge der 
anschließend als „Stabilisierungsein-
sätze“ getarnten Kolonialbesatzun-
gen schamlos ausgeplündert – unter 
fadenscheinigen Begründungen und 
auf Kosten unzähliger Opfer. Lieb-
knecht geißelte bereits vor mehr als 
100 Jahren eine solche Kolonialpoli-

Militarismus und Antimilitarismus:
Immer zuerst und zentral gegen die
„eigene“ Regierung! 
von Tobias Pflüger
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tik, „die unter der Vorspiegelung, Christentum und Zivili-
sation zu verbreiten oder die nationale Ehre zu wahren, zum 
Profit der kapitalistischen Kolonialinteressen mit frommem 
Augenaufschlag wuchert und betrügt, Wehrlose mordet 
und notzüchtigt, den Besitz Wehrloser sengt und brennt, 
Hab und Gut Wehrloser raubt und plündert, Christentum 
und Zivilisation höhnt und schändet.“

Präziser lässt sich auch heute kaum beschreiben, was die 
„humanitären“ Interventionen des Westens in Wirklichkeit 
anrichten: Im Irak marschierten die USA (unterstützt von 
zahlreichen weiteren Ländern) unter einer – offensichtlich 
an den Haaren herbeigezogenen – Begründung ein und ver-
suchen nun auf Biegen und Brechen mit dem in Washington 
geschriebenen irakischen Ölgesetz eine der größten Enteig-
nungsaktionen der jüngeren Geschichte durchzudrücken. 
Bereits im Juni 2003 kündigte der damalige US-Verwalter 
des Irak, Paul Bremer, eine „Schocktherapie“ an, in deren 
Folge die irakische Wirtschaft mit verschiedensten Erlassen 
entlang neoliberaler Vorgaben umgekrempelt wurde. Seit-
her wird versucht, alles was nicht niet und nagelfest ist, zu 
privatisieren. Weit über Hunderttausend US-Soldaten (und 
bis zu 200.000 Söldner) sichern diesen Raub ab, der unter-
schiedlichen Schätzungen zufolge zwischen 500.000 und 1 
Million irakischen Menschen das Leben gekostet hat. Das 
Land wird auch in Zukunft eine US-Kolonie bleiben. 

Entgegen der allgemeinen Wahrnehmung hat der neue 
US-Präsident Barack Obama keineswegs die Absicht, die 
amerikanischen Truppen aus dem Irak komplett abzuzie-
hen. Vielmehr will er auch künftig US-Truppen im Land 
stationiert lassen: „Dies [die versprochene Truppenredu-
zierung] würde im Sommer 2010 abgeschlossen sein. [...] 
Nach dieser Restrukturierung würden wir eine Kerntruppe 
(residual force) für bestimmte Aufgaben im Irak belassen: 
für das Vorgehen gegen die Reste von Al-Kaida; den Schutz 
unserer Dienstleister und Diplomaten; und die Ausbildung 
und die Unterstützung der irakischen Sicherheitskräfte, so 
lange, bis die Iraker Fortschritte machen.“ Über die genaue 
Größe dieser „Kerntruppe“, die man auch als „Restbesat-
zung“ bezeichnen könnte, schweigt sich Obama zwar aus. 
Lediglich bei einer Senatsanhörung machte er vage Andeu-
tungen, dass er dabei etwa 30.000 Soldaten im Auge hat. 
Sein Verteidigungsminister Robert Gates ließ im Dezember 
2008 in einem Interview mit der Washington Post die Katze 
aus dem Sack: 40.000 US-Soldaten sollen „für Jahrzehnte“ 
im Irak stationiert bleiben. Auch von einem Rückzug der 
bis zu 200.000 im Irak operierenden Söldner, die meisten 
davon sind als Subunternehmer des Pentagon unterwegs, 
ist nirgends die Rede. So bleibt von dem vollmundig ver-
sprochenen Abzug aus dem Irak in der Praxis kaum mehr 
etwas übrig.

Nicht besser sieht es in Afghanistan aus, wo mittler-
weile mehr als 50.000 NATO-Soldaten, 4.500 davon aus 
Deutschland, stationiert sind. Auch sie sichern eine nach 
der Militärintervention Ende 2001 installierte Marionet-
tenregierung ab, die seither willfährig wirtschaftsliberale 

„Reformen“ einleitet. Gleichzeitig verschwindet ein Groß-
teil der westlichen Hilfsgelder – so sie denn nicht sofort 
zur Bekämpfung des Widerstands zweckentfremdet werden 
- direkt in die Taschen westlicher Konzerne: „Afghanistan 
Inc.“ nennt die afghanische Politikwissenschaftlerin Fari-
ba Nawa die traurige Realität des westlichen „Wiederauf-
baus“ ihres Landes. Als Resultat hat sich die humanitäre 
Lage in den letzten Jahren dramatisch verschlechtert: 61% 
der Bevölkerung ist chronisch unterernährt, 68% verfügen 
über keinen Zugang zu Trinkwasser. Dies verschafft dem 
Widerstand regen Zulauf, darauf reagiert die NATO mit 
einer weiteren Eskalation ihrer Kriegsführung. Mit einem 
Stabilisierungseinsatz hat der NATO-Krieg beileibe nichts 
mehr gemein, selbst die der Bundesregierung zuarbeitende 
Stiftung Wissenschaft und Politik räumt ein, mittlerweile 
stehe der „Operationsschwerpunkt Aufstandsbekämpfung“ 
im Zentrum der Planungen.

Auch die verschiedenen EU-Interventionen in der De-
mokratischen Republik Kongo zielen auf den Raub der 
zahlreichen Rohstoffe des Landes. Ganz offen wurde von 
der EU-Kommission und insbesondere von dem belgischen 
EU-Entwicklungskommissar Louis Michel der kongolesi-
sche Autokrat Joseph Kabila bei den Wahlen 2006 unter-
stützt. Um sicherzustellen, dass er auch wirklich als Sieger 
hervorging, wurde eine mehr als 2000 Mann starke EU-
Truppe entsandt. Die „Absicherung der freien Wahlen“, 
wie seinerzeit die Bundeswehr den Zweck des Einsatzes 
beschrieb, war dabei der Vorwand, um die europäische Po-
sition im Kampf um die Rohstoffe des Landes gegenüber 
anderen Konkurrenten zu verbessern, wie Ex-Verteidi-
gungsstaatssekretär Walter Stützle unverhohlen einräumte: 
„Im Kongo ist das Problem, dass der Öffentlichkeit von der 
Bundeskanzlerin nicht gesagt worden ist, worum es eigent-
lich geht. Das konnte man in Paris sehr deutlich hören. In 
Paris hat man gehört, wir können Afrika nicht China und 
den Vereinigten Staaten überlassen, Punkt! [...] Da man das 
aber [in Deutschland] eigentlich nicht sagen wollte, hat 
man dann die Erfindung mit der Wahl gemacht.“

Im Kongo sind mittlerweile nahezu alle Bodenschätze und 
Reichtümer des Landes mit Hilfe des Präsidenten Kablia für 
ein Butterbrot an ausländische Konzerne verscherbelt wor-
den. Allerdings ging der Löwenanteil davon bislang an den 
EU-Konzernen vorbei, wie Manfred Eisele, bis 1998 Gene-
ral bei der Bundeswehr und heute Beigeordneter des Ge-
neralsekretärs der Uno für die Planung und Unterstützung 
von Uno-Einsätzen, bemängelt. Nun, nachdem sich die EU 
militärisch so stark in dem Land engagiert habe, müssten 
die Konzessionen „gerechter“ verteilt werden: „Langfristig 
werden sicherlich auch europäische Interessen an der Lie-
ferung von Rohstoffen aus einem stabilen Kongo auf der 
Tagesordnung stehen. [...] ‚Phelps Dodge‘ zum Beispiel hat 
womöglich den größten Reibach gemacht, als sie sich un-
mittelbar von Kabila eine Konzession zum Abbau der größ-
ten Kupferreserven der Welt für nicht mal ‚nen Appel und 
ein Ei geben ließen. [...] Dafür dürfen sie so viel abbauen, 
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wie 50 Jahre lang für die Sicherung des Staatshaushaltes des 
Kongo nötig wäre. Das wird vor internationalen Gremien 
neu zu verhandeln sein.“ Auch die jüngsten Debatten um 
eine neuerliche Entsendung von EU-Soldaten in den Ost-
kongo sind auch im Kontext der Konkurrenz um die dor-
tigen Rohstoffvorkommen zu sehen. Es geht darum, wer 
wieviel vom Kuchen abbekommt, wodurch aber die kongo-
lesische Bevölkerung weiterhin bettelarm bleiben wird. 

Wie unmittelbar der Zusammenhang zwischen kapi-
talistisch-neoliberaler Weltwirtschaftsordnung und Mi-
litäreinsätzen ist, zeigt ein letztes Beispiel: Als Somalia in 
den 80er Jahren durch Strukturanpassungsprogramme 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) zur Übernah-
me neoliberaler Politiken gezwungen wurde, brach der 
Staat in der Folge zusammen. Staatsangestellte konnten 
nicht mehr entlohnt werden, weshalb u.a. die Küstenwa-
che entlassen wurde. Dies hatte zur Folge, dass vor allem 
europäische Fischfangflotten die Region leer fischten und 
den somalischen Fischern die Lebensgrundlage entzogen. 
Aus diesen zwei Gruppen – ehemalige Angestellte der Kü-
stenwache und verarmte Fischer – setzt sich ein Großteil 
der nun in den Blick der Öffentlichkeit geratenen Piraten 
zusammen, die am Horn von Afrika Schiffe aufbringen 
(und damit aus westlicher Sicht den freien Warenverkehr 
gefährden). Anstatt aber die Ursachen des Phänomens an-
zugehen, entsendete die Europäische Union Ende 2008 im 
Rahmen der ATALANTA Mission Kriegsschiffe in die Re-
gion, um das Problem wortwörtlich zu bekämpfen: „Die 
Debatte über die Reaktion auf die Piraterie am Horn von 
Afrika in Deutschland ist leider wieder ein Ausdruck des 
militarisierten Denkens und Handelns deutscher Politiker. 
Anstatt sich mit den wirtschaftlichen und politischen Ur-
sachen der Piraterie zu befassen, geht es ausschließlich um 
die militärische Absicherung deutscher und europäischer 
Wirtschaftsinteressen“, so Wolfgang Heinrich, Experte des 
Evangelischen Entwicklungsdienstes (EED) für das Horn 
von Afrika.

... und Repression im Inneren 
Die überwiegende Mehrheit der Weltbevölkerung hat von 

den Kriegen der Obrigkeit nichts Positives zu erwarten, im 
Gegenteil – auch hieran ließ Liebknecht keine Zweifel auf-
kommen: „Das Proletariat der gesamten Welt hat von jener 
Politik, die den Militarismus nach außen notwendig macht, 
keinen Nutzen zu erwarten, seine Interessen widersprechen 
ihr sogar auf das aller- schärfste. Jene Politik dient mittelbar 
oder unmittelbar den Ausbeutungsinteressen der herrschen-
den Klassen des Kapitalismus. Sie sucht der regellos-wilden 
Produktion und der sinnlos-mörderischen Konkurrenz des 
Kapitalismus mit [mehr] oder weniger Geschick über die 
Welt hinaus den Weg zu bereiten.“

Nicht zuletzt hat dieser Militarismus auch gravierende 
soziale Folgen im Inneren. Während die Sozialleistungen in 
den letzten Jahren in nahezu allen westlichen Staaten mas-
siv zurückgefahren werden, erleben wir gleichzeitig einen 
regelrechten Rüstungsboom. So ist zwar die genaue Bestim-

mung der US-“Verteidigungs“ausgaben eine Wissenschaft 
für sich, da zahlreiche Posten wie etwa die Kosten für die 
Kriege im Irak und in Afghanistan (aber auch vieles an-
dere), überhaupt nicht im offiziellen Etat aufgeführt wer-
den. Allein der offizielle Haushalt hat aber mit 547 Mrd. 
Dollar im Jahr 2007 mittlerweile gigantische Dimensionen 
angenommen. Ähnlich verhält es sich in der Europäischen 
Union, deren Mitgliedstaaten inzwischen über 200 Mrd. 
Euro für Rüstung ausgeben, mit steigender Tendenz. Dazu 
kommt, dass der bisher zivile EU-Haushalt immer mehr 
zum Steinbruch für die Waffenträume von Militärs und 
Rüstungslobbyisten wird. So wird etwa das zunehmend mi-
litärisch relevante Galileo-Satellitensystem aus dem EU-Ag-
rar- und Transporthaushalt bezahlt. Und diese Entwicklung 
schreitet mit „Lichtgeschwindigkeit“ (Solana) voran. 2007 
wurden die ersten EU-Schlachtgruppen (Battlegroups) in 
Dienst gestellt. Dazu kommt die Aufstellung einer Schnel-
len Eingreiftruppe im Umfang von 60.000 Mann, berück-
sichtigt man die hierfür notwendige Reserve bedeutet die 
eine Gesamtgröße von etwa 180.000 Soldaten.

Da auch in Deutschland immer mehr Menschen im 
Zuge der Agenda 2010 verarmen und gerade Jugendliche 
angeben, sie müssten sich bei der Bundeswehr verpflichten, 
um die Kriege der Reichen zu führen, da sie keine ande-
re Perspektive auf dem zivilen Arbeitsmarkt sehen, wächst 
das innenpolitische Konfliktpotenzial massiv an. So besteht 
eine zweite zentrale Funktion des Militärs darin, falls er-
forderlich, politische Unruhen im Keim zu ersticken, wie 
schon Liebknecht betonte: „Der Militarismus ist aber nicht 
nur Wehr und Waffe gegen den äußeren Feind, seiner harrt 
eine zweite Aufgabe, die mit der schärferen Zuspitzung der 
Klassengegensätze und mit dem Anwachsen des proleta-
rischen Klassenbewusstseins immer näher in den Vorder-
grund rückt, die äußere Form des Militarismus und seinen 
inneren Charakter immer mehr bestimmend: die Aufgabe 
des Schutzes der herrschenden Gesellschaftsordnung, einer 
Stütze des Kapitalismus und aller Reaktion gegenüber dem 
Befreiungskampf der Arbeiterklasse.“

Hierin besteht also die „doppelte Funktion“ des Militärs: 
es soll die bestehenden Herrschafts- und Ausbeutungsver-
hältnisse sowohl im Äußeren, aber eben auch im Inneren 
durchzusetzen und absichern. „Gegen Demokraten helfen 
nur Soldaten“, war schon das Credo der Monarchisten im 
19. Jahrhundert und auch heute werden Panzer gegen de-
mokratische Proteste aufgefahren wie etwa beim G8-Gipfel 
in Heiligendamm. Ein Beitrag in der Zeitschrift „griephan 
global security“ (Herbst 2007), die gegenwärtig versucht, 
sich als Zentralorgan an der Schnittstelle zwischen Sicher-
heitspolitik und Wirtschaft zu etablieren, bringt die diesbe-
züglichen Gedankengänge der Herrschenden überdeutlich 
auf den Punkt: „Zur Zeit ist eines der größten Risiken, dass 
die gegenwärtig Ausgeschlossenen irgendwann Gehör fin-
den und ihren Einfluss dann auf nationaler Ebene wieder 
geltend machen. Daraus entsteht sowohl für globale Unter-
nehmen als auch für Investoren eine Herausforderung: Wie 
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schützt man globale Unternehmensstrukturen in einer Zeit, 
wo sich das ‚Länderrisiko‘ im weitesten Sinne verschärft? 
Unternehmen müssen [sich] gegen politische und soziale 
Unruhen in den Nationalstaaten sichern.“

Doch die Kriegspolitik der Herrschenden hat gerade hier 
in Deutschland abgewirtschaftet, immer größere Teile der 
Bevölkerung lehnen die Auslandseinsätze der Bundeswehr 
ab. Es ist davon auszugehen, dass bei künftigen Kriegen 
die Diskrepanz zwischen politischer Klasse und Bevölke-
rung immer größer werden wird. Es kommt nun darauf an, 
diese Abneigung gegen Militäreinsätze in einen generellen 
Widerstand gegen Krieg und Kapitalismus umzumünzen. 
Denn nur dann kann gegen die kommenden Kriege Erfolg 
versprechend gehandelt werden.

Antimilitarismus und Antikapitalismus: Zwei Seiten 
derselben Medaille
„Das letzte Ziel des Antimilitarismus ist die Beseitigung 

des Militarismus, das heißt: Beseitigung des Heeres in je-
der Form“, so Liebknecht, der immer wieder die besondere 
Bedeutung des Antimilitarismus betont hat, den er als un-
trennbaren und zentralen Bestandteil des Antikapitalismus 
erachtete: „Wir sind Antimilitaristen als Antikapitalisten.“ 
Hierbei handelt es sich um eine zentrale Aussage. Die Zu-
stimmung zu Kriegseinsätzen war schon im ersten Weltkrieg 
der entscheidende Grund für den Bruch in der Sozialdemo-

kratie und für die Gründung von USPD, Spartakusbund 
und KPD. Auch heute gilt, wer sich für Kriegseinsätze aus-
spricht, kann nicht glaubhaft für sich reklamieren, politisch 
links zu stehen.

Gerne wird auch der Versuchung erlegen, die „Schuld“ an 
Krisen und Konflikten anderen in die Schuhe zu schieben: 
wie schnell ist man etwa in Deutschland bereit, alle Pro-
bleme der Welt auf die Politik der Vereinigten Staaten zu-
rückzuführen, die eigene Regierung aber geflissentlich von 
jeglicher Verantwortung freizusprechen. Auch hier bleiben 
Liebknechts eindeutigen Aussagen von bleibender Bedeu-
tung. Im Mai 1915, mitten im Ersten Weltkrieg, erschien 
sein berühmtes Flugblatt, in dem er den Gegner für die 
hierzulande lebenden Menschen klar und deutlich benann-
te: „Der Hauptfeind des deutschen Volkes steht in Deutsch-
land: der deutsche Imperialismus, die deutsche Kriegs-
partei, die deutsche Geheimdiplomatie. Diesen Feind im 
eigenen Lande gilt’s für das deutsche Volk zu bekämpfen, zu 
bekämpfen im politischen Kampf, zusammenwirkend mit 
dem Proletariat der anderen Länder, dessen Kampf gegen 
seine heimischen Imperialisten geht.“

Dies - immer zuerst und zentral gegen die „eigene“ Regie-
rung - ist ein grundlegender Ansatz, den es bei allen politi-
schen Aktivitäten zu bedenken gilt.
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